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1 Präambel 

 

Der Deutsche Corporate Governance Kodex (der „Kodex“) stellt wesentliche gesetzliche Vor-

schriften zur Leitung und Überwachung deutscher börsennotierter Gesellschaften (Unter-

nehmensführung) dar und enthält international und national anerkannte Standards guter 

und verantwortungsvoller Unternehmensführung. Der Kodex hat zum Ziel, das deutsche 

Corporate Governance System transparent und nachvollziehbar zu machen. Er will das 

Vertrauen der internationalen und nationalen Anleger, der Kunden, der Mitarbeiter und der 

Öffentlichkeit in die Leitung und Überwachung deutscher börsennotierter Gesellschaften 

fördern. 

 

Der Kodex verdeutlicht die Verpflichtung von Vorstand und Aufsichtsrat, im Einklang mit den 

Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft für den Bestand des Unternehmens und seine 

nachhaltige Wertschöpfung zu sorgen (Unternehmensinteresse). Diese Prinzipien verlangen 

nicht nur Legalität, sondern auch ethisch fundiertes, eigenverantwortliches Verhalten 

(Leitbild des Ehrbaren Kaufmanns). 

 

Institutionelle Anleger sind für die Unternehmen von besonderer Bedeutung. Von ihnen wird 

erwartet, dass sie ihre Eigentumsrechte aktiv und verantwortungsvoll auf der Grundlage von 

transparenten und die Nachhaltigkeit berücksichtigenden Grundsätzen ausüben.  

 

Deutschen Aktiengesellschaften ist ein duales Führungssystem gesetzlich vorgegeben. 

 

Der Vorstand leitet das Unternehmen in eigener Verantwortung. Die Mitglieder des Vor-

stands tragen gemeinsam die Verantwortung für die Unternehmensleitung. Der Vorstands-

vorsitzende koordiniert die Arbeit der Vorstandsmitglieder. 

 

Der Aufsichtsrat bestellt, überwacht und berät den Vorstand und ist in Entscheidungen, die 

von grundlegender Bedeutung für das Unternehmen sind, unmittelbar eingebunden. Der 

Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat. 

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden von den Aktionären in der Hauptversammlung ge-

wählt. Bei Unternehmen mit mehr als 500 bzw. 2.000 Arbeitnehmern im Inland sind auch die 

Arbeitnehmer im Aufsichtsrat vertreten, der sich dann zu einem Drittel bzw. zur Hälfte aus 

von den Arbeitnehmern gewählten Vertretern zusammensetzt. Bei Unternehmen mit mehr 

als 2.000 Arbeitnehmern hat der Aufsichtsratsvorsitzende, der praktisch immer ein Vertreter 

der Anteilseigner ist, ein die Beschlussfassung entscheidendes Zweitstimmrecht. Die von den 

Aktionären gewählten Anteilseignervertreter und die Arbeitnehmervertreter sind gleicher-

maßen dem Unternehmensinteresse verpflichtet. 

 

Alternativ eröffnet die Europäische Gesellschaft (SE) die Möglichkeit, sich auch in Deutsch-

land für das international verbreitete System der Führung durch ein einheitliches Leitungs-

organ (Verwaltungsrat) zu entscheiden. 
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Die Ausgestaltung der unternehmerischen Mitbestimmung in der SE wird grundsätzlich durch 

eine Vereinbarung zwischen der Unternehmensleitung und der Arbeitnehmerseite fest-

gelegt. Die Arbeitnehmer in den EU-Mitgliedstaaten sind einbezogen. 

 

Die Rechnungslegung deutscher Unternehmen ist am True-and-fair-view-Prinzip orientiert 

und hat ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln. 

 

Empfehlungen des Kodex sind im Text durch die Verwendung des Wortes „soll“ gekenn-

zeichnet. Die Gesellschaften können hiervon abweichen, sind dann aber verpflichtet, dies 

jährlich offenzulegen und die Abweichungen zu begründen („comply or explain“). Dies 

ermöglicht den Gesellschaften die Berücksichtigung branchen- oder unternehmensspezi-

fischer Bedürfnisse. Eine gut begründete Abweichung von einer Kodexempfehlung kann im 

Interesse einer guten Unternehmensführung liegen. So trägt der Kodex zur Flexibilisierung 

und Selbstregulierung der deutschen Unternehmensverfassung bei. Ferner enthält der Kodex 

Anregungen, von denen ohne Offenlegung abgewichen werden kann; hierfür verwendet der 

Kodex den Begriff „sollte“. Die übrigen sprachlich nicht so gekennzeichneten Teile des Kodex 

betreffen Beschreibungen gesetzlicher Vorschriften und Erläuterungen. 

 

In Regelungen des Kodex, die nicht nur die Gesellschaft selbst, sondern auch ihre Konzern-

unternehmen betreffen, wird der Begriff „Unternehmen“ statt „Gesellschaft“ verwendet. 

 

Der Kodex richtet sich in erster Linie an börsennotierte Gesellschaften und Gesellschaften 

mit Kapitalmarktzugang im Sinne des § 161 Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes. Auch nicht 

kapitalmarktorientierten Gesellschaften wird die Beachtung des Kodex empfohlen. 

 

Für die Corporate Governance börsennotierter Kreditinstitute und Versicherungsunter-

nehmen ergeben sich aus dem jeweiligen Aufsichtsrecht Besonderheiten, die im Kodex nicht 

berücksichtigt sind. 

 

Der Kodex wird in der Regel einmal jährlich vor dem Hintergrund nationaler und internatio-

naler Entwicklungen überprüft und bei Bedarf angepasst. 
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2 Aktionäre und Hauptversammlung 

 

2.1 Aktionäre 

 

2.1.1 Die Aktionäre nehmen im Rahmen der gesetzlichen und satzungsmäßig vorgesehenen 

Möglichkeiten ihre Rechte vor oder während der Hauptversammlung wahr und üben 

dabei ihr Stimmrecht aus. 

 

2.1.2 Jede Aktie gewährt grundsätzlich eine Stimme. Aktien mit Mehrstimmrechten oder Vor-

zugsstimmrechten („golden shares“) sowie Höchststimmrechte bestehen nicht. 

 

2.2 Hauptversammlung 

 

2.2.1 Der Vorstand legt der Hauptversammlung den Jahresabschluss, den Lagebericht, den 

Konzernabschluss und den Konzernlagebericht vor. Sie entscheidet über die Gewinnver-

wendung sowie die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat und wählt in der Regel die 

Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat und den Abschlussprüfer. 

Darüber hinaus entscheidet die Hauptversammlung über den Inhalt der Satzung, 

insbesondere den Gegenstand der Gesellschaft und wesentliche Strukturmaßnahmen 

wie  Unternehmensverträge und Umwandlungen, über die Ausgabe von neuen Aktien 

und von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen sowie über die Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien. Sie kann über die Billigung des Systems der Vergütung der 

Vorstandsmitglieder beschließen. 

 

2.2.2 Bei der Ausgabe neuer Aktien haben die Aktionäre grundsätzlich ein ihrem Anteil am 

Grundkapital entsprechendes Bezugsrecht. 

 

2.2.3 Jeder Aktionär ist berechtigt, an der Hauptversammlung teilzunehmen, das Wort zu 

Gegenständen der Tagesordnung zu ergreifen und sachbezogene Fragen und Anträge zu 

stellen. 

 

2.2.4 Der Versammlungsleiter sorgt für eine zügige Abwicklung der Hauptversammlung. Dabei 

sollte er sich davon leiten lassen, dass eine ordentliche Hauptversammlung spätestens 

nach vier bis sechs Stunden beendet ist. 

 

2.3 Einladung zur Hauptversammlung, Stimmrechtsvertreter 

 

2.3.1 Die Hauptversammlung ist vom Vorstand mindestens einmal jährlich unter Angabe der 

Tagesordnung einzuberufen. Aktionärsminderheiten sind berechtigt, die Einberufung 

einer Hauptversammlung und die Erweiterung der Tagesordnung zu verlangen. Die 

Einberufung sowie die vom Gesetz für die Hauptversammlung verlangten Berichte und 

Unterlagen einschließlich des Geschäftsberichts sind für die Aktionäre leicht erreichbar 

auf der Internetseite der Gesellschaft zusammen mit der Tagesordnung zugänglich zu 

machen. 
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2.3.2 Die Gesellschaft soll den Aktionären die persönliche Wahrnehmung ihrer Rechte und die 

Stimmrechtsvertretung erleichtern. Der Vorstand soll für die Bestellung eines Vertreters 

für die weisungsgebundene Ausübung des Stimmrechts der Aktionäre sorgen; dieser 

sollte auch während der Hauptversammlung erreichbar sein. 

 

2.3.3 Die Gesellschaft sollte den Aktionären die Verfolgung der Hauptversammlung über 

moderne Kommunikationsmedien (z.B. Internet) ermöglichen. 

 

 

 

3 Zusammenwirken von Vorstand und Aufsichtsrat 
 

3.1 Vorstand und Aufsichtsrat arbeiten zum Wohle des Unternehmens eng zusammen. 

 

3.2 Der Vorstand stimmt die strategische Ausrichtung des Unternehmens mit dem Aufsichts-

rat ab und erörtert mit ihm in regelmäßigen Abständen den Stand der Strategieumset-

zung. 

 

3.3 Für Geschäfte von grundlegender Bedeutung legen die Satzung oder der Aufsichtsrat – 

dieser gegebenenfalls auch im Einzelfall – Zustimmungsvorbehalte des Aufsichtsrats fest. 

Hierzu gehören Entscheidungen oder Maßnahmen, die die Vermögens-, Finanz- oder 

Ertragslage des Unternehmens grundlegend verändern. 

 

3.4 Die Information des Aufsichtsrats ist Aufgabe des Vorstands. Der Aufsichtsrat hat jedoch 

seinerseits sicherzustellen, dass er angemessen informiert wird. Zu diesem Zweck soll der 

Aufsichtsrat die Informations- und Berichtspflichten des Vorstands näher festlegen. 

Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle 

für das Unternehmen relevanten Fragen der Strategie, der Planung, der Geschäftsent-

wicklung, der Risikolage, des Risikomanagements und der Compliance. Er geht auf Abwei-

chungen des Geschäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und Zielen unter Angabe 

von Gründen ein. 

Berichte des Vorstands an den Aufsichtsrat sind in der Regel in Textform zu erstatten. 

Entscheidungsnotwendige Unterlagen werden den Mitgliedern des Aufsichtsrats 

möglichst rechtzeitig vor der Sitzung zugeleitet. 

 

3.5 Gute Unternehmensführung setzt eine offene Diskussion zwischen Vorstand und Auf-

sichtsrat sowie in Vorstand und Aufsichtsrat voraus. Die umfassende Wahrung der 

Vertraulichkeit ist dafür von entscheidender Bedeutung. 

Alle Organmitglieder stellen sicher, dass die von ihnen zur Unterstützung einbezogenen 

Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise einhalten. 

 

3.6 In mitbestimmten Aufsichtsräten können die Vertreter der Aktionäre und der Arbeit-

nehmer die Sitzungen des Aufsichtsrats jeweils gesondert, gegebenenfalls mit Mitglie-

dern des Vorstands, vorbereiten. 



Deutscher Corporate Governance Kodex  
7. Februar 2017 

 

 

 

5 
Der Aufsichtsrat soll bei Bedarf ohne den Vorstand tagen. 

 

3.7 Bei einem Übernahmeangebot müssen Vorstand und Aufsichtsrat der Zielgesellschaft 

eine begründete Stellungnahme zu dem Angebot abgeben, damit die Aktionäre in Kennt-

nis der Sachlage über das Angebot entscheiden können. 

Der Vorstand darf nach Bekanntgabe eines Übernahmeangebots bis zur Veröffentlichung 

des Ergebnisses keine Handlungen vornehmen, durch die der Erfolg des Angebots ver-

hindert werden könnte, soweit solche Handlungen nicht nach den gesetzlichen Rege-

lungen erlaubt sind. Bei ihren Entscheidungen sind Vorstand und Aufsichtsrat an das 

beste Interesse der Aktionäre und des Unternehmens gebunden. 

Der Vorstand sollte im Falle eines Übernahmeangebots eine außerordentliche Haupt-

versammlung einberufen, in der die Aktionäre über das Übernahmeangebot beraten und 

gegebenenfalls über gesellschaftsrechtliche Maßnahmen beschließen. 

 

3.8 Die Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat beachten die Regeln ordnungsgemäßer 

Unternehmensführung. Verletzen sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 

Geschäftsleiters bzw. Aufsichtsratsmitglieds schuldhaft, so haften sie der Gesellschaft 

gegenüber auf Schadensersatz. Bei unternehmerischen Entscheidungen liegt keine 

Pflichtverletzung vor, wenn das Mitglied von Vorstand oder Aufsichtsrat 

vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum 

Wohle der Gesellschaft zu handeln (Business Judgement Rule). 

Schließt die Gesellschaft für den Vorstand eine D&O-Versicherung ab, ist ein Selbstbehalt 

von mindestens 10 % des Schadens bis mindestens zur Höhe des Eineinhalbfachen der 

festen jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds zu vereinbaren. 

In einer D&O-Versicherung für den Aufsichtsrat soll ein entsprechender Selbstbehalt ver-

einbart werden. 

 

3.9 Die Gewährung von Krediten des Unternehmens an Mitglieder des Vorstands und des 

Aufsichtsrats sowie ihre Angehörigen bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

 

3.10 Über die Corporate Governance sollen Vorstand und Aufsichtsrat jährlich berichten 

(Corporate Governance Bericht) und diesen Bericht im Zusammenhang mit der Erklärung 

zur Unternehmensführung veröffentlichen. Dabei sollte auch zu den Kodexanregungen 

Stellung genommen werden. Die Gesellschaft soll nicht mehr aktuelle Entsprechenserklä-

rungen zum Kodex fünf Jahre lang auf ihrer Internetseite zugänglich halten. 

 

 

4 Vorstand 
 

4.1 Aufgaben und Zuständigkeiten 

 

4.1.1  Der Vorstand leitet das Unternehmen in eigener Verantwortung im Unternehmensinte-

resse, also unter Berücksichtigung der Belange der Aktionäre, seiner Arbeitnehmer und 
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der sonstigen dem Unternehmen verbundenen Gruppen (Stakeholder) mit dem Ziel 

nachhaltiger Wertschöpfung. 

 

4.1.2 Der Vorstand entwickelt die strategische Ausrichtung des Unternehmens, stimmt sie mit 

dem Aufsichtsrat ab und sorgt für ihre Umsetzung. 

 

4.1.3 Der Vorstand hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und der unterneh-

mensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren Beachtung durch die Konzern-

unternehmen hin (Compliance). Er soll für angemessene, an der Risikolage des 

Unternehmens ausgerichtete Maßnahmen (Compliance Management System) sorgen 

und deren Grundzüge offenlegen. Beschäftigten soll auf geeignete Weise die Möglichkeit 

eingeräumt werden, geschützt Hinweise auf Rechtsverstöße im Unternehmen zu geben; 

auch Dritten sollte diese Möglichkeit eingeräumt werden. 

 

4.1.4 Der Vorstand sorgt für ein angemessenes Risikomanagement und Risikocontrolling im 

Unternehmen. 

 

4.1.5 Der Vorstand soll bei der Besetzung von Führungsfunktionen im Unternehmen auf Vielfalt 

(Diversity) achten und dabei insbesondere eine angemessene Berücksichtigung von 

Frauen anstreben. Für den Frauenanteil in den beiden Führungsebenen unterhalb des 

Vorstands legt der Vorstand Zielgrößen fest. 

 

4.2 Zusammensetzung und Vergütung 

 

4.2.1 Der Vorstand soll aus mehreren Personen bestehen und einen Vorsitzenden oder Spre-

cher haben. Eine Geschäftsordnung soll die Arbeit des Vorstands, insbesondere die 

Ressortzuständigkeiten einzelner Vorstandsmitglieder, die dem Gesamtvorstand vorbe-

haltenen Angelegenheiten sowie die erforderliche Beschlussmehrheit bei Vorstands-

beschlüssen (Einstimmigkeit oder Mehrheitsbeschluss) regeln. 

 

4.2.2 Das Aufsichtsratsplenum setzt die jeweilige Gesamtvergütung der einzelnen Vorstands-

mitglieder fest. Besteht ein Ausschuss, der die Vorstandsverträge behandelt, unterbreitet 

er dem Aufsichtsratsplenum seine Vorschläge. Das Aufsichtsratsplenum beschließt das 

Vergütungssystem für den Vorstand und überprüft es regelmäßig. 

Die Gesamtvergütung der einzelnen Vorstandsmitglieder wird vom Aufsichtsratsplenum 

unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbezügen auf der Grundlage einer Leistungs-

beurteilung festgelegt. Kriterien für die Angemessenheit der Vergütung bilden sowohl die 

Aufgaben des einzelnen Vorstandsmitglieds, seine persönliche Leistung, die wirtschaft-

liche Lage, der Erfolg und die Zukunftsaussichten des Unternehmens als auch die Üblich-

keit der Vergütung unter Berücksichtigung des Vergleichsumfelds und der Vergütungs-

struktur, die ansonsten in der Gesellschaft gilt. Hierbei soll der Aufsichtsrat das Verhältnis 

der Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises und der Belegschaft 

insgesamt auch in der zeitlichen Entwicklung berücksichtigen, wobei der Aufsichtsrat für 

den Vergleich festlegt, wie der obere Führungskreis und die relevante Belegschaft abzu-

grenzen sind. 
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Zieht der Aufsichtsrat zur Beurteilung der Angemessenheit der Vergütung einen externen 

Vergütungsexperten hinzu, soll er auf dessen Unabhängigkeit vom Vorstand bzw. vom 

Unternehmen achten. 

 

4.2.3 Die Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder umfasst die monetären Vergütungsteile, 

die Versorgungszusagen, die sonstigen Zusagen, insbesondere für den Fall der Beendi-

gung der Tätigkeit, Nebenleistungen jeder Art und Leistungen von Dritten, die im Hinblick 

auf die Vorstandstätigkeit zugesagt oder im Geschäftsjahr gewährt wurden. 

Die Vergütungsstruktur ist auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung auszurichten. 

Die monetären Vergütungsteile sollen fixe und variable Bestandteile umfassen. Variable 

Vergütungsbestandteile haben grundsätzlich eine mehrjährige Bemessungsgrundlage, 

die im Wesentlichen zukunftsbezogen sein soll. Sowohl positiven als auch negativen 

Entwicklungen soll bei der Ausgestaltung der variablen Vergütungsteile Rechnung 

getragen werden. Sämtliche Vergütungsteile müssen für sich und insgesamt angemessen 

sein und dürfen insbesondere nicht zum Eingehen unangemessener Risiken verleiten. Die 

Vergütung soll insgesamt und hinsichtlich ihrer variablen Vergütungsteile betragsmäßige 

Höchstgrenzen aufweisen. Die variablen Vergütungsteile sollen auf anspruchsvolle, 

relevante Vergleichsparameter bezogen sein. Eine nachträgliche Änderung der Erfolgs-

ziele oder der Vergleichsparameter soll ausgeschlossen sein. Mehrjährige, variable 

Vergütungsbestandteile sollten nicht vorzeitig ausbezahlt werden. 

Bei Versorgungszusagen soll der Aufsichtsrat das jeweils angestrebte Versorgungsniveau 

– auch nach der Dauer der Vorstandszugehörigkeit – festlegen und den daraus abgeleite-

ten jährlichen sowie den langfristigen Aufwand für das Unternehmen berücksichtigen. 

Bei Abschluss von Vorstandsverträgen soll darauf geachtet werden, dass Zahlungen an 

ein Vorstandsmitglied bei vorzeitiger Beendigung der Vorstandstätigkeit einschließlich 

Nebenleistungen den Wert von zwei Jahresvergütungen nicht überschreiten (Abfindungs-

Cap) und nicht mehr als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergüten. Wird der 

Anstellungsvertrag aus einem von dem Vorstandsmitglied zu vertretenden wichtigen 

Grund beendet, erfolgen keine Zahlungen an das Vorstandsmitglied. Für die Berechnung 

des Abfindungs-Caps soll auf die Gesamtvergütung des abgelaufenen Geschäftsjahres 

und gegebenenfalls auch auf die voraussichtliche Gesamtvergütung für das laufende 

Geschäftsjahr abgestellt werden.  

Eine Zusage für Leistungen aus Anlass der vorzeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit 

infolge eines Kontrollwechsels (Change of Control) soll 150 % des Abfindungs-Caps nicht 

übersteigen. 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats soll die Hauptversammlung einmalig über die Grund-

züge des Vergütungssystems und sodann über deren Veränderung informieren. 

 

4.2.4 Die Gesamtvergütung eines jeden Vorstandsmitglieds wird, aufgeteilt nach fixen und 

variablen Vergütungsteilen, unter Namensnennung offengelegt. Gleiches gilt für Zusagen 

auf Leistungen, die einem Vorstandsmitglied für den Fall der vorzeitigen oder regulären 
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Beendigung der Tätigkeit als Vorstandsmitglied gewährt oder die während des Geschäfts-

jahres geändert worden sind. Die Offenlegung unterbleibt, wenn die Hauptversammlung 

dies mit Dreiviertelmehrheit anderweitig beschlossen hat. 

 

4.2.5 Die Offenlegung erfolgt im Anhang oder im Lagebericht. In einem Vergütungsbericht als 

Teil des Lageberichts werden die Grundzüge des Vergütungssystems für die Vorstands-

mitglieder dargestellt. Die Darstellung soll in allgemein verständlicher Form erfolgen. 

Der Vergütungsbericht soll auch Angaben zur Art der von der Gesellschaft erbrachten 

Nebenleistungen enthalten. 

Ferner sollen im Vergütungsbericht für jedes Vorstandsmitglied dargestellt werden: 

- die für das Berichtsjahr gewährten Zuwendungen einschließlich der Nebenleistungen, bei 

variablen Vergütungsteilen ergänzt um die erreichbare Maximal- und Minimalvergütung, 

- der Zufluss für das Berichtsjahr aus Fixvergütung, kurzfristiger variabler Vergütung und 

langfristiger variabler Vergütung mit Differenzierung nach den jeweiligen Bezugsjahren, 

- bei der Altersversorgung und sonstigen Versorgungsleistungen der Versorgungsaufwand 

im bzw. für das Berichtsjahr. 

Für diese Informationen sollen die als Anlage beigefügten Mustertabellen verwandt 

werden. 

 

4.3 Interessenkonflikte 

 

4.3.1 Vorstandsmitglieder sind dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Sie dürfen bei ihren 

Entscheidungen keine persönlichen Interessen verfolgen, unterliegen während ihrer 

Tätigkeit für das Unternehmen einem umfassenden Wettbewerbsverbot und dürfen 

Geschäftschancen, die dem Unternehmen zustehen, nicht für sich nutzen. 

 

 

4.3.2  Vorstandsmitglieder und Mitarbeiter dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit weder 

für sich noch für andere Personen von Dritten ungerechtfertigte Vorteile fordern oder 

annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewähren. 

 

4.3.3 Jedes Vorstandsmitglied soll Interessenkonflikte dem Aufsichtsrat gegenüber unverzüg-

lich offenlegen und die anderen Vorstandsmitglieder hierüber informieren. Alle Geschäf-

te zwischen dem Unternehmen einerseits und den Vorstandsmitgliedern sowie ihnen 

nahe stehenden Personen oder ihnen persönlich nahe stehenden Unternehmungen 

andererseits haben branchenüblichen Standards zu entsprechen. Bei Geschäften mit 

Vorstandsmitgliedern vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft. Wesentliche Geschäfte 

mit einem Vorstandsmitglied nahe stehenden Personen oder Unternehmungen sollen 

nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden. 

 

4.3.4 Vorstandsmitglieder sollen Nebentätigkeiten, insbesondere Aufsichtsratsmandate außer-

halb des Unternehmens, nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats übernehmen. 
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5 Aufsichtsrat 
 

5.1 Aufgaben und Zuständigkeiten 

 

5.1.1 Aufgabe des Aufsichtsrats ist es, den Vorstand bei der Leitung des Unternehmens regel-

mäßig zu beraten und zu überwachen. Er ist in Entscheidungen von grundlegender Bedeu-

tung für das Unternehmen einzubinden. 

 

5.1.2 Der Aufsichtsrat bestellt und entlässt die Mitglieder des Vorstands. Bei der Zusammen-

setzung des Vorstands soll der Aufsichtsrat auch auf Vielfalt (Diversity) achten. Der 

Aufsichtsrat legt für den Anteil von Frauen im Vorstand Zielgrößen fest. Er soll gemeinsam 

mit dem Vorstand für eine langfristige Nachfolgeplanung sorgen. Der Aufsichtsrat kann 

die Vorbereitung der Bestellung von Vorstandsmitgliedern sowie der Behandlung der 

Bedingungen des Anstellungsvertrags einschließlich der Vergütung Ausschüssen 

übertragen. 

Bei Erstbestellungen sollte die maximal mögliche Bestelldauer von fünf Jahren nicht die 

Regel sein. Eine Wiederbestellung vor Ablauf eines Jahres vor dem Ende der Bestelldauer 

bei gleichzeitiger Aufhebung der laufenden Bestellung soll nur bei Vorliegen besonderer 

Umstände erfolgen. Eine Altersgrenze für Vorstandsmitglieder soll festgelegt werden. 

 

5.1.3 Der Aufsichtsrat soll sich eine Geschäftsordnung geben. 

 

5.2 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsratsvorsitzenden 

Der Aufsichtsratsvorsitzende wird vom Aufsichtsrat aus seiner Mitte gewählt. Er 

koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat, leitet dessen Sitzungen und nimmt die Belange des 

Aufsichtsrats nach außen wahr. 

Der Aufsichtsratsvorsitzende sollte in angemessenem Rahmen bereit sein, mit Investoren 

über aufsichtsratsspezifische Themen Gespräche zu führen. 

Der Aufsichtsratsvorsitzende soll zwischen den Sitzungen mit dem Vorstand, insbeson-

dere mit dem Vorsitzenden bzw. Sprecher des Vorstands, regelmäßig Kontakt halten und 

mit ihm Fragen der Strategie, der Planung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage, des 

Risikomanagements und der Compliance des Unternehmens beraten. Der Aufsichts-

ratsvorsitzende wird über wichtige Ereignisse, die für die Beurteilung der Lage und Ent-

wicklung sowie für die Leitung des Unternehmens von wesentlicher Bedeutung sind, 

unverzüglich durch den Vorsitzenden bzw. Sprecher des Vorstands informiert. Der 

Aufsichtsratsvorsitzende hat sodann den Aufsichtsrat zu unterrichten und soll 

erforderlichenfalls eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung einberufen. 
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5.3 Bildung von Ausschüssen 

 

5.3.1 Der Aufsichtsrat soll abhängig von den spezifischen Gegebenheiten des Unternehmens 

und der Anzahl seiner Mitglieder fachlich qualifizierte Ausschüsse bilden. Die jeweiligen 

Ausschussvorsitzenden berichten regelmäßig an den Aufsichtsrat über die Arbeit der 

Ausschüsse. 

 

5.3.2 Der Aufsichtsrat soll einen Prüfungsausschuss einrichten, der sich – soweit kein anderer 

Ausschuss damit betraut ist – insbesondere mit der Überwachung der Rechnungslegung, 

des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des 

Risikomanagementsystems, des internen Revisionssystems, der Abschlussprüfung sowie 

der Compliance befasst. 

Der Prüfungsausschuss legt dem Aufsichtsrat eine begründete Empfehlung für die Wahl 

des Abschlussprüfers vor, die in den Fällen der Ausschreibung des Prüfungsmandats 

mindestens zwei Kandidaten umfasst. Der Prüfungsausschuss überwacht die 

Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und befasst sich darüber hinaus mit den von ihm 

zusätzlich erbrachten Leistungen, mit der Erteilung des Prüfungsauftrags an den 

Abschlussprüfer, der Bestimmung von Prüfungsschwerpunkten und der 

Honorarvereinbarung.  

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses soll über besondere Kenntnisse und 

Erfahrungen in der Anwendung von Rechnungslegungsgrundsätzen und internen 

Kontrollverfahren verfügen. Er soll unabhängig und kein ehemaliges Vorstandsmitglied 

der Gesellschaft sein, dessen Bestellung vor weniger als zwei Jahren endete. Der 

Aufsichtsratsvorsitzende soll nicht den Vorsitz im Prüfungsausschuss innehaben.  

 

5.3.3 Der Aufsichtsrat soll einen Nominierungsausschuss bilden, der ausschließlich mit Vertre-

tern der Anteilseigner besetzt ist und dem Aufsichtsrat für dessen Vorschläge an die 

Hauptversammlung zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern geeignete Kandidaten 

benennt. 

 

5.4 Zusammensetzung und Vergütung 

 

5.4.1 Der Aufsichtsrat ist so zusammenzusetzen, dass seine Mitglieder insgesamt über die zur 

ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten 

und fachlichen Erfahrungen verfügen. 

Der Aufsichtsrat soll für seine Zusammensetzung konkrete Ziele benennen und ein 

Kompetenzprofil für das Gesamtgremium erarbeiten. Für seine Zusammensetzung soll er 

im Rahmen der unternehmensspezifischen Situation die internationale Tätigkeit des Un-

ternehmens, potenzielle Interessenkonflikte, die Anzahl der unabhängigen Aufsichtsrats-

mitglieder im Sinn von Nummer 5.4.2, eine festzulegende Altersgrenze für Aufsichts-

ratsmitglieder und eine festzulegende Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer zum 

Aufsichtsrat sowie Vielfalt (Diversity) angemessen berücksichtigen. Für die gewählten 
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Arbeitnehmervertreter sind die besonderen Regeln der Mitbestimmungsgesetze zu 

beachten. 

Bei börsennotierten Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-

Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, setzt sich der 

Aufsichtsrat zu mindestens 30 % aus Frauen und zu mindestens 30 % aus Männern 

zusammen. Für die anderen vom Gleichstellungsgesetz erfassten Gesellschaften legt der 

Aufsichtsrat für den Anteil von Frauen Zielgrößen fest.  

Vorschläge des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung sollen diese Ziele berücksichtigen 

und gleichzeitig die Ausfüllung des Kompetenzprofils für das Gesamtgremium anstreben. 

Der Stand der Umsetzung soll im Corporate Governance Bericht veröffentlicht werden. 

Dieser soll auch über die nach Einschätzung des Aufsichtsrats angemessene Zahl 

unabhängiger Mitglieder der Anteilseigner und die Namen dieser Mitglieder informieren. 

Der Aufsichtsrat soll sich für seine Vorschläge zur Wahl neuer Aufsichtsratsmitglieder an 

die Hauptversammlung bei dem jeweiligen Kandidaten vergewissern, dass er den zu 

erwartenden Zeitaufwand aufbringen kann. Dem Kandidatenvorschlag soll ein Lebenslauf 

beigefügt werden, der über relevante Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen Auskunft 

gibt; dieser soll durch eine Übersicht über die wesentlichen Tätigkeiten neben dem 

Aufsichtsratsmandat ergänzt und für alle Aufsichtsratsmitglieder jährlich aktualisiert auf 

der Webseite des Unternehmens veröffentlicht werden. 

Der Aufsichtsrat soll bei seinen Wahlvorschlägen an die Hauptversammlung die persönli-

chen und die geschäftlichen Beziehungen eines jeden Kandidaten zum Unternehmen, den 

Organen der Gesellschaft und einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär 

offenlegen. 

Die Empfehlung zur Offenlegung beschränkt sich auf solche Umstände, die nach der Ein-

schätzung des Aufsichtsrats ein objektiv urteilender Aktionär für seine Wahlentscheidung 

als maßgebend ansehen würde. 

Wesentlich beteiligt im Sinn dieser Empfehlung sind Aktionäre, die direkt oder indirekt 

mehr als 10 % der stimmberechtigten Aktien der Gesellschaft halten. 

 

5.4.2 Dem Aufsichtsrat soll eine nach seiner Einschätzung angemessene Anzahl unabhängiger 

Mitglieder angehören; der Aufsichtsrat soll dabei die Eigentümerstruktur 

berücksichtigen. Ein Aufsichtsratsmitglied ist im Sinn dieser Empfehlung insbesondere 

dann nicht als unabhängig anzusehen, wenn es in einer persönlichen oder einer 

geschäftlichen Beziehung zu der Gesellschaft, deren Organen, einem kontrollierenden 

                                                           

 Der Mindestanteil von jeweils 30 % an Frauen und Männern im Aufsichtsrat ist bei erforderlich 

werdenden Neuwahlen und Entsendungen ab dem 1. Januar 2016 zur Besetzung einzelner oder 

mehrerer Aufsichtsratssitze zu beachten (§ 25 Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 

in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 

Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst vom 24. April 

2015, BGBl. I S. 642). 
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Aktionär oder einem mit diesem verbundenen Unternehmen steht, die einen wesentli-

chen und nicht nur vorübergehenden Interessenkonflikt begründen kann. Dem Aufsichts-

rat sollen nicht mehr als zwei ehemalige Mitglieder des Vorstands angehören. 

Aufsichtsratsmitglieder sollen keine Organfunktion oder Beratungsaufgaben bei wesent-

lichen Wettbewerbern des Unternehmens ausüben. 

 

5.4.3 Wahlen zum Aufsichtsrat sollen als Einzelwahl durchgeführt werden. Ein Antrag auf 

gerichtliche Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds soll bis zur nächsten Hauptversamm-

lung befristet sein. Kandidatenvorschläge für den Aufsichtsratsvorsitz sollen den 

Aktionären bekannt gegeben werden. 

 

5.4.4 Vorstandsmitglieder dürfen vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Ende ihrer Bestellung 

nicht Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft werden, es sei denn ihre Wahl erfolgt 

auf Vorschlag von Aktionären, die mehr als 25 % der Stimmrechte an der Gesellschaft 

halten. In letzterem Fall soll der Wechsel in den Aufsichtsratsvorsitz eine der Hauptver-

sammlung zu begründende Ausnahme sein. 

 

5.4.5 Jedes Aufsichtsratsmitglied achtet darauf, dass ihm für die Wahrnehmung seiner 

Mandate genügend Zeit zur Verfügung steht. Wer dem Vorstand einer börsennotierten 

Gesellschaft angehört, soll insgesamt nicht mehr als drei Aufsichtsratsmandate in kon-

zernexternen börsennotierten Gesellschaften oder in Aufsichtsgremien von konzern-

externen Gesellschaften wahrnehmen, die vergleichbare Anforderungen stellen. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats nehmen die für ihre Aufgaben erforderlichen Aus- und 

Fortbildungsmaßnahmen eigenverantwortlich wahr. Dabei sollen sie von der Gesellschaft 

angemessen unterstützt werden. 

 

5.4.6 Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird durch Beschluss der Hauptversammlung 

oder in der Satzung festgelegt. Dabei sollen der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz 

im Aufsichtsrat sowie der Vorsitz und die Mitgliedschaft in den Ausschüssen berück-

sichtigt werden. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine Vergütung, die in einem angemessenen 

Verhältnis zu ihren Aufgaben und der Lage der Gesellschaft steht. Wird den Aufsichts-

ratsmitgliedern eine erfolgsorientierte Vergütung zugesagt, soll sie auf eine nachhaltige 

Unternehmensentwicklung ausgerichtet sein. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder soll im Anhang oder im Lagebericht individu-

alisiert, aufgegliedert nach Bestandteilen ausgewiesen werden. Auch die vom Unterneh-

men an die Mitglieder des Aufsichtsrats gezahlten Vergütungen oder gewährten Vorteile 

für persönlich erbrachte Leistungen, insbesondere Beratungs- und Vermittlungsleistun-

gen, sollen individualisiert angegeben werden. 

 

5.4.7 Falls ein Mitglied des Aufsichtsrats in einem Geschäftsjahr nur an der Hälfte der Sitzungen 

des Aufsichtsrats und der Ausschüsse, denen es angehört, oder weniger teilgenommen 

hat, soll dies im Bericht des Aufsichtsrats vermerkt werden. Als Teilnahme gilt auch eine 

solche über Telefon- oder Videokonferenzen; das sollte aber nicht die Regel sein. 



Deutscher Corporate Governance Kodex  
7. Februar 2017 

 

 

 

13 
 

5.5 Interessenkonflikte 

 

5.5.1 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Es darf bei 

seinen Entscheidungen weder persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, 

die dem Unternehmen zustehen, für sich nutzen. 

 

5.5.2 Jedes Aufsichtsratsmitglied soll Interessenkonflikte, insbesondere solche, die auf Grund 

einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen 

Dritten entstehen können, dem Aufsichtsrat gegenüber offenlegen.  

 

5.5.3 Der Aufsichtsrat soll in seinem Bericht an die Hauptversammlung über aufgetretene Inte-

ressenkonflikte und deren Behandlung informieren. Wesentliche und nicht nur vorüber-

gehende Interessenkonflikte in der Person eines Aufsichtsratsmitglieds sollen zur Been-

digung des Mandats führen. 

 

5.5.4 Berater- und sonstige Dienstleistungs- und Werkverträge eines Aufsichtsratsmitglieds mit 

der Gesellschaft bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrats.  

 

5.6 Effizienzprüfung 

Der Aufsichtsrat soll regelmäßig die Effizienz seiner Tätigkeit überprüfen.  

 

 

 

6 Transparenz  
 

6.1 Die Gesellschaft wird die Aktionäre bei Informationen unter gleichen Voraussetzungen 

gleich behandeln. Sie soll ihnen unverzüglich sämtliche wesentlichen neuen Tatsachen, 

die Finanzanalysten und vergleichbaren Adressaten mitgeteilt worden sind, zur 

Verfügung stellen. 

 

6.2 Im Rahmen der laufenden Öffentlichkeitsarbeit sollen die Termine der 

Veröffentlichungen der Geschäftsberichte und unterjährigen Finanzinformationen sowie 

der Hauptversammlung, von Bilanzpresse- und Analystenkonferenzen in einem 

„Finanzkalender“ mit ausreichendem Zeitvorlauf auf der Internetseite der Gesellschaft 

publiziert werden. 

 

 

 

7 Rechnungslegung und Abschlussprüfung 
 

7.1 Rechnungslegung 

 

7.1.1 Anteilseigner und Dritte werden durch den Konzernabschluss und den Kon-

zernlagebericht sowie durch unterjährige Finanzinformationen unterrichtet. Sofern die 
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Gesellschaft nicht verpflichtet ist, Quartalsmitteilungen zu veröffentlichen, soll sie die 

Aktionäre unterjährig neben dem Halbjahresfinanzbericht in geeigneter Form über die 

Geschäftsentwicklung, insbesondere über wesentliche Veränderungen der 

Geschäftsaussichten sowie der Risikosituation, informieren. 

 

7.1.2 Der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht werden vom Vorstand aufgestellt und 

vom Abschlussprüfer sowie vom Aufsichtsrat geprüft. Unterjährige Finanzinformationen 

soll der Vorstand mit dem Aufsichtsrat oder seinem Prüfungsausschuss vor der 

Veröffentlichung erörtern. Der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht sollen 

binnen 90 Tagen nach Geschäftsjahresende, die verpflichtenden unterjährigen 

Finanzinformationen sollen binnen 45 Tagen nach Ende des Berichtszeitraums, öffentlich 

zugänglich sein. 

 

7.1.3 Der Corporate Governance Bericht soll konkrete Angaben über Aktienoptionsprogramme 

und ähnliche wertpapierorientierte Anreizsysteme der Gesellschaft enthalten, soweit 

diese Angaben nicht bereits im Jahresabschluss, Konzernabschluss oder Vergütungs-

bericht gemacht werden. 

 

7.1.4 Im Konzernabschluss sollen Beziehungen zu Aktionären erläutert werden, die im Sinn der 

anwendbaren Rechnungslegungsvorschriften als nahe stehende Personen zu qualifizie-

ren sind. 

 

7.2 Abschlussprüfung 

 

7.2.1 Vor Unterbreitung des Wahlvorschlags soll der Aufsichtsrat bzw. der Prüfungsausschuss 

eine Erklärung des vorgesehenen Prüfers einholen, ob und gegebenenfalls welche 

geschäftlichen, finanziellen, persönlichen oder sonstigen Beziehungen zwischen dem 

Prüfer und seinen Organen und Prüfungsleitern einerseits und dem Unternehmen und 

seinen Organmitgliedern andererseits bestehen, die Zweifel an seiner Unabhängigkeit 

begründen können. Die Erklärung soll sich auch darauf erstrecken, in welchem Umfang 

im vorausgegangenen Geschäftsjahr andere Leistungen für das Unternehmen, insbeson-

dere auf dem Beratungssektor, erbracht wurden bzw. für das folgende Jahr vertraglich 

vereinbart sind. 

Der Aufsichtsrat soll mit dem Abschlussprüfer vereinbaren, dass der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats bzw. des Prüfungsausschusses über während der Prüfung auftretende mög-

liche Ausschluss- oder Befangenheitsgründe unverzüglich unterrichtet wird, soweit diese 

nicht unverzüglich beseitigt werden. 

 

7.2.2 Der Aufsichtsrat erteilt dem Abschlussprüfer den Prüfungsauftrag und trifft mit ihm die 

Honorarvereinbarung. 

 

7.2.3 Der Aufsichtsrat soll vereinbaren, dass der Abschlussprüfer über alle für die Aufgaben des 

Aufsichtsrats wesentlichen Feststellungen und Vorkommnisse unverzüglich berichtet, die 

bei der Durchführung der Abschlussprüfung zu seiner Kenntnis gelangen. 
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Der Aufsichtsrat soll vereinbaren, dass der Abschlussprüfer ihn informiert bzw. im Prü-

fungsbericht vermerkt, wenn er bei Durchführung der Abschlussprüfung Tatsachen fest-

stellt, die eine Unrichtigkeit der von Vorstand und Aufsichtsrat abgegebenen Erklärung 

zum Kodex ergeben. 

 

7.2.4 Der Abschlussprüfer nimmt an den Beratungen des Aufsichtsrats über den Jahres- und 

Konzernabschluss teil und berichtet über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung. 
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ANLAGE 
 

Mustertabelle 1 zu Nummer 4.2.5 Absatz 3 (1. Spiegelstrich)  

Wert der gewährten Zuwendungen für das Berichtsjahr 
 

Diese Tabelle bildet den Wert der für das Berichtsjahr gewährten Zuwendungen ab. Sie ist des 

Weiteren ergänzt um die Werte, die im Minimum bzw. im Maximum erreicht werden können. 

Für die einjährige variable Vergütung sowie für aufzuschiebende Anteile aus einjährigen 

variablen Vergütungen (Deferrals) wird im Gegensatz zur Betrachtung des Auszahlungsbetrags 

(Tabelle 2) der Zielwert (d.h. der Wert bei einer Zielerreichung von 100 %), der für das Berichts-

jahr gewährt wird, angegeben. Sofern systemseitig kein Zielwert vorhanden ist, z.B. im Rahmen 

einer direkten Gewinnbeteiligung, wird ein vergleichbarer Wert eines „mittleren Wahrschein-

lichkeitsszenarios“ angegeben. 

Außerdem werden die im Berichtsjahr gewährten mehrjährigen variablen Vergütungen nach ver-

schiedenen Plänen und unter Nennung der jeweiligen Laufzeiten aufgeschlüsselt. Für Bezugs-

rechte und sonstige aktienbasierte Vergütungen wird der beizulegende Zeitwert zum Zeitpunkt 

der Gewährung wie bisher berechnet und berichtet. Sofern es sich bei den mehrjährigen 

variablen Bestandteilen um nicht-aktienbasierte Bezüge handelt, ist zum Zeitpunkt der Zusage 

(sofern vorhanden) der Zielwert bzw. ein vergleichbarer Wert eines „mittleren Wahrscheinlich-

keitsszenarios“ anzugeben. Bei Plänen, die nicht jährlich, sondern in einem regelmäßigen mehr-

jährigen Rhythmus gewährt werden, ist ein ratierlicher Wert auf Jahresbasis zu ermitteln und 

anzugeben. 

Für Zusagen für Pensionen und sonstige Versorgungsleistungen wird der Versorgungsaufwand, 

d.h. Dienstzeitaufwand nach IAS 19 dargestellt. Dieser wird als Bestandteil der Gesamtvergütung 

mit aufgenommen, auch wenn es sich dabei nicht um eine neu gewährte Zuwendung im engeren 

Sinne handelt, sondern eine Entscheidung des Aufsichtsrats in der Vergangenheit weiterwirkt. 

Ebenfalls sind Leistungen, die dem einzelnen Vorstandsmitglied von einem Dritten im Hinblick 

auf seine Tätigkeit als Vorstandsmitglied gewährt werden, durch Zurechnung bei den fixen, ein-

jährigen sowie mehrjährigen variablen Komponenten anzugeben. 

Die Angaben der Tabelle ersetzen nicht andere verpflichtende Angaben im Vergütungsbericht 

und Anhang. 
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  I II III IV     

a 

Gewährte Zuwendungen 

Name Name 

b Funktion Funktion 

c Datum Ein-/Austritt Datum Ein-/Austritt 

d n-1 n n (Min) n (Max) n-1 n n (Min) n (Max) 

1 Festvergütung                 

2 Nebenleistungen                 

3 Summe                 

4 Einjährige variable Vergütung                 

5 Mehrjährige variable Vergütung                 

5a Planbezeichnung (Planlaufzeit)                 

… Planbezeichnung (Planlaufzeit)                 

6 Summe                 

7 Versorgungsaufwand                 

8 Gesamtvergütung                 
          

 
Erläuterungen: 

        

a Name des Vorstandsmitglieds 

b Funktion des Vorstandsmitglieds, z. B. Vorstandsvorsitzender, Finanzvorstand 

c Datum des Ein-/Austritts des Vorstandsmitglieds, sofern im betrachteten Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) bzw. n-1 

d Betrachtetes Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) bzw. n-1 

I Gewährte Zuwendungen im Geschäftsjahr n-1 

II Gewährte Zuwendungen im Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) 

III Erreichbarer Minimalwert des jeweiligen im Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) gewährten Vergütungsbestandteils, z. B. Null 

IV Erreichbarer Maximalwert des jeweiligen im Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) gewährten Vergütungsbestandteils 

1 Fixe Vergütungsbestandteile, z. B. Fixgehalt, feste jährliche Einmalzahlungen (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Zufluss“); Werte in Spalten II, III und IV sind identisch 

2 Fixe Vergütungsbestandteile, z. B. Sachbezüge und Nebenleistungen (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Zufluss“); Werte in Spalten II, III und IV sind identisch 

3 Summe der fixen Vergütungsbestandteile (1 + 2) (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Zufluss“); Werte in Spalten II, III und IV sind identisch 

4 Einjährige variable Vergütung, z. B. Bonus, Tantieme, Short-Term Incentive (STI), Gewinnbeteiligung, ohne Berücksichtigung aufzuschiebender Anteile (Deferral) 

5 Mehrjährige variable Vergütung (Summe der Zeilen 5a-...), z. B. Mehrjahresbonus, aufzuschiebende Anteile aus einjähriger variabler Vergütung (Deferral), Long-Term Incentive 
(LTI), Bezugsrechte, sonstige aktienbasierte Vergütungen 

5a-… Mehrjährige variable Vergütung, Aufschlüsselung nach Plänen unter Nennung der Laufzeit 

6 Summe der fixen und variablen Vergütungsbestandteile (1 + 2 + 4 + 5) 

7 Dienstzeitaufwand gemäß IAS 19 aus Zusagen für Pensionen und sonstige Versorgungsleistungen (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Zufluss“); Werte in Spalten II, III 
und IV sind identisch 

8 Summe der fixen und variablen Vergütungsbestandteile sowie Versorgungsaufwand (1 + 2 + 4 + 5 + 7) 
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Mustertabelle 2 zu Nummer 4.2.5 Absatz 3 (2. Spiegelstrich)  

 

Zufluss für das Berichtsjahr 
 

Diese Tabelle enthält für die Festvergütung sowie die Nebenleistungen dieselben Werte wie die 

Tabelle 1, die den Wert der gewährten Zuwendungen für das Berichtsjahr abbildet. Wie bisher 

wird für die Festvergütung sowie die einjährige variable Vergütung der Zufluss für das 

Berichtsjahr (Auszahlungsbetrag) angegeben. 

Die Tabelle gibt außerdem den Zufluss (Auszahlungsbetrag) aus mehrjährigen variablen Vergü-

tungen wieder, deren Planlaufzeit im Berichtsjahr endete. Die Beträge werden nach unterschied-

lichen Plänen bzw. Laufzeiten getrennt aufgeschlüsselt. Für Bezugsrechte und sonstige aktien-

basierte Vergütungen gilt als Zeitpunkt des Zuflusses und Zufluss-Betrag der nach deutschem 

Steuerrecht maßgebliche Zeitpunkt und Wert. 

Bonus-/Malus-Regelungen sind sowohl in der einjährigen als auch der mehrjährigen variablen 

Vergütung im Auszahlungsbetrag zu berücksichtigen.  

Vergütungsrückforderungen (Claw backs) werden unter Bezugnahme auf frühere Auszahlungen 

in der Zeile „Sonstiges“ mit einem Negativbetrag berücksichtigt und müssen gesondert im Ver-

gütungsbericht erläutert werden, insbesondere wenn bereits ausgeschiedene Vorstände betrof-

fen sind. 

Für Zusagen für Pensionen und sonstige Versorgungsleistungen wird wie in der Tabelle 1 der 

Versorgungsaufwand, d.h. Dienstzeitaufwand nach IAS 19 dargestellt. Dieser stellt keinen Zufluss 

im engeren Sinne dar, er wird aber zur Verdeutlichung der Gesamtvergütung mit aufgenommen. 

Ebenfalls sind Leistungen, die dem einzelnen Vorstandsmitglied von einem Dritten im Hinblick 

auf seine Tätigkeit als Vorstandsmitglied zufließen, durch Zurechnung bei den fixen, einjährigen 

sowie mehrjährigen variablen Komponenten anzugeben. 

Die Angaben der Tabelle ersetzen nicht andere verpflichtende Angaben im Vergütungsbericht 

und Anhang. 



Deutscher Corporate Governance Kodex  
7. Februar 2017 
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a 

Zufluss 

Name Name Name Name 

b Funktion Funktion Funktion Funktion 

c Datum Ein-/Austritt Datum Ein-/Austritt Datum Ein-/Austritt Datum Ein-/Austritt 

d n n-1 n n-1 n n-1 n n-1 

1 Festvergütung                 

2 Nebenleistungen                 

3 Summe                 

4 Einjährige variable Vergütung                 

5 Mehrjährige variable Vergütung                 

5a Planbezeichnung (Planlaufzeit)                 

… Planbezeichnung (Planlaufzeit)                 

6 Sonstiges                 

7 Summe                 

8 Versorgungsaufwand                 

9 Gesamtvergütung                 

          

 Erläuterungen:         

a Name des Vorstandsmitglieds 

b Funktion des Vorstandsmitglieds, z. B. Vorstandsvorsitzender, Finanzvorstand 

c Datum des Ein-/Austritts des Vorstandsmitglieds, sofern im betrachteten Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) bzw. n-1 

d Betrachtetes Geschäftsjahr n (Berichtsjahr) bzw. n-1 

1 Fixe Vergütungsbestandteile, z. B. Fixgehalt, feste jährliche Einmalzahlungen (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Gewährte Zuwendungen“) 

2 Fixe Vergütungsbestandteile, z. B. Sachbezüge und Nebenleistungen (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Gewährte Zuwendungen“) 

3 Summe der fixen Vergütungsbestandteile (1 + 2) (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Gewährte Zuwendungen“) 

4 Einjährige variable Vergütung, z. B. Bonus, Tantieme, Short-Term Incentive (STI), Gewinnbeteiligung, ohne Berücksichtigung aufgeschobener Anteile (Deferral) 

5 Mehrjährige variable Vergütung (Summe der Zeilen 5a-...), z. B. Mehrjahresbonus, aufgeschobene Anteile aus einjähriger variabler Vergütung (Deferral), Long-Term Incentive 
(LTI), Bezugsrechte, sonstige aktienbasierte Vergütungen 

5a-… Mehrjährige variable Vergütung, Aufschlüsselung nach Plänen unter Nennung der Laufzeit 

6 Sonstiges, z. B. Vergütungsrückforderungen (Claw Backs), die unter Bezugnahme auf frühere Auszahlungen mit einem Negativbetrag berücksichtigt werden 

7 Summe der fixen und variablen Vergütungsbestandteile (1 + 2 + 4 + 5 + 6) 

8 Dienstzeitaufwand gemäß IAS 19 aus Zusagen für Pensionen und sonstige Versorgungsleistungen (Beträge entsprechen Beträgen der Tabelle „Gewährte Zuwendungen“), 
hierbei handelt es sich nicht um einen Zufluss im Geschäftsjahr 

9 Summe der fixen, variablen und sonstigen Vergütungsbestandteile sowie Versorgungsaufwand (1 + 2 + 4 + 5 + 6 + 8) 
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Vorwort

 
Sie kennen sicher das Bild, dass ein kleiner Stein 
einen ganzen Hang zum Abrutschen bringen 
kann. Genauso ist es mit unsauberem Geschäfts-
gebaren. Fehlverhalten einzelner kann den Ruf 
und die Existenz eines ganzen Unternehmens 
und damit von Hunderttausenden von Arbeits-
plätzen gefährden.

Siemens ist in dieser Hinsicht ein gebranntes 
Kind: 2006 stand im Zuge der Compliance-Affäre 

das Unternehmen am Rande des Abgrunds. Der finanzielle Schaden war 
enorm, noch viel schwerer jedoch wog der Reputationsverlust: Der Ruf eines 
Weltunternehmens, das seit seiner Gründung im Jahr 1847 für Innovations-
kraft, Qualität, Zuverlässigkeit und Integrität steht, war beschädigt. Es ist uns 
gelungen, die richtigen Schlussfolgerungen in aller Konsequenz zu ziehen 
und die Affäre vorbildlich aufzuarbeiten. Das war ein langer, ein steiniger 
Weg. Wir haben seither vieles richtig gemacht: Unsere Compliance-Kultur 
und unser Einsatz für Integrität im Geschäft sind heute weltweit anerkannt. 
Wir stehen wieder für das, was Siemens ausmacht.

Heute und in Zukunft gilt: Nur saubere Geschäfte sind Siemens-Geschäfte. 
Ohne Wenn und Aber. Ohne Kompromisse. Das gilt für uns alle: für mich 
persönlich, für jedes Vorstandsmitglied, für jede Führungskraft, für jede Mit-
arbeiterin und Mitarbeiter, egal wo auf der Welt wir für Siemens tätig sind. 
Und das gilt genauso für all unsere Geschäftspartner. Wie soll man sich also 
verhalten? Unser Leitmotiv der Eigentümerkultur fasst das in nur neun Wor-
ten zusammen: „Handle stets so, als wäre es dein eigenes Unternehmen.“ 

1) Zur sprachlichen Vereinfachung und besseren Lesbarkeit sind bei der Bezeichnung von Personen  
	 oder Personengruppen jeweils Personen jeden Geschlechts gemeint.

Denn wer das Wohl seines Unternehmens im Blick hat, hält sich auch an 
Regeln und Gesetze und an gesellschaftlich allgemeingültige und akzeptierte 
Werte.

Ich möchte Ihnen die Lektüre unserer Business Conduct Guidelines ans Herz 
legen. Diese Richtlinien bieten Orientierungshilfe für unsere tägliche Arbeit. 
Sie erleichtern uns die Entscheidung, wie wir uns in kniffligen Situationen 
verhalten sollen oder wen wir um Rat fragen können. Die Richtlinien zum 
guten Geschäftsgebaren orientieren sich sowohl an gesetzlichen Bestimmun-
gen als auch an internationalen, allgemein akzeptierten Abkommen zur Ein-
haltung der Menschenrechte und des fairen Wettbewerbs.

Wir alle sind gefordert, diese Regeln und Normen zu verinnerlichen, sie stets 
zu befolgen, sie vorzuleben, ja: auch, sie anderen zu vermitteln. Wir bei Sie-
mens wollen Vorbild sein. Das bedeutet: Verantwortung zu übernehmen für 
uns und andere; integer zu sein; das Richtige zu tun – nicht weil es Regeln 
gibt, sondern weil wir von ihrer Richtigkeit überzeugt sind. Mit einem Wort: 
fair zu spielen. Denn Fairness dient der Gesellschaft. Und genau für diese 
Fairness sollte Siemens stehen – jederzeit und überall.

Joe Kaeser  
Vorstandsvorsitzender der Siemens AG
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Vorwort
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

„Nur sauberes Geschäft ist Siemens-Geschäft.” Für diese Prämisse stehen wir. Das 
ist der Anspruch, den wir täglich an uns selbst stellen. Die Business Conduct Gui-
delines sind unsere gemeinsame Arbeitsgrundlage und kein „Compliance Regel-
werk“ für Experten. Die Rechts- und Compliance-Funktion steht Ihnen mit  
Rat und Tat zur Seite, um Sie bei allen Fragen zur Auslegung und Anwendung der 
Business Conduct Guidelines zu unterstützen, oder auch um einem Verdacht auf 
deren Verletzung rasch, fair und professionell nachzugehen. Wie Ihnen bekannt 
ist, arbeiten unsere Kolleginnen und Kollegen gemeinsam mit Ihnen in den Regio-
nen, Divisionen und sonstigen Einheiten und Abteilungen. Wir haben den Link  
zu Ihren Ansprechpartnern  hier nochmals beigefügt.

Selbstverständlich können Sie sich bei Hinweisen auf mögliches Fehlverhalten auch vertraulich an unsere  
 Tell Us Hotline oder an unseren  Ombudsmann wenden.

Bitte lesen Sie sich die Business Conduct Guidelines sorgfältig durch und nehmen Sie die Schulungsangebote 
wahr, die stets auf einem aktuellen Stand gehalten werden. Vor allem Letztere sollen dazu beitragen, dass 
Sie die Business Conduct Guidelines in der tagtäglichen Praxis anwenden können. 

Seit der Korruptionsaffäre 2006, durch die unser Unternehmen in eine existenzbedrohende Krise geriet, 
haben wir gemeinsam mit Ihnen viel erreicht, Siemens steht wieder für Integrität und Zuverlässigkeit.  
Lassen Sie uns vertrauensvoll zusammenarbeiten, damit dies auch in der Zukunft so bleibt.

Andreas Hoffmann				    Klaus Moosmayer 
General Counsel der Siemens AG		  Chief Compliance Officer der Siemens AG

4

https://intranet.siemens.de/cco
https://intranet.siemens.de/tellus
https://intranet.siemens.de/ombudsmann


A. Grundsätzliche Verhaltensanforderungen
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A .1. Rechtmäßiges Verhalten

Das Befolgen der Gesetze und des Rechtssystems des jeweiligen Landes, 
in dem wir geschäftlich aktiv sind, ist bei Siemens2 ein Grundprinzip. Jeder 
Mitarbeiter hat die geltenden Siemens Richtlinien sowie die gesetzlichen 
Vorschriften derjenigen Rechtsordnung zu beachten, in deren Rahmen er 
handelt. Gesetzesverstöße sind unter allen Umständen zu vermeiden.

Jeder Mitarbeiter muss im Falle eines Verstoßes – unabhängig von den im 
Gesetz vorgesehenen Sanktionen – wegen der Verletzung seiner arbeits-
vertraglichen Pflichten mit disziplinarischen Konsequenzen rechnen.

2 �„Unternehmen“ oder „Siemens“ bezeichnet die Siemens AG oder ihre Tochtergesellschaften.
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A .2. Gegenseitiger Respekt, Ehrlichkeit und Integrität

Wir respektieren die persönliche Würde, die Privatsphäre und die Persön-
lichkeitsrechte jedes Einzelnen. Wir arbeiten mit Individuen verschiedener 
ethnischer Herkunft, Kultur, Religion, verschiedenen Alters, unabhängig 
von Behinderung, Hautfarbe, sexueller Identität, Weltanschauung und 
Geschlecht zusammen.

Gemäß unserer Unternehmensgrundsätze und den Arbeitsgesetzen der 
Länder, in denen wir aktiv sind, dulden wir keinerlei Diskriminierung auf 
Basis dieser Eigenschaften, keine sexuelle Belästigung oder sonstige per-
sönliche Angriffe auf einzelne Personen.

Diese Grundsätze gelten sowohl für die interne Zusammenarbeit als auch 
für das Verhalten gegenüber externen Partnern. Entscheidungen bezüglich 
Personal, Lieferanten, Kunden, Geschäftspartnern etc. treffen wir aus-
schließlich auf der Basis sachgerechter Erwägungen, niemals aus anderen, 
sachfremden Motiven wie zum Beispiel Diskriminierung oder Zwang.

Wir sind offen und ehrlich und stehen zu unserer Verantwortung. Wir sind 
zuverlässige Partner und machen nur Zusagen, die wir einhalten können. 
Wir erwarten von unseren Mitarbeitern, sich redlich zu verhalten.
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A .3. Verantwortung für das Ansehen von Siemens

Das Ansehen von Siemens wird wesentlich geprägt durch das Auftreten, 
Handeln und Verhalten jedes Einzelnen von uns. Gesetzwidriges oder 
unangemessenes Verhalten auch nur eines Mitarbeiters kann dem  
Unternehmen bereits erheblichen Schaden zufügen.

Jeder Mitarbeiter ist gehalten, auf das Ansehen von Siemens im  
jeweiligen Land zu achten, dieses zu erhalten und zu fördern.
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A .4. Führung, Verantwortung und Aufsicht

Integrität und Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen beginnen an  
der Spitze des Unternehmens. Jede Führungskraft hat Organisations- und 
Aufsichtspflichten zu erfüllen. Jede Führungskraft trägt die Verantwortung 
für die ihr anvertrauten Mitarbeiter. Sie muss sich Anerkennung durch 
vorbildliches persönliches Verhalten, Leistung, Offenheit und soziale  
Kompetenz erwerben. Das heißt unter anderem, dass jede Führungskraft 
die Bedeutung ethischen Verhaltens und der Einhaltung von Richtlinien im 
täglichen Geschäft stets hervorheben, sie zum Thema machen und sie 
durch ihren persönlichen Führungsstil sowie Schulungen fördern muss. 
Ebenso ist es die Aufgabe einer Führungskraft, klare, ehrgeizige und  
realistische Ziele zu stecken und sich selbst beispielhaft daran zu halten.

Eine Führungskraft muss ihren Mitarbeitern so viel Eigenverantwortung 
und Handlungsfreiheit wie möglich einräumen und gleichzeitig klar  
machen, dass die Einhaltung von Gesetzen und Siemens Richtlinien unter 
allen Umständen und zu jedem Zeitpunkt oberste Priorität hat. Die Füh-
rungskraft ist auch bei Unklarheiten, was die Einhaltung von gesetzlichen 
Bestimmungen betrifft, bei Fragen oder beruflichen und persönlichen 
Sorgen für die Mitarbeiter ansprechbar.

Die Verantwortung der Führungskraft entbindet jedoch die Mitarbeiter 
nicht von ihrer eigenen Verantwortung. Wir müssen gemeinsam daran 
arbeiten, die Gesetze und Siemens Richtlinien einzuhalten. Die folgende 
Auflistung der spezifischen Führungsaufgaben soll den Mitarbeitern eine 
Vorstellung davon vermitteln, welche leitenden und unterstützenden 
Handlungen sie von einer Führungskraft erwarten können.

Die Führungskraft ist dafür verantwortlich, dass in ihrem jeweiligen  
Verantwortungsbereich keine Gesetzesverstöße geschehen, die durch 
angemessene Aufsicht hätten verhindert werden können. Auch bei  
Delegation einzelner Aufgaben behält sie die Verantwortung.
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Die Pflichten einer Führungskraft sind insbesondere:

1. �Die Führungskraft muss die Mitarbeiter nach persönlicher und fach-
licher Qualifikation und Eignung sorgfältig auswählen. Die Sorgfalts-
pflicht steigt mit der Bedeutung der Aufgabe, die der Mitarbeiter  
wahrzunehmen hat (Auswahlpflicht).

2. �Die Führungskraft muss die Aufgaben präzise, vollständig und verbindlich 
stellen, insbesondere hinsichtlich der Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen (Anweisungspflicht).

3. �Die Führungskraft muss sicherstellen, dass die Einhaltung gesetzlicher 
Bestimmungen laufend überwacht wird (Kontrollpflicht).

4. �Die Führungskraft muss ihren Mitarbeitern die Bedeutung von Integrität 
und Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen im täglichen Geschäft klar 
kommunizieren und darauf hinweisen, dass Gesetzesverstöße nicht 
akzeptiert werden und disziplinarische Maßnahmen nach sich ziehen 
(Kommunikationspflicht).
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B. Umgang mit Geschäftspartnern und Dritten
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B.1. Wettbewerbsrecht und Kartellrecht

Fairer Wettbewerb ist eine Voraussetzung für freie Marktentwicklung  
und dem damit verbundenen sozialen Nutzen. Dementsprechend gilt  
das Gebot der Fairness auch für den Wettbewerb um Marktanteile.

Jeder Mitarbeiter ist verpflichtet, die Regeln des fairen Wettbewerbs  
einzuhalten.

Kartellrechtliche Beurteilungen können schwierig sein, insbesondere weil 
die geltenden Regeln von Land zu Land und von Fall zu Fall unterschied-
lich sein können. Für große Unternehmen gelten beispielsweise vielerorts 
besondere kartellrechtliche Anforderungen.

Es gibt bestimmte Verhaltensweisen, die zu einem Verstoß gegen das 
Kartellrecht führen können. Mitarbeitern ist es daher beispielsweise nicht 
erlaubt:

• �mit Mitbewerbern über Preise, Produktionsleistung, Kapazitäten,  
Vertrieb, Ausschreibungen, Gewinn, Gewinnmargen, Kosten, Distributi-
onsmethoden oder andere Faktoren zu sprechen, die das Wettbewerbs-
verhalten des Unternehmens bestimmen oder beeinflussen mit dem 
Ziel, den Mitbewerber zu einem ähnlichen Verhalten zu bewegen, oder

• �Absprachen mit Mitbewerbern über einen Wettbewerbsverzicht, über die 
Einschränkung der Geschäftsbeziehungen zu Lieferanten, über die Abgabe 
von Scheinangeboten bei Ausschreibungen oder über die Aufteilung von 
Kunden, Märkten, Gebieten oder Produktionsprogrammen zu treffen,

• �die Wiederverkaufspreise unserer Kunden zu beeinflussen, oder zu  
versuchen, diese zur Einschränkung des Exports oder Imports von  
Produkten von Siemens zu veranlassen.

Ebenso wenig dürfen sich Mitarbeiter durch Industriespionage,  
Bestechung, Diebstahl oder Abhöraktionen wettbewerbsrelevante  
Informationen aneignen oder wissentlich falsche Informationen über 
einen Mitbewerber oder seine Produkte oder Dienstleitungen verbreiten.
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B.2. Korruptionsbekämpfung: Anbieten und Gewähren von Vorteilen

Aufträge gewinnen wir auf faire Weise über Qualität und Preis unserer 
innovativen Produkte und Leistungen und nicht dadurch, dass wir Anderen 
unzulässige Vorteile anbieten. Kein Mitarbeiter darf Amtsträgern im  
Zusammenhang mit der geschäftlichen Tätigkeit – direkt oder indirekt – 
ungerechtfertigte Vorteile anbieten, versprechen oder gewähren oder 
solche Vorteile genehmigen. Es dürfen weder Geldzahlungen noch andere 
Leistungen getätigt werden, um amtliche Entscheidungen zu beeinflussen 
oder einen ungerechtfertigten Vorteil zu erlangen. Gleiches gilt im Hinblick 
auf ungerechtfertigte Vorteile gegenüber Personen der Privatwirtschaft. 
Jedes Angebot, Versprechen, jede Zuwendung und jedes Geschenk muss 
mit den geltenden Gesetzen und den Siemens Richtlinien übereinstimmen 
und muss jeglichen Anschein von Unredlichkeit und Unangemessenheit 
vermeiden. Solche Angebote, Versprechen, Zuwendungen oder Geschenke 
dürfen also nicht gemacht werden, wenn sie als Versuch verstanden  
werden können, einen Amtsträger zu beeinflussen oder einen Geschäfts-
partner zu bestechen, um daraus Geschäftsvorteile für Siemens zu erlan-
gen.

Die Definition des Begriffs Amtsträger umfasst auf allen Ebenen die  
Vertreter oder Mitarbeiter von Behörden oder anderen öffentlichen Ein-
richtungen, Agenturen oder rechtlichen Einheiten sowie die Beamten 
oder Mitarbeiter staatlicher Unternehmen und öffentlicher internationaler 
Organisationen. Dieser Begriff schließt auch Kandidaten für ein politisches 
Amt, offizielle Vertreter und Mitarbeiter einer politischen Partei sowie 
politische Parteien selbst ein.
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Darüber hinaus ist es allen Mitarbeitern untersagt, indirekt Geldzahlungen 
oder sonstige Vorteile zu gewähren (zum Beispiel einem Berater, Agenten, 
Vermittler, Geschäftspartner oder sonstigen Dritten), wenn die Umstände 
darauf hindeuten, dass diese ganz oder zum Teil, direkt oder indirekt

• �an einen Amtsträger weitergegeben werden, um eine behördliche 
Handlung zu beeinflussen oder einen unbilligen Vorteil zu erlangen, 
oder

• �an eine Person der Privatwirtschaft zur Erlangung eines ungerecht
fertigten geschäftlichen Vorteils gewährt werden.

Mitarbeiter, die für die Beauftragung von Beratern, Agenten, Partnern in 
Gemeinschaftsunternehmen oder anderen Geschäftspartnern verantwort-
lich sind, müssen in angemessener Weise:

• �dafür sorgen, dass solche Dritte die Korruptionsbekämpfungsrichtlinien 
von Siemens oder vergleichbare Bestimmungen kennen und einhalten,

• �die Qualifikation und das Ansehen solcher „Dritter“ genau prüfen und
• �geeignete vertragliche Bestimmungen zum Schutz von Siemens  

vereinbaren.

Dies gilt insbesondere dann, wenn diese im Auftrag von Siemens Kontakt 
mit Amtsträgern haben.

Jeder Investitionsentscheidung des Unternehmens – sei es der Erwerb 
einer Mehrheits- oder Minderheitsbeteiligung an einem anderen Unter-
nehmen oder die Bildung eines Gemeinschaftsunternehmens – muss  
eine Compliance-Prüfung vorausgehen.
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B.3. Korruptionsbekämpfung: Fordern und Annehmen von Vorteilen

Kein Mitarbeiter darf seine dienstliche Stellung dazu benutzen, Vorteile  
zu verlangen, anzunehmen, sich zu verschaffen oder zusagen zu lassen. 
Hierzu gehört nicht die Annahme von Gelegenheitsgeschenken von  
symbolischem Wert oder Essens- beziehungsweise Veranstaltungsein-
ladungen in angemessenem Rahmen, wenn dabei die lokalen Gepflogen-
heiten und Siemens Richtlinien respektiert werden. Alle darüber hinaus 
gehenden Geschenke, Essens- oder Veranstaltungseinladungen sind abzu-
lehnen.
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B.4. Politische Beitragszahlungen, wohltätige Spenden und Sponsoring

Siemens leistet keinerlei politische Spenden (Spenden an Politiker, politi-
sche Parteien oder politische Organisationen).

Als verantwortungsvolles Mitglied der Gesellschaft gewährt Siemens Geld-
und Sachspenden für Bildung und Wissenschaft, Kunst und Kultur und für 
soziale und humanitäre Projekte.

Sponsorenverträge, die Siemens Werbemöglichkeiten bieten, sowie  
Beitragsleistungen zu Branchenverbänden oder Mitgliedsbeiträge zu  
Organisationen, die den Geschäftsinteressen dienen, gelten nicht als 
Spenden. Zu den grundsätzlich nicht erlaubten Spenden gehören:

1. �Spenden an Einzelpersonen und gewinnorientierte Organisationen,
2. Spenden auf private Konten,
3. �Spenden an Organisationen, deren Ziele mit den Unternehmens- 

grundsätzen von Siemens nicht vereinbar sind, oder
4. Spenden, die das Ansehen von Siemens schädigen.

Alle Spenden müssen transparent sein. Dies bedeutet unter anderem, dass 
die Identität des Empfängers und die geplante Verwendung der Spende 
bekannt sein müssen. Grund und Verwendungszweck der Spende müssen 
rechtlich vertretbar und dokumentiert sein. Spendenähnliche Vergütun-
gen, das heißt Zuwendungen, die scheinbar als Vergütung einer Leistung 
gewährt werden, aber den Wert der eigentlichen Leistung deutlich über-
schreiten, verstoßen gegen das Transparenzgebot und sind verboten.

Sponsoring bezeichnet jede Zuwendung in Form von Geld oder Sachwerten 
durch Siemens, für eine Veranstaltung, die durch Dritte organisiert wird und 
dadurch im Gegenzug die Gelegenheit bietet, Siemens Marken zu bewer-
ben, zum Beispiel durch Verwendung des Siemens Logos, durch Erwähnung 
des Namens Siemens in der Eröffnungs- oder Schlussansprache, durch die 
Teilnahme eines Redners im Rahmen einer Podiumsdiskussion oder durch 
den kostenlosen Erhalt von Eintrittskarten für die Veranstaltung.

Alle Sponsoringaktivitäten müssen transparent sein, in Form eines schrift-
lichen Vertrages niedergelegt, für einen seriösen geschäftlichen Zweck 
bestimmt sein und in angemessenem Verhältnis zum Gegenwert stehen, 
den der Veranstalter bietet.

Zuwendungen dürfen weder versprochen, angeboten noch geleistet wer-
den, um widerrechtlich geschäftliche Vorteile für Siemens zu erlangen 
oder um einen unangemessenen Zweck zu verfolgen. Sponsoring für 
Veranstaltungen, die von Einzelpersonen oder Organisationen durchge-
führt werden, deren Ziele mit den Unternehmensgrundsätzen von  
Siemens nicht vereinbar sind, oder Veranstaltungen, die das Ansehen  
von Siemens schädigen, ist grundsätzlich nicht erlaubt.
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B.5. Staatliche Aufträge

Siemens steht im Wettbewerb um Aufträge von Regierungseinrichtungen 
oder staatlichen Unternehmen in der ganzen Welt. In allen Geschäftsbe-
ziehungen und im Dialog mit Regierungen handeln wir stets transparent, 
ehrlich und korrekt.

Wir halten alle Gesetze und Bestimmungen zum staatlichen Beschaf
fungswesen einschließlich der Gesetzgebung zur Unterbindung der  
unbilligen Beeinflussung von Amtsträgern ein.
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B.6. Richtlinien zur Geldwäschebekämpfung

Geldwäsche bezeichnet den Vorgang der Verschleierung der Herkunft von 
Finanzmitteln aus kriminellen Aktivitäten wie Terrorismus, Drogenhandel 
oder Bestechung durch die Einschleusung „schmutzigen Geldes“ in den 
legalen Finanz- und Wirtschaftskreislauf, um ihnen den Anschein der 
Legalität zu verleihen und die tatsächliche Herkunft oder die Identität des 
Eigentümers zu verschleiern.

Es ist erklärtes Ziel von Siemens, nur Geschäftsbeziehungen mit seriösen 
Kunden, Beratern und Geschäftspartnern zu unterhalten, deren Geschäfts-
tätigkeit in Einklang mit gesetzlichen Vorschriften steht und deren Finanz-
mittel legitimen Ursprungs sind. Wir unterstützen keine Geldwäsche. Alle 
unsere Mitarbeiter sind zur strikten Befolgung der Gesetze zur Geldwä-
schebekämpfung sowie zur Nutzung der unternehmensinternen Verfah-
ren wie etwa finavigate® verpflichtet, die verdächtige Zahlungsformen 
oder Kunden oder andere Transaktionen, die auf Geldwäsche hindeuten, 
erkennen und verhindern sollen. Um Probleme auf diesem Gebiet zu ver-
meiden, ist die Aufmerksamkeit aller Mitarbeiter gefragt, die verdächtiges 
Verhalten von Kunden, Beratern und Geschäftspartnern melden müssen. 
Darüber hinaus sind alle Mitarbeiter verpflichtet, sämtliche anwendbaren 
Vorschriften zur Aufzeichnung und Buchführung bei Bar- und anderen 
Transaktionen sowie Verträgen einzuhalten.
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B.7. Handelskontrollen

Siemens befolgt alle Exportkontroll- und Zollgesetze sowie -vorschriften, 
die in den jeweiligen Ländern seiner Geschäftstätigkeit gelten. Exportkon-
trollen gelten generell für den Transfer von Waren, Dienstleistungen, 
Hardware, Software oder Technologie über bestimmte Landesgrenzen, 
auch per Email. Exportkontrollgesetze können Anwendung finden im 
Zusammenhang mit direkten oder indirekten Exporten oder Importen aus 
oder in sanktionierte Länder oder im Zusammenhang mit Dritten, gegen 
die zum Beispiel Verdachtsmomente im Hinblick auf die nationale Sicher-
heit bestehen oder die an kriminellen Aktivitäten beteiligt sind. Verstöße 
gegen diese Gesetze und Bestimmungen können zu drastischen Strafen 
führen, zum Beispiel Geldstrafen sowie ein amtlich verfügter Ausschluss 
von vereinfachten Import- und Exportverfahren (das heißt Unterbrechung 
der nahtlosen Lieferkette).

Alle Mitarbeiter, die mit der Ein- und Ausfuhr von Waren, Dienstleistun-
gen, Hardware, Software oder Technologie wie oben beschrieben zu tun 
haben, sind zur Einhaltung aller geltenden Wirtschaftssanktions-, Export-
kontroll- und Importgesetze und -bestimmungen sowie aller durch ihre 
Geschäftstätigkeit bedingten Richtlinien und Prozesse verpflichtet.
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B.8. Geschäftsbeziehungen mit Lieferanten

Siemens als Unternehmen erwartet von seinen Lieferanten, dass sie die 
Wertgrundsätze von Siemens teilen und alle gesetzlichen Bestimmungen 
einhalten. Darüber hinaus erwartet Siemens von seinen Lieferanten die 
Anwendung der folgenden Prinzipien, wie sie Siemens für sich selbst im 
Hinblick auf Verantwortlichkeiten gegenüber Stakeholdern und der Um-
welt definiert hat:

• �die Einhaltung aller anwendbaren Gesetze,
• der Verzicht auf Korruption,
• die Beachtung der Menschenrechte ihrer Mitarbeiter,
• die Einhaltung der Gesetze gegen Kinderarbeit,
• �die Übernahme der Verantwortung für Gesundheit und Sicherheit  

ihrer Mitarbeiter,
• �die Einhaltung der relevanten nationalen Gesetze und  

internationalen Standards zum Umweltschutz, und
• �die Aufforderung, dass diese Wertgrundsätze auch in der  

eigenen Lieferkette umgesetzt/eingehalten werden.
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C. Vermeidung von Interessenkonflikten

Dies gilt insbesondere, wenn der Mitarbeiter auf die Beauftragung 
der Firma für Siemens oder eines seiner Konzernunternehmen direkt 
oder indirekt Einfluss hat oder Einfluss nehmen kann.

Weitere Konfliktpunkte können erwachsen aus Geschäftsbeziehun-
gen mit oder Beteiligungen an einem Mitbewerber oder Kunden von 
Siemens sowie Nebentätigkeiten von Mitarbeitern, die sie an einer 
pflichtgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben bei Siemens hindern. Es ist 
wichtig, dass alle Mitarbeiter eventuell im Rahmen ihrer beruflichen 
Tätigkeit auftauchende Interessenkonflikte schon im Ansatz erken-
nen und vermeiden.

Mitarbeiter von Siemens sind verpflichtet, ihre Geschäftsentscheidun-
gen im besten Interesse von Siemens und nicht auf Basis persönlicher 
Interessen zu treffen. Interessenkonflikte entstehen dann, wenn Mit-
arbeiter auf Kosten der Interessen von Siemens eigene Aktivitäten 
oder persönliche Interessen verfolgen.

Der Mitarbeiter hat jedes persönliche Interesse, das im Zusammen-
hang mit der Durchführung seiner dienstlichen Aufgaben bestehen 
könnte, seiner Führungskraft mitzuteilen.

Kein Mitarbeiter darf private Aufträge von Firmen ausführen lassen, 
mit denen er im Rahmen seiner Tätigkeit für Siemens geschäftlich zu 
tun hat, wenn ihm hierdurch Vorteile entstehen könnten.  
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C.1. Wettbewerb mit Siemens

Ein Mitarbeiter darf kein Unternehmen führen oder für ein Unternehmen 
arbeiten, das mit Siemens im Wettbewerb steht, und darf keinen mit  
Siemens konkurrierenden Aktivitäten nachgehen.
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C.2. Nebentätigkeiten

Dies gilt auch für Nebentätigkeiten, die eine Konkurrenzsituation für  
Siemens darstellen könnte. Die Aufnahme einer Nebentätigkeit gegen 
Entgelt ist der zuständigen Führungskraft mitzuteilen und bedarf der 
vorherigen schriftlichen Einwilligung. Ausgenommen sind gelegentliche 
schriftstellerische Tätigkeiten, Vorträge und vergleichbare gelegentliche 
Tätigkeiten. Die Einwilligung in eine Nebentätigkeit kann nicht erfolgen, 
wenn diese den Interessen von Siemens entgegensteht. Eine Nebentätig-
keit kann untersagt werden, wenn der Mitarbeiter mit dem betreffenden 
Unternehmen dienstlich befasst ist. Bereits erteilte Einwilligungen können 
bei Vorliegen solcher Gründe widerrufen werden.
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C.3. Beteiligung an Drittunternehmen

Mitarbeiter, die direkt oder indirekt eine Beteiligung an einem Wett-
bewerbsunternehmen halten oder erwerben, müssen dies der für sie zu-
ständigen Personalabteilung mitteilen, wenn sie durch die Beteiligung die 
Möglichkeit haben, auf das Management dieses Unternehmens Einfluss zu 
nehmen. Von der Möglichkeit der Einflussnahme auf das Management 
kann im Allgemeinen dann ausgegangen werden, wenn die Beteiligung 
einen Anteil von 5% des Gesamtkapitals überschreitet.

Mitarbeiter, die direkt oder indirekt eine Beteiligung an einem Geschäfts-
partner von Siemens, oder einem Unternehmen, an dem Siemens beteiligt 
ist, halten oder erwerben, müssen dies ebenfalls der für sie zuständigen 
Personalabteilung mitteilen, wenn der Mitarbeiter mit dem jeweiligen Unter-
nehmen dienstlich befasst ist oder ein Mandat in diesem Unternehmen 
wahrnehmen wird. Für Beteiligungen an börsennotierten Unternehmen gilt 
dies nur dann, wenn die Beteiligung einen Anteil von 5% des Gesamtkapitals 
überschreitet.

Nach der Mitteilung über die Beteiligung an Drittunternehmen kann das 
Unternehmen geeignete Maßnahmen zur Beseitigung eines möglichen 
Interessenkonflikts treffen.
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D. Umgang mit Firmeneinrichtungen

Siemens verfügt in seinen Büros und Betriebsräumen über zahlreiche 
Anlagen und Einrichtungen wie Telefone, Kopierer, Computer, Software, 
Internet/Intranet, Maschinen und sonstige Arbeitsmittel wie E-Mail- und 
Anrufbeantworter-Systeme. Diese dürfen ausschließlich für Unterneh-
menszwecke und nicht zum persönlichen Nutzen verwendet werden. 
Ausnahmen und gegebenenfalls Bezahlung können örtlich geregelt  
werden, vorausgesetzt die Nutzung der Einrichtungen

• �steht nicht im Zusammenhang mit illegalen Aktivitäten,
• �ruft keinen Interessenkonflikt oder den Anschein eines solchen Konflikts 

hervor,
• �führt nicht zu nennenswerten Mehrkosten, zu Störungen des Geschäfts 

von Siemens oder sonstigen negativen Auswirkungen für das Unterneh-
men, zum Beispiel durch einen Interessenkonflikt hinsichtlich der beruf-
lichen Pflichten des jeweiligen Mitarbeiters oder anderer Mitarbeiter.

In keinem Fall dürfen Informationen abgerufen oder weitergegeben  
werden, die Rassenhass, Gewaltverherrlichung oder andere Straftaten 
unterstützen oder dazu aufrufen oder einen Inhalt haben, der vor dem 
jeweiligen kulturellen Hintergrund sexuell anstößig ist.

Keinem Mitarbeiter ist es gestattet, ohne Einwilligung der Führungskraft 
Aufzeichnungen, Dateien, Bild und Tondokumente oder Vervielfältigun-
gen unter Verwendung von Siemens Geräten anzufertigen, wenn dies 
nicht unmittelbar durch die berufliche Tätigkeit bedingt ist.
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E. Umgang mit Informationen
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E.1. Aufzeichnungen und Finanzintegrität

Zur offenen und effektiven Kommunikation gehört eine korrekte und 
wahrheitsgemäße Berichterstattung. Das gilt gleichermaßen für das  
Verhältnis zu Investoren, Mitarbeitern, Kunden, Geschäftspartnern  
sowie zur Öffentlichkeit und allen staatlichen Stellen.

Siemens ist zudem verpflichtet, durch entsprechende Prozesse und Kont-
rollen dafür zu sorgen, dass Transaktionen nur in der vom Management 
bewilligten Form durchgeführt werden. Siemens muss außerdem vorbeu-
gende Maßnahmen gegen die unbefugte Nutzung seines Eigentums tref-
fen und dafür sorgen, dass Fälle unbefugter Nutzung erkannt werden. Alle 
Siemens Mitarbeiter müssen sicherstellen, dass die von ihnen im Rahmen 
ihrer dienstlichen Tätigkeit angefertigten oder in sonstiger Weise ihrer 
Verantwortung unterstehenden Bücher und Aufzeichnungen

• �vollständig sind,
• �korrekt sind,
• �jede Transaktion oder Aufwendung wahrheitsgetreu widerspiegeln, und
• �rechtzeitig und übereinstimmend mit den geltenden Regeln und Stan-

dards angefertigt werden,

unabhängig davon, ob die Informationen zur Veröffentlichung oder Vor-
lage bei einer staatlichen Stelle bestimmt sind oder nicht. Diese Bücher 
und Aufzeichnungen umfassen alle Daten, Prüfbescheinigungen und 
sonstigen schriftlichen Dokumente, die zur Finanzberichterstattung und 
Erfüllung von Offenlegungspflichten notwendig sind, sowie Unterlagen, 
die für andere Zwecke erhoben werden. Hierzu zählen auch interne Ab-
rechnungen (unter anderem Spesenabrechnungen).
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E. 2. Verschwiegenheit

Für interne vertrauliche oder geschützte Informationen von Siemens,  
die nicht in die Öffentlichkeit gelangen sollen, gilt das Gebot der Ver-
schwiegenheit.

Nicht öffentliche Informationen von oder über Lieferanten, Kunden,  
Mitarbeitern, Agenten, Beratern und anderen Dritten müssen ebenfalls 
gemäß den rechtlichen und vertraglichen Anforderungen geschützt  
werden.

Zu vertraulichen oder geschützten Informationen  
können insbesondere gehören:

• �Einzelheiten zu Organisation und Einrichtungen eines Unternehmens, 
Preisen, Umsatz, Gewinn, Märkten, Kunden und anderen geschäftlichen 
Belangen,

• �Informationen über Fabrikations-, Forschungs- und Entwicklungsvor
gänge und

• �Zahlen des internen Berichtswesens.

Die Verpflichtung, Verschwiegenheit zu wahren, gilt über das Ende des 
Arbeitsverhältnisses hinaus, da die Offenlegung vertraulicher Informa
tionen, unabhängig davon, wann sie erfolgt, dem Geschäft von Siemens 
oder seinen Kunden schaden kann.
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E. 3. Datenschutz und Datensicherheit

Zugang zum Intranet und Internet, weltweiter elektronischer Informations-
austausch und Dialog sowie elektronische Geschäftsabwicklung sind ent-
scheidende Voraussetzungen für die Effektivität jedes Einzelnen von uns 
und für den Geschäftserfolg insgesamt. Die Vorteile der elektronischen 
Kommunikation sind aber verbunden mit Risiken für den Persönlichkeits-
schutz und die Sicherheit von Daten. Die wirksame Vorsorge gegen diese 
Risiken ist ein wichtiger Bestandteil des Informationstechnologie Manage-
ments, der Führungsaufgabe und auch des Verhaltens jedes Einzelnen.

Personenbezogene Daten dürfen nur erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden, soweit dies für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke 
erforderlich ist. Darüber hinaus müssen personenbezogene Daten sicher 
aufbewahrt werden und dürfen nur unter Anwendung der nötigen Vor-
sichtsmaßnahmen übertragen werden. Bei der Datenqualität und der 
technischen Absicherung vor unberechtigtem Zugriff muss ein hoher 
Standard gewährleistet sein. Die Verwendung von Daten muss für die 
Betroffenen transparent sein, ihre Rechte auf Auskunft und gegebenen-
falls auf Widerspruch, Sperrung und Löschung sind zu wahren.

In einigen Rechtssystemen (etwa in der EU) gelten strenge Gesetze und 
Bestimmungen hinsichtlich der Aufbewahrung und Nutzung personenbe-
zogener Arbeitnehmerdaten und der Daten Dritter, zum Beispiel Kunden 
oder Geschäftspartner. Alle Mitarbeiter sind an diese jeweils geltenden 
Gesetze gebunden, um das Persönlichkeitsrecht anderer zu schützen.
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E. 4. Insiderregeln

Personen, die Insiderinformationen in Bezug auf Siemens oder ein ande-
res Unternehmen, zum Beispiel einen Kunden, Lieferanten oder Joint- 
Venture-Partner, haben, dessen Wertpapiere zum Handel an einer Börse 
oder auf einem organisierten Markt zugelassen sind, dürfen nicht mit 
Wertpapieren oder Finanzinstrumenten solcher Unternehmen handeln, 
deren Preis unmittelbar oder mittelbar von den Wertpapieren dieser  
Unternehmen abhängen (Insiderpapiere).

Eine Insiderinformation ist eine konkrete Information über nicht öffentlich 
bekannte Umstände, die sich auf Siemens oder einen anderen Emittenten 
von Insiderpapieren bezieht und die geeignet ist, im Falle ihres öffentli-
chen Bekanntwerdens den Börsen- oder Marktpreis erheblich zu beeinflus-
sen. Eine solche Eignung ist gegeben, wenn ein verständiger Anleger es 
für wahrscheinlich halten würde.

Insiderinformationen können im Rahmen der Tätigkeit und des Verant-
wortungsbereichs eines Mitarbeiters oder versehentlich erlangt werden 
und umfassen folgende nicht öffentliche Informationen:

• �Finanzergebnisse,
• �Finanzpläne oder Budgets,
• �Dividendenänderungen,
• �wesentliche Fusionen oder Übernahmen,
• �Desinvestitionen,
• �besonders wichtige Auftragsgewinne oder strategische Planungen,
• �wichtige Entwicklungen bei Rechtsstreitigkeiten,

• �technische Entwicklungen oder Produktentwicklungen,
• �einschneidende Änderungen der Führungsstruktur, Joint Ventures  

und wichtige Geschäftsvereinbarungen, sowie
• �Geschäftsbeziehungen.
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Insiderinformationen dürfen einem anderen nicht unbefugt mitgeteilt oder 
zugänglich gemacht werden. Unbefugt erfolgt eine Weitergabe von Insider-
informationen dann, wenn sie nicht im üblichen Rahmen bei Ausübung der 
Arbeit oder des Berufs oder in Erfüllung von Aufgaben des Insiders für den 
Emittenten geschieht. Dies gilt sowohl für Informationen, die innerhalb von 
Siemens offengelegt werden, als auch für Informationen, die an Personen 
außerhalb von Siemens weitergegeben werden. Hierzu gehören Journalis-
ten, Finanzanalysten, Kunden, Berater, Familienangehörige oder Freunde.

Es ist im Übrigen immer sicherzustellen, dass insiderrelevante Informationen 
so unter Verschluss gehalten werden beziehungsweise abgesichert sind, 
dass Unbefugte dazu keinen Zugang erhalten können.

Personen, die über Insiderinformationen verfügen, dürfen einem anderen 
den Erwerb oder die Veräußerung von Wertpapieren, für die diese Infor-
mationen bedeutsam sind, weder empfehlen noch einen anderen auf 
sonstige Weise dazu verleiten.

Führungskräfte können in bestimmten Fällen persönlich für Schäden 
haftbar gemacht werden, wenn ein Mitarbeiter gegen Insiderregeln ver-
stößt und dieser Verstoß durch angemessene Aufsicht hätte verhindert 
werden können.

Zusätzlich zu diesen Regeln sind gegebenenfalls noch weitere oder  
besondere Insiderregeln sowie eventuelle Vorgaben des lokalen Rechts  
zu beachten.
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F. Umwelt, Sicherheit und Gesundheit
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F.1. Umwelt und technische Sicherheit

Der Schutz der Umwelt und die Schonung der natürlichen Ressourcen  
sind für uns Unternehmensziele von hoher Priorität. Durch entsprechende 
Führungsverantwortung seitens des Managements und das Engagement 
der Mitarbeiter will Siemens seine Geschäfte umweltgerecht gestalten 
und arbeitet ständig an der Verbesserung der Ökobilanz. Ein von Siemens 
weltweit eingesetztes Umweltmanagementsystem sorgt für die Einhal-
tung der Gesetze und setzt dafür hohe Standards. Bereits in der Entwick-
lung unserer Produkte sind umweltfreundliche Gestaltung, technische 
Sicherheit und Gesundheitsschutz feste Zielgrößen.

Jeder Mitarbeiter muss durch sein eigenes Verhalten zu diesen Zielen 
beitragen.
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F. 2. Arbeitssicherheit

Die Gesundheit und Sicherheit der Mitarbeiter an ihrem Arbeitsplatz hat 
für Siemens hohe Priorität. Jeder Einzelne trägt eine Mitverantwortung, 
Siemens in seinem Bemühen, sichere Arbeitsbedingungen zu schaffen,  
zu unterstützen.

Die Verantwortung gegenüber Mitarbeitern und Kollegen gebietet die 
bestmögliche Vorsorge gegen Unfallgefahren und gilt für:

• �die technische Planung von Arbeitsplätzen, Einrichtungen  
und Prozessen,

• �das Sicherheitsmanagement und
• �das persönliche Verhalten im Arbeitsalltag.

Das Arbeitsumfeld muss den Anforderungen einer gesundheitsorientier-
ten Gestaltung entsprechen.

Jeder Mitarbeiter muss der Arbeitssicherheit seine ständige Aufmerk
samkeit widmen.
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G. Beschwerden und Hinweise

Jeder Mitarbeiter kann gegenüber seiner Führungskraft, gegenüber dem 
zuständigen Compliance Officer, Personalleiter oder einer anderen dafür 
benannten Person/Stelle oder gegenüber einer betrieblichen Arbeitneh-
mervertretung eine Beschwerde vorbringen.

Umstände, die auf einen Verstoß gegen die Business Conduct Guidelines 
hindeuten, können 

• �dem  Chief Compliance Officer, 
• �dem für die Division, die regionalen oder zentralen  

Einheiten zuständigen  Compliance Officer,
• �über den  Tell Us Meldeweg oder 
• �dem  Siemens Ombudsmann
gemeldet werden.

Es besteht die Möglichkeit der vertraulichen und anonymen Beschwerde; 
alle Meldungen werden bearbeitet. Soweit erforderlich, werden entspre-
chende Maßnahmen ergriffen.

Alle Unterlagen werden im gesetzlichen Rahmen vertraulich aufbewahrt. 
Repressalien gegen Beschwerdeführer, gleich welcher Art, werden nicht 
toleriert.
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https://intranet.siemens.de/compliance-divisions
https://intranet.siemens.de/tellus
https://intranet.siemens.de/ombudsmann
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H. Compliance Implementierung und -Kontrolle

Das Management von Siemens fördert weltweit aktiv die flächendeckende 
Kommunikation der Business Conduct Guidelines und sorgt für ihre  
Implementierung.

Die Einhaltung der Gesetze und die Beachtung der Business Conduct  
Guidelines sind in allen Gesellschaften des Konzerns weltweit regelmäßig 
zu kontrollieren.

Dies geschieht entsprechend den jeweiligen nationalen Verfahren und 
gesetzlichen Bestimmungen.

Zur Ausführung des Siemens Compliance Systems im gesamten Unter
nehmen ist eine umfassende Compliance Organisation auf der Ebene  
der Siemens AG, ihrer Tochtergesellschaften sowie auf der Ebene der 
Divisionen eingesetzt.
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Weiterführende Informationen und Ansprechpartner

Integrität steht im Zentrum unseres Handelns. Diese Richtlinien definie-
ren, was Integrität für unser Geschäft bedeutet. Aber sie können nicht 
alles wiedergeben, was zu diesem Thema gehört und auch nicht jede 
Frage beantworten.

Die  Siemens Compliance Intranet Webseite stellt zusätzliche Informati-
onen zur Verfügung wie etwa besondere Regelungen zu konkreten Sach
themen, dazu gehörige Prozesse und Tools, Trainingsmaterialien und 
andere Hilfsmittel einschließlich konzernweiter FAQ’s (häufig gestellte 
Fragen), die diese Richtlinien mit inhaltlichen Einzelheiten ergänzen und 
konkretisieren.

Weitere Informationen einschließlich unserer  Siemens Compliance  
Broschüre sind zudem auf unserer  Siemens externen Internet-Seite zu 
finden.

Wenn sich ein Siemens Mitarbeiter in einem bestimmten Fall nicht sicher 
über das richtige Verhalten ist, stehen ihm viele Informationsquellen als 
Hilfestellung bereit, einschließlich der Führungskraft, seines Divisions-, 
Regional- oder Corporate Compliance Officers. Ihre Verantwortungsberei-
che und Kontaktdaten sind im  Intranet abrufbar. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, bei etwaigen Compliance-bezogenen 
Fragen eine E-Mail zu schreiben an: askus.compliance@siemens.com

Darüber hinaus kann ein Mitarbeiter, sofern er mögliches Fehlverhalten 
erkannt hat, verschiedene Wege nutzen, um dieses Fehlverhalten zu mel-
den. Hierfür stehen nicht nur seine Führungskraft und sein Compliance 
Officer bereit, sondern auch der Meldeweg Tell Us, der 24 Stunden  
täglich telefonisch und über das Internet erreichbar ist, und der Siemens 
Ombudsmann. Die Kontaktdaten finden Sie  hier.
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https://intranet.siemens.com/de/compliance/index.php
https://www.siemens.com/content/dam/internet/siemens-com/global/company/sustainability/downloads/verantwortliches-verhalten-compliance-bei-siemens.pdf
https://www.siemens.com/content/dam/internet/siemens-com/global/company/sustainability/downloads/verantwortliches-verhalten-compliance-bei-siemens.pdf
https://www.siemens.com/global/de/home/unternehmen/nachhaltigkeit/compliance.html
https://intranet.siemens.com/de/compliance/divisionen.htm
mailto:askus.compliance%40siemens.com?subject=
https://www.siemens.com/global/de/home/unternehmen/nachhaltigkeit/compliance/meldewege.html


Abkommen und Empfehlungen internationaler Organisationen

Neben den Gesetzen und Bestimmungen der einzelnen Länder gibt es 
eine Reihe wichtiger Abkommen und Empfehlungen internationaler Orga-
nisationen. Sie sind primär an die Mitgliedstaaten adressiert, nicht unmit-
telbar an die einzelnen Unternehmen. Sie sind aber für das Verhalten 
eines international tätigen Unternehmens und seiner Mitarbeiter eine 
sehr bedeutsame Leitlinie. Siemens befürwortet die Forderungen dieser 
Konventionen und Empfehlungen.

Siemens ist Teilnehmer am United Nations Global Compact und betrachtet 
dessen zehn Grundsätze, ebenso wie die Grundsätze (die Bestimmungen) 
der Rahmenvereinbarung des Internationalen Metallgewerkschaftsbundes 
(IMB), als für das gesamte Unternehmen verbindlich. Im Übrigen gelten 
die firmeninternen Schlichtungsregelungen.

Innerhalb seines Einflussbereichs verpflichtet sich Siemens zur Akzeptanz 
und Förderung der darin enthaltenen zentralen Werte hinsichtlich der 
Menschenrechte, der grundlegenden Arbeitnehmerrechte, der Umwelt 
und der Korruptionsbekämpfung als integralem Bestandteil seiner Ge-
schäftsstrategie und seiner Geschäfte selbst.

Gemäß seiner Verpflichtung im Rahmen des Global Compact erwartet  
Siemens deshalb von seinen Mitarbeitern, Lieferanten und Geschäftspartnern 
weltweit insbesondere die Übereinstimmung mit den folgenden Leitlinien:

• �Internationale Menschenrechtscharta bestehend aus:
– Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (UNO),
– Internationaler Pakt über Bürgerliche und Zivile Rechte (UN-Zivilpakt)
– Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

• �Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten, 

• �Dreigliedrige Grundsatzerklärung der ILO (International Labour Organi-
sation) über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik und ILO-
Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit, (vor 
allem mit folgenden Themen: Beseitigung von Kinderarbeit, Abschaf-
fung von Zwangsarbeit, Diskriminierungsverbot, Vereinigungsfreiheit 
und Recht auf Kollektivverhandlungen)

• �OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, 

• �Agenda 21 zur nachhaltigen Entwicklung (Abschlussdokument der 
grundlegenden UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung, Rio de  
Janeiro)

• �UN-Konvention gegen Korruption 

Siemens unterstützt die Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirt-
schaft und Menschenrechte. Sie geben wichtige Orientierung für die wei-
tere Umsetzung der Verantwortung des Unternehmens für die Achtung 
der Menschenrechte.
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Geschäftsordnung für den Vorstand der Siemens Healthineers AG 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft in Übereinstimmung mit dem Ge-
setz, der Satzung in ihrer jeweils gültigen Fassung, den Beschlüssen der Hauptver-
sammlung und des Aufsichtsrats sowie dieser Geschäftsordnung.  

(2) Der Vorstand hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und der unter-
nehmensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren Beachtung auch durch 
Tochtergesellschaften hin (Compliance). Er sorgt für ein angemessenes Controlling-, 
Revisions-, Risikomanagement- und internes Kontrollsystem. 

(3) Die Gesellschaft wird aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Siemens-Konzern in deren 
Konzernabschluss einbezogen. Vor diesem Hintergrund hat sie ein Interesse an einer 
funktionierenden Zusammenarbeit innerhalb der Unternehmensgruppe. Der Vorstand 
wird, solange die Gesellschaft in den Konzernabschluss einbezogen ist, der Siemens 
AG alle für die Aufstellung des Konzernabschlusses und -lageberichts erforderlichen 
Informationen und Unterlagen verschaffen und, im Rahmen des rechtlich Zulässigen 
und soweit der Gesellschaft dadurch kein Nachteil entsteht, alle sonstigen Informati-
onen dem Vorstand der Siemens AG zur Verfügung stellen und Maßnahmen treffen, 
damit der Vorstand der Siemens AG seinen Pflichten im Zusammenhang mit der Lei-
tung des Siemens-Konzerns, einschließlich der im Siemens-Konzern geltenden 
Grundsätze der Konzern-Governance, insbesondere in Bezug auf die Einrichtung und 
Unterhaltung eines konzernweiten Compliance- und Risikomanagementsystems, 
nachkommen kann. Sofern der Vorstand der Auffassung ist, dass die Gesellschaft o-
der eine abhängige Gesellschaft (§§ 15 ff. AktG) dem im Einzelfall nicht entsprechen 
kann, wird der Vorstand dem Aufsichtsrat Bericht erstatten. 

(4) Bei der Besetzung von Führungsfunktionen in der Healthineers-Gruppe achtet der 
Vorstand auf Vielfalt (Diversity) und strebt dabei insbesondere eine angemessene Be-
rücksichtigung von Frauen an.  

§ 2 
Interessenkonflikte; Wettbewerb 

(1) Die Mitglieder des Vorstands dürfen bei ihren Entscheidungen weder persönliche In-
teressen verfolgen noch Geschäftschancen, die der Healthineers-Gruppe zustehen, 
für sich nutzen. Sie unterliegen während ihrer Zugehörigkeit zum Vorstand und wäh-
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rend der Dauer ihres Anstellungsvertrags über die Regelungen des § 88 AktG hinaus 
einem umfassenden Wettbewerbsverbot. Vorstandsmitglieder sollen Nebentätigkei-
ten, insbesondere Aufsichtsratsmandate außerhalb der Healthineers-Gruppe, nur mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats übernehmen. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit weder für 
sich noch für andere Personen von Dritten ungerechtfertigte Vorteile fordern oder 
annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewähren. 

(3) Jedes Vorstandsmitglied muss Interessenkonflikte unverzüglich gegenüber dem Vor-
sitzenden des Aufsichtsrats offenlegen und die anderen Vorstandsmitglieder hierüber 
informieren. Alle Geschäfte zwischen der Gesellschaft oder einem mit ihr verbunde-
nen Unternehmen einerseits und den Vorstandsmitgliedern oder ihnen nahe stehen-
den Personen, Unternehmen oder Vereinigungen andererseits haben den Standards zu 
entsprechen, wie sie bei Geschäften mit fremden Dritten maßgeblich wären. Solche 
Geschäfte bedürfen, soweit nicht ohnehin die Mitwirkung des Aufsichtsrats nach 
§ 112 AktG erforderlich ist, der Zustimmung des Aufsichtsrats, falls der Wert im 
Einzelfall EUR 10.000 übersteigt. 

§ 3 
Gesamtverantwortung und Geschäftsverteilung 

(1) Die Mitglieder des Vorstands tragen gemeinsam die Verantwortung für die gesamte 
Geschäftsführung. Die Gliederung des Vorstands in Ressorts sowie die Verteilung der 
Geschäfte auf die einzelnen Mitglieder des Vorstands werden in einem vom Auf-
sichtsrat zu beschließenden Geschäftsverteilungsplan festgelegt.  

(2) Die Mitglieder des Vorstands arbeiten kollegial zusammen und unterrichten sich ge-
genseitig laufend über wichtige Maßnahmen und Vorgänge in ihren Vorstandsres-
sorts. Jedes Mitglied ist verpflichtet, bei schwerwiegenden Bedenken bezüglich einer 
Angelegenheit eines anderen Vorstandsressorts eine Beschlussfassung des Vorstands 
herbeizuführen, wenn die Bedenken nicht durch eine Aussprache mit dem anderen 
Mitglied des Vorstands behoben werden können. In diesem Fall hat die Maßnahme 
bis zur Entscheidung des Vorstands zu unterbleiben. 

(3) Die Gesamtinteressen der Healthineers-Gruppe haben Vorrang vor den Interessen der 
einzelnen Vorstandsressorts, soweit nicht gesetzliche Regelungen entgegenstehen. 

(4) Eine Beschlussfassung des Vorstands ist erforderlich in allen Angelegenheiten, in de-
nen nach dem Gesetz, der Satzung oder dieser Geschäftsordnung eine Beschlussfas-
sung durch den Vorstand vorgeschrieben ist, insbesondere über 
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a) Grundsatzfragen der Geschäftspolitik und Unternehmensstrategie, 

b) die Jahresplanung einschließlich der Finanz- und Investitionsplanung und der 
daraus abgeleiteten Personalentwicklung der Gesellschaft sowie die Mehrjah-
resplanung, 

c) die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses, des Lage-
berichts und des Konzernlageberichts sowie deren Vorlage an den Aufsichtsrat, 

d) die Einberufung der Hauptversammlung, 

e) Vorschläge zur Beschlussfassung der Hauptversammlung, 

f) die nach Gesetz oder Satzung erforderlichen Vorlagen an den Aufsichtsrat und 
die Hauptversammlung, 

g) Geschäfte, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen, 

h) alle Angelegenheiten, die dem Vorstand durch den Vorsitzenden oder ein Mit-
glied zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 

(5) Das einzelne Mitglied des Vorstands führt das ihm zugewiesene Vorstandsressort im 
Rahmen der Vorstandsbeschlüsse in eigener Verantwortung. Soweit Maßnahmen und 
Geschäfte eines Vorstandsressorts zugleich ein oder mehrere andere Vorstandsres-
sorts betreffen, muss sich das Mitglied des Vorstands zuvor mit den anderen beteilig-
ten Mitgliedern abstimmen. Wenn eine Einigung nicht zustande kommt, ist jedes be-
teiligte Mitglied des Vorstands verpflichtet, eine Beschlussfassung des Vorstands 
herbeizuführen. In diesem Fall hat die Maßnahme bis zur Entscheidung des Vor-
stands zu unterbleiben. 

(6) Maßnahmen und Geschäfte eines Vorstandsressorts, die für die Gesellschaft von au-
ßergewöhnlicher Bedeutung sind oder mit denen ein außergewöhnliches wirtschaftli-
ches Risiko verbunden ist, bedürfen der vorherigen Zustimmung des Vorstands. Das-
selbe gilt für solche Maßnahmen und Geschäfte, bei denen ein Mitglied des Vor-
stands die vorherige Beschlussfassung des Vorstands verlangt. 

(7) Maßnahmen und Geschäfte der in Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6 bezeichneten Art darf das 
Mitglied des Vorstands ohne vorherige Zustimmung des Vorstands oder – im Falle 
von Abs. 5 Satz 2 – ohne vorherige Abstimmung mit den anderen beteiligten Mit-
gliedern vornehmen, wenn dies nach seinem pflichtgemäßen Ermessen zur Vermei-
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dung unmittelbar drohender schwerer Nachteile für die Gesellschaft erforderlich ist. 
Über einen solchen Vorgang ist der Vorstand unverzüglich zu unterrichten. 

§ 4 
Vorsitzender des Vorstands 

(1) Dem Vorsitzenden des Vorstands obliegt die sachliche Koordination aller Vorstands-
ressorts. Er hat darauf hinzuwirken, dass die Führung aller Vorstandsressorts einheit-
lich auf die durch die Beschlüsse des Vorstands festgelegten Ziele ausgerichtet wird. 

(2) Der Vorsitzende wird von den Mitgliedern des Vorstands laufend über alle wesentli-
chen Angelegenheiten ihrer Vorstandsressorts unterrichtet und kann verlangen, dass 
er über bestimmte Geschäfte oder Arten von Geschäften im Vorhinein unterrichtet 
wird. 

(3) Der Vorsitzende des Vorstands repräsentiert den Vorstand und die Gesellschaft ge-
genüber der Öffentlichkeit, insbesondere gegenüber Behörden, Verbänden, Wirt-
schaftsorganisationen und Medien. Er kann diese Aufgaben für bestimmte Arten von 
Angelegenheiten oder im Einzelfall auf ein anderes Mitglied des Vorstands übertra-
gen.  

(4) Dem Vorsitzenden des Vorstands obliegt die Federführung für den Vorstand in der 
Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat und dessen Mitgliedern. Er unterrichtet den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats regelmäßig über den Gang der Geschäfte und die La-
ge der Healthineers-Gruppe. Bei wichtigen Anlässen und bei geschäftlichen Angele-
genheiten, die auf die Lage der Healthineers-Gruppe von erheblichem Einfluss sein 
können, hat er dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats unverzüglich zu berichten.  

(5) Bei Verhinderung des Vorsitzenden des Vorstands nimmt der stellvertretende Vorsit-
zende die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden wahr. In Ermangelung eines stell-
vertretenden Vorsitzenden werden im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden die 
ihm obliegenden Aufgaben von dem Vorstandsmitglied wahrgenommen, das er hier-
zu bestimmt hat. Das Recht des Vorsitzenden zum Stichentscheid nach § 5 Abs. 6 
Satz 3 steht dem jeweiligen Vertreter nicht zu. 

§ 5 
Sitzungen und Beschlüsse 

(1) Die Sitzungen des Vorstands werden durch den Vorstandsvorsitzenden einberufen. 
Der Vorstand legt den Sitzungskalender ("Board Calendar") fest. Jedes Mitglied kann 
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die Einberufung einer Sitzung unter Angabe der zu behandelnden Gegenstände ver-
langen. 

(2) Mit der Einberufung, die nicht später als eine Woche vor der Sitzung erfolgen soll, ist 
die Tagesordnung mitzuteilen und sollen die Beschlussvorschläge zu den Punkten der 
Tagesordnung übermittelt werden. Der Vorstandsvorsitzende kann die Fristen für die 
Einberufung, die Mitteilung der Tagesordnung und der Beschlussvorschläge ange-
messen verkürzen, wenn die Angelegenheit nach seiner Auffassung keinen Aufschub 
duldet. Jedes Mitglied kann die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Das Verlan-
gen muss, falls nicht ein dringender Fall eine spätere Mitteilung rechtfertigt, bis zum 
fünften Tag vor der Sitzung gegenüber dem Vorstandsvorsitzenden mitgeteilt werden, 
der dies wiederum unverzüglich den Vorstandsmitgliedern mitteilt. 

(3) Der Vorstandsvorsitzende leitet die Sitzungen. Er kann bestimmen, dass ein anderes 
Mitglied des Vorstands die Sitzung leitet. Der Sitzungsleiter bestimmt die Reihenfol-
ge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, und die Art und 
Reihenfolge der Abstimmungen. Der Sitzungsleiter kann die Beratung und Be-
schlussfassung zu einzelnen Punkten der Tagesordnung vertagen, es sei denn, dass 
der Tagesordnungspunkt nach Auffassung der Mehrheit der Vorstandsmitglieder kei-
nen Aufschub duldet. 

(4) Der Vorstandsvorsitzende kann bestimmen, dass Personen, die nicht dem Vorstand 
angehören, zur Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen werden. 

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Mitglieder, die durch Telefon- oder Videokonferenz 
zugeschaltet sind, gelten als anwesend. Abwesende Mitglieder können ihre Stimmen 
schriftlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchli-
cher Kommunikationsmittel abgeben. Die abwesenden Mitglieder sind unverzüglich 
über die in ihrer Abwesenheit gefassten Beschlüsse zu unterrichten. Über Angele-
genheiten aus dem Ressort eines abwesenden Mitglieds soll – außer in dringenden 
Fällen – nur mit seinem Einverständnis verhandelt und beschlossen werden. 

(6) Beschlüsse des Vorstands sollen möglichst einstimmig gefasst werden. Wenn dies 
nicht erreichbar ist, bedarf der Vorstandsbeschluss der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstandsvorsitzen-
den den Ausschlag. 

(7) Auf Anordnung des Vorstandsvorsitzenden können Beschlüsse auch in einer Telefon- 
oder Videokonferenz oder außerhalb von Sitzungen durch schriftlich, fernmündlich, 
per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikations-
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mittel übermittelte Stimmabgaben gefasst werden. Ein derart gefasster Beschluss 
kommt abweichend von Abs. 6 Satz 2 zustande, wenn für ihn mindestens zwei Drittel 
der Mitglieder des Vorstands gestimmt haben. 

(8) Über jede Vorstandssitzung ist (zu Beweiszwecken, nicht als Wirksamkeitsvorausset-
zung) ein Protokoll anzufertigen, aus dem sich Ort und Tag der Sitzung, die Teilneh-
mer, die Form der Teilnahme, die Tagesordnung und der Wortlaut der Beschlüsse er-
geben. Das Protokoll wird von dem Protokollführer, der vom Vorstandsvorsitzenden 
bestimmt wird, unterzeichnet und allen Mitgliedern des Vorstands übermittelt. Das 
Protokoll ist in der nächsten Vorstandssitzung zur Genehmigung vorzulegen und gilt 
als genehmigt, wenn kein Mitglied des Vorstands dem Protokoll bis zum Ende dieser 
Sitzung widerspricht. Beschlüsse des Vorstands, die nach Abs. 7 gefasst worden sind, 
werden in einem Protokoll festgehalten; das Protokoll wird jedem Vorstandsmitglied 
unverzüglich übermittelt. 

§ 6 
Zustimmung des Aufsichtsrats 

(1) Der Vorstand bedarf für die folgenden Geschäfte und Maßnahmen der Zustimmung 
des Aufsichtsrats: 

a) Erwerb, Veräußerung und Umwandlung von Unternehmen, Unternehmensbe-
teiligungen und Unternehmensteilen, soweit im Einzelfall der Verkehrswert 
oder – soweit dieser nicht bekannt ist oder der Buchwert darüber liegt – der 
Buchwert den Betrag von EUR 100 Mio. – oder ein Verkaufsverlust den Betrag 
von EUR 100 Mio. – erreicht oder übersteigt; 

b) Maßnahmen oder Geschäfte, die zu einer Aufnahme neuer sowie Einschrän-
kung oder Aufgabe bestehender Geschäftsfelder oder zu einer wesentlichen 
Abweichung von der bestehenden Strategie führen, soweit ein Umsatz in Höhe 
von mindestens 5 % des im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr erzielten 
Umsatzes der Healthineers-Gruppe betroffen ist, Kosten für damit verbundene 
interne Restrukturierungen den Betrag von EUR 100 Mio. erreichen oder über-
steigen oder mehr als 500 Mitarbeiter betroffen sind;  

c) Investitionen oder Desinvestitionen betreffend Gegenstände des beweglichen 
Anlagevermögens, immaterielle Vermögenswerte und externe Anmietungen, 
falls der Wert der Investition oder Desinvestition einen Betrag von EUR 
100 Mio. erreicht oder übersteigt; 
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d) Erwerb, Bebauung, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, grund-
stücksgleichen Rechten und Rechten an Grundstücken, soweit der Wert im 
Einzelfall einen Betrag von EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt; 

e) Finanzmaßnahmen, soweit deren Wert im Einzelfall den Betrag von 
EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt; unter diese Zustimmungsbedürftigkeit 
fallen nicht  

aa) Finanztransaktionen aus dem Tagesgeschäft, die der Steuerung der Li-
quidität und übriger Finanzrisiken, wie z.B. des Devisen-, Zins- und 
ggf. Aktienrisikos dienen, sowie der Rückkauf von eigenen Fremdkapi-
talemissionen im Einklang mit den Emissionsbedingungen sowie  

bb) Maßnahmen, die in einer vom Aufsichtsrat gebilligten Jahresplanung 
vorgesehen sind; 

f) Übernahme von Bürgschaften, Garantien, Patronatserklärungen oder ähnlichen 
Verbindlichkeiten, soweit deren Wert im Einzelfall den Betrag von 
EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt; 

g) Abschluss von Vergleichsvereinbarungen in Gerichts- oder Schiedsverfahren 
mit einem Vergleichswert von mehr als EUR 50 Mio.; 

h) die Jahresplanung der Gesellschaft; 

i) Bestellung und Abberufung der Inhaber folgender Leitungsfunktionen auf der 
ersten Ebene unterhalb des Vorstands: 

-   CEOs der Segmente bzw. bei Segmentleitung durch ein Mitglied des Vor-
stands der Sub-Segmente; 

-   CEOs der Regionen; 
-  Leiter der Funktionen Strategy, Legal and Compliance und Human Res-

sources; 

 
j) wesentliche Grundsätze des Vergütungs- und Incentivierungssystems für Mit-

arbeiter der Gesellschaft und ihrer abhängigen Gesellschaften (§§ 15 ff. AktG); 

k) Veränderungen beziehungsweise Maßnahmen im Rahmen von oder Zusam-
menhang mit der Strategie bezüglich des Firmen-, Marken- und Designauftritts 
der Gesellschaft und ihrer abhängigen Gesellschaften (§§ 15 ff. AktG), insbe-
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sondere mit Blick auf oder Relevanz für den Auftritt als Unternehmen des Sie-
mens-Konzerns („Siemens Brand“). 

(2) Für die Ermittlung der in Abs. 1 genannten Schwellenwerte sind inhaltlich verbunde-
ne Einzelmaßnahmen zusammenzufassen. Der Vorstand hat sicherzustellen, dass die 
in Abs. 1 genannten Maßnahmen durch abhängige Gesellschaften (§§ 15 ff. AktG), 
an denen die Gesellschaft direkt oder indirekt beteiligt ist, jeweils nur mit Zustim-
mung des von der Gesellschaft beherrschten Gesellschaftsorgans vorgenommen wer-
den dürfen. Der Vorstand darf die Zustimmung in abhängigen Gesellschaften (§§ 15 
ff. AktG) wiederum nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats erteilen.  

(3) Die Zustimmung des Aufsichtsrats kann im Vorhinein für den Einzelfall oder für eine 
bestimmte Gruppe oder Art von Maßnahmen erteilt werden. 

(4) Für die Kreditgewährung an Vorstandsmitglieder gilt § 89 AktG. 

(5) Das Recht des Aufsichtsrats, die Vornahme sonstiger Maßnahmen von seiner Zu-
stimmung abhängig zu machen, bleibt durch diesen § 6 unberührt. 

§ 7 
Berichtspflicht gegenüber dem Aufsichtsrat 

(1) Um die ausreichende Versorgung des Aufsichtsrats mit Informationen sicherzustel-
len, berichtet der Vorstand dem Aufsichtsrat nach Maßgabe der gesetzlichen Vor-
schriften regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Unternehmen relevan-
ten Fragen der Strategie, der Planung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage, des 
Risikomanagements und der Compliance. Er legt dem Aufsichtsrat die Jahresplanung 
und Mehrjahresplanung vor und berichtet über etwaige Abweichungen des Ge-
schäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und Zielen unter Angabe von Gründen.  

(2) Auskunftsersuchen richten der Aufsichtsrat oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder 
über den Aufsichtsrats- oder den Prüfungsausschussvorsitzenden an den Vorstand.  
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Geschäftsordnung des Aufsichtsrats der Siemens Healthineers AG 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Der Aufsichtsrat berät den Vorstand bei der Leitung des Unternehmens regelmäßig und 
überwacht dessen Geschäftsführung.  

(2) Der Aufsichtsrat übt seine Tätigkeit nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, 
der Satzung und dieser Geschäftsordnung aus. Er orientiert sich an den Empfehlungen 
und Anregungen des Deutschen Corporate Governance Kodex. 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Es ist an 
Weisungen und Aufträge nicht gebunden und wird bei seinen Entscheidungen weder 
persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, die dem Unternehmen zu-
stehen, für sich nutzen. Interessenkonflikte, insbesondere solche, die auf Grund einer 
Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen 
Dritten oder wesentlichen Wettbewerbern entstehen können, sind dem Aufsichtsrats-
vorsitzenden gegenüber offenzulegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende wird eigene Inte-
ressenkonflikte gegenüber dem Präsidium offenlegen. Bei wesentlichen und nicht nur 
vorübergehenden Interessenkonflikten in seiner Person soll das betreffende Aufsichts-
ratsmitglied sein Aufsichtsratsmandat niederlegen. 

(4) Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig die Effizienz seiner Tätigkeit. 

(5) Der Aufsichtsrat achtet darauf, dass für Vorstände und Mitarbeiter im Unternehmen 
Verhaltensmaßstäbe (Business Conduct Guidelines) gelten. Die Mitglieder des Auf-
sichtsrats beachten diese Regeln in deren jeweils geltender Fassung, soweit sie sich 
auf Aufsichtsratsmitglieder übertragen lassen und mit ihren Pflichten vereinbar sind. 

  

§ 2 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat ist so zusammenzusetzen, dass seine Mitglieder insgesamt über die 
zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähig-
keiten und fachlichen Erfahrungen verfügen und in ihrer Gesamtheit mit dem Sektor, 
in dem die Gesellschaft tätig ist, vertraut sind. Der Aufsichtsrat benennt unter Berück-
sichtigung der Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex konkrete 
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Ziele für seine Zusammensetzung und erarbeitet ein Kompetenzprofil für das Gesamt-
gremium.  

(2) Zur Wahl oder Bestellung als Mitglied des Aufsichtsrats sollen in der Regel nur Perso-
nen vorgeschlagen werden, die nicht älter als 70 Jahre sind. Der Vorschlag zur Wahl 
oder Bestellung soll die Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer zum Aufsichtsrat 
von drei vollen Amtszeiten (15 Jahre) berücksichtigen. 

(3) Ein Aufsichtsratsmitglied, dessen berufliche Tätigkeit sich gegenüber dem Zeitpunkt 
seiner Wahl wesentlich verändert, wird mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden eine Aus-
sprache über die mögliche Beendigung seines Mandats führen. 

§ 3 
Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Angaben, Berichte und Bera-
tungen sowie Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Still-
schweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung gilt auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Amt. 

(2) Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte weitergeben, von denen 
nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der 
Gesellschaft betreffen, so ist es verpflichtet, den Vorsitzenden des Aufsichtsrats vorher 
zu unterrichten (bzw. in dessen Fall das Präsidium) und ihm Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. Die Aufsichtsratsmitglieder stellen sicher, dass die von ihnen zur Un-
terstützung einbezogenen Mitarbeiter die Verschwiegenheitspflicht in gleicher Weise 
einhalten. 

§ 4 
Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.  

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem 
Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich, spätestens in der nächsten Aufsichts-
ratssitzung vor anderen Beschlüssen eine Neuwahl vorzunehmen. 

(3) Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat in allen Fällen, in denen er bei dessen Verhin-
derung in Stellvertretung des Vorsitzenden handelt, die gleichen Rechte wie der Vor-
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sitzende, jedoch mit Ausnahme des dem Vorsitzenden nach § 5 Abs. 8 Satz 3 zu-
stehenden Stichentscheids. 

(4) Sind der Vorsitzende und dessen Stellvertreter an der Ausübung ihrer Aufgaben ver-
hindert, so hat diese Aufgaben für die Dauer der Verhinderung das dienstälteste, bei 
gleichem Dienstalter das an Lebensjahren älteste, nicht verhinderte Aufsichtsratsmit-
glied zu übernehmen. Der Stichentscheid nach § 5 Abs. 8 Satz 3 steht ihm nicht zu. 

(5) Der Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat und nimmt die Be-
lange des Aufsichtsrats nach außen wahr. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und 
seiner Ausschüsse werden im Namen des Aufsichtsrats vom Vorsitzenden, bei dessen 
Verhinderung durch seinen Stellvertreter abgegeben. Der Vorsitzende oder bei dessen 
Verhinderung sein Stellvertreter sind ermächtigt, Erklärungen für den Aufsichtsrat ent-
gegenzunehmen. 

(6) Der Aufsichtsratsvorsitzende kann mit Investoren Gespräche über aufsichtsratsspezifi-
sche Themen führen. Er informiert den Aufsichtsrat bzw. dessen Ausschüsse über die-
se Gespräche. 

§ 5 
Sitzungen; Einberufung; Beschlussfassungen 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden mit einer Frist von mindes-
tens vierzehn Tagen einberufen, wobei der Tag der Absendung der Einladung und der 
Tag der Sitzung nicht mitgerechnet werden. Diese Frist kann in dringenden Fällen ab-
gekürzt werden. Die Einberufung kann schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Tele-
fax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel erfolgen. 
Der Einladende bestimmt die Form der Sitzung. Der Vorsitzende kann eine einberufe-
ne Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen aufheben oder verlegen.  

(2) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu geben. Ergän-
zungen der Tagesordnung müssen, falls nicht ein dringender Fall eine spätere Mittei-
lung rechtfertigt, bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt werden. Beschlussvor-
schläge zu Gegenständen der Tagesordnung und die zur Vorbereitung der Sitzung 
erforderlichen Unterlagen sollen bis zum fünften Tag vor der Sitzung übermittelt wer-
den, sofern nicht ein dringender Fall eine spätere Übermittlung rechtfertigt. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzungen, bestimmt die Arbeitssprache der Sitzung sowie 
die Art und die Reihenfolge der Behandlung der Tagesordnungspunkte.  
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(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus 
denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Abwesende 
Aufsichtsratsmitglieder, die durch ein in der Sitzung persönlich anwesendes Aufsichts-
ratsmitglied schriftliche (einschließlich per E-Mail oder Telefax übermittelte) Stimm-
abgaben überreichen lassen, bzw. Aufsichtsratsmitglieder, die nach Maßgabe von § 5 
Abs. 7 ihre Stimme abgeben, sowie Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der 
Stimme enthalten, nehmen an der Beschlussfassung im Sinne des vorstehenden Satzes 
teil.  

(5) Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einberu-
fung nicht enthalten war und auch nicht nach Maßgabe von § 5 Abs. 2 Satz 2 mitge-
teilt worden ist, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats der Beschluss-
fassung widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit 
zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden ange-
messenen Frist nachträglich schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-
Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel der Beschlussfas-
sung zu widersprechen oder ihre Stimme abzugeben. Der Beschluss wird erst wirk-
sam, wenn kein abwesendes Aufsichtsratsmitglied gegenüber dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats innerhalb der Frist widersprochen hat. Fernmündlich oder mittels elekt-
ronischer Kommunikationsmittel zugeschaltete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als 
anwesend. 

(6) Wird zu einem Gegenstand der Tagesordnung weniger als drei Tage vor der Sitzung 
des Aufsichtsrats ein Antrag gestellt oder ein Antrag derart geändert, dass eine Stimm-
abgabe zu diesem Gegenstand der Tagesordnung nur in Kenntnis des Antrags oder der 
Änderung möglich ist, ist einem abwesenden Mitglied Gelegenheit zu geben, binnen 
einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden angemessenen Frist nach-
träglich schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sons-
tiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel seine Stimme abzugeben. Bei der Feststel-
lung des Ergebnisses der Beschlussfassung ist die Stimmabgabe zu berücksichtigen, 
wenn sie innerhalb der gesetzten Frist bei dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats einge-
gangen ist. Die Beschlussfassung ist erst beendet, wenn die Stimmabgabe eingegangen 
ist oder wenn ohne den Eingang der Stimmabgabe die gesetzte Frist verstrichen ist. 
Fernmündlich oder mittels elektronischer Kommunikationsmittel zugeschaltete Mit-
glieder des Aufsichtsrats gelten als anwesend. 

(7) Auf Anordnung des Vorsitzenden können im Einzelfall unter Beachtung einer ange-
messenen Frist Sitzungen und Beschlussfassungen auch schriftlich, mündlich, fern-
mündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunika-
tionsmittel sowie in Kombination solcher Kommunikationsformen durchgeführt und 
die Teilnahme einzelner Mitglieder des Aufsichtsrats an Sitzungen und Beschlussfas-
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sungen durch Zuschaltung über Telefon oder elektronische Kommunikationsmittel 
(insbesondere Videoübertragung) gestattet werden. Die Möglichkeit schriftlicher 
Stimmabgaben im Sinne von § 5 Abs. 4 bleibt unberührt. Gegen die Anordnung des 
Vorsitzenden steht den Mitgliedern des Aufsichtsrats ein Widerspruchsrecht nicht zu. 

(8) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, so-
weit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. Stimmenthaltungen gelten in 
diesem Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Im Falle der Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats bei erneuter Abstimmung, wenn auch diese 
Stimmengleichheit ergibt, den Ausschlag (Stichentscheid); dies kann auch mittels 
schriftlicher Stimmabgabe im Sinne des § 5 Abs. 4 oder durch Zuschaltung über Tele-
fon oder elektronische Kommunikationsmittel (insbesondere Videoübertragung) erfol-
gen.  

(9) Über die Sitzungen und Beschlussfassungen des Aufsichtsrats ist (zu Beweiszwecken, 
nicht als Wirksamkeitsvoraussetzung) eine Niederschrift anzufertigen und von dem 
vom Sitzungsleiter bestimmten Protokollführer sowie dem Leiter der Sitzung oder im 
Falle einer Beschlussfassung außerhalb einer Sitzung vom Vorsitzenden des Aufsichts-
rats zu unterzeichnen. 

§ 6 
Teilnahme Dritter an Sitzungen; Hinzuziehung Dritter 

(1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats nehmen die Mitglieder des Vorstands teil, sofern 
der Aufsichtsratsvorsitzende im Einzelfall keine abweichende Anordnung trifft. Der 
Aufsichtsrat soll mindestens einmal pro Geschäftsjahr ohne den Vorstand tagen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann zur Erfüllung seiner Aufgaben nach seinem Urteil Wirtschafts-
prüfer, Rechts- oder sonstige externe oder interne Berater hinzuziehen. Der Aufsichts-
ratsvorsitzende kann solche Personen sowie Sachverständige und Auskunftspersonen, 
insbesondere Wirtschaftsprüfer und/oder die rechtlichen oder steuerrechtlichen Berater 
der Gesellschaft zur Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats zulassen. Die gesetzlich 
zwingend vorgesehene Teilnahme Dritter bleibt unberührt. Die Kosten für die Hinzu-
ziehung aller genannten Personen trägt die Gesellschaft. 

§ 7 
Allgemeine Regeln für Ausschüsse 

(1) Der Aufsichtsrat bildet folgende Ausschüsse und besetzt diese aus seiner Mitte: 

a) ein Präsidium,  
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b) einen Prüfungsausschuss und  

c) einen Innovations- und Finanzausschuss.  

(2) Der Aufsichtsrat kann weitere Ausschüsse bilden und aus seiner Mitte besetzen. Den 
Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern des Aufsichtsrats können, soweit gesetzlich 
zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden.  

(3) Die Amtszeit der Mitglieder der Ausschüsse entspricht, soweit nicht bei der Wahl 
durch den Aufsichtsrat eine kürzere Amtszeit bestimmt worden ist, ihrer Amtszeit als 
Mitglieder des Aufsichtsrats. 

(4) Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der Auf-
sichtsrat einen Vorsitzenden bestimmt. Ein Ausschuss ist nur beschlussfähig, wenn die 
Hälfte der Mitglieder des Ausschusses, mindestens jedoch drei Mitglieder, an der Be-
schlussfassung teilnehmen. Die jeweiligen Ausschussvorsitzenden berichten regelmä-
ßig an den Aufsichtsrat über die Arbeit der Ausschüsse. 

(5) Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sitzungen der Ausschüsse teil, soweit der 
Vorsitzende des Ausschusses oder eine Mehrheit der Ausschussmitglieder dies 
wünscht.  

(6) Die Ausschüsse des Aufsichtsrats können zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben die 
dem Aufsichtsrat nach § 111 Abs. 2 AktG zustehenden besonderen Einsichts- und Prü-
fungsrechte wahrnehmen.  

(7) Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende einem Ausschuss an und ergibt eine Abstimmung 
im Ausschuss Stimmengleichheit, so gibt seine Stimme bei einer erneuten Abstim-
mung, wenn auch diese Stimmengleichheit ergibt, den Ausschlag (Stichentscheid); ist 
der Vorsitzende des Aufsichtsrats nicht Mitglied eines Ausschusses, so steht in einem 
solchen Fall dem Ausschussvorsitzenden ein Stichentscheid zu. 

(8) Im Übrigen gelten für das Verfahren der Ausschüsse die Regelungen in § 5 entspre-
chend, soweit nicht der Aufsichtsrat für den Ausschuss etwas anderes bestimmt. 
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§ 8 
Präsidium 

(1) Das Präsidium besteht aus dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats, seinem nach § 4 Abs. 1 
gewählten Stellvertreter und einem  weiteren, vom Aufsichtsrat zu wählenden Mit-
glied. Vorsitzender des Präsidiums ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats.  

(2) Das Präsidium koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat, bereitet die Sitzungen des Auf-
sichtsrats und die Prüfung seiner Effizienz vor und überwacht die Durchführung der 
vom Aufsichtsrat oder seiner Ausschüsse gefassten Beschlüsse.  

(3) Das Präsidium beschließt anstelle des Aufsichtsrats über 

a) die Vornahme von Geschäften zwischen der Gesellschaft oder einem mit ihr 
verbundenen Unternehmen einerseits und einem Vorstandsmitglied oder Perso-
nen, Unternehmungen und Vereinigungen, die einem Vorstandsmitglied nahe 
stehen, andererseits, soweit sie gemäß § 112 AktG oder anderweitig der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats bedürfen; 

b) die Einwilligung zu Nebentätigkeiten eines Vorstandsmitglieds nach § 88 AktG 
sowie zu Aufsichtsratsmandaten außerhalb der Healthineers-Gruppe; 

c) die Gewährung von Darlehen an den in §§ 89, 115 AktG genannten Personen-
kreis;  

d) die Zustimmung zu Verträgen mit Aufsichtsratsmitgliedern nach § 114 AktG; 

e) die anwaltliche Prozessvertretung der Gesellschaft in streitigen Verfahren, in 
denen die Gesellschaft durch den Vorstand und den Aufsichtsrat gemeinsam 
oder nur durch den Aufsichtsrat vertreten wird, insbesondere im Falle einer An-
fechtungs- oder Nichtigkeitsklage (§ 246 Abs. 2 Satz 2, § 249 Abs. 1 Satz 1 
AktG); 

f) die Zustimmung zu zustimmungspflichtigen Geschäften und Maßnahmen ge-
mäß § 6 Abs. 1 lit i) und j) der Geschäftsordnung des Vorstands. 

(4) Das Präsidium ist zuständig für Vorschläge an den Aufsichtsrat für die Bestellung und 
Abberufung von Vorstandsmitgliedern und die Verlängerung ihrer Mandate. Bei Vor-
schlägen für Erstbestellungen ist zu berücksichtigen, dass die Bestelldauer in der Re-
gel drei Jahre nicht überschreiten soll.  
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(5) Das Präsidium ist im Rahmen des Vergütungssystems und der Vergütung des einzelnen 
Vorstandsmitglieds, die jeweils vom Aufsichtsratsplenum beschlossen werden, zustän-
dig für den Abschluss, die Änderung, Verlängerung und Aufhebung von Anstellungs-
verträgen mit Vorstandsmitgliedern.  

(6) Das Präsidium unterbreitet dem Aufsichtsratsplenum Vorschläge für die Festsetzung 
der jeweiligen Vergütung der einzelnen Vorstandsmitglieder. Das Präsidium bereitet 
Beschlüsse des Aufsichtsratsplenums über das Vergütungssystem für den Vorstand so-
wie dessen regelmäßige Überprüfung vor.  

(7) Das Präsidium schlägt dem Aufsichtsrat unter Berücksichtigung der gemäß § 2 festge-
legten Ziele für dessen Wahlvorschläge an die Hauptversammlung geeignete Kandida-
ten für neue Aufsichtsratsmitglieder vor. 

§ 9 
Prüfungsausschuss (Audit Committee) 

(1) Der Prüfungsausschuss (Audit Committee) besteht aus vier vom Aufsichtsrat zu wäh-
lenden Mitgliedern. Dem Prüfungsausschuss muss mindestens ein Mitglied des Auf-
sichtsrats angehören, das über Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung oder 
Abschlussprüfung verfügt.  

(2) Dem Prüfungsausschuss obliegen folgende Aufgaben: 

a) Überwachung der Abschlussprüfung, insbesondere der Auswahl, Unabhängig-
keit und Qualifikation des Abschlussprüfers sowie dessen Leistungen ein-
schließlich der von ihm erbrachten zusätzlichen Leistungen; hierbei beachtet er 
die anwendbaren rechtlichen Vorschriften, insbesondere auch die Vorgaben der 
EU-Verordnung Nr. 537/2014 zur Abschlussprüfung;   

b) Empfehlung für den Vorschlag des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung 
über die Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers sowie 
des Prüfers für den verkürzten Abschluss und den Zwischenlagebericht für den 
Konzern (Halbjahresfinanzbericht für den Konzern), sofern diese geprüft oder 
einer prüferischen Durchsicht unterzogen werden;  

c) Erteilung des Prüfungsauftrags an den Abschlussprüfer, Bestimmung von Prü-
fungsschwerpunkten und Honorarvereinbarung mit dem Abschlussprüfer; 

d) Vorbereitung der Prüfung des Jahres- und Konzernabschlusses und des Vor-
schlags des Vorstands zur Gewinnverwendung durch den Aufsichtsrat; 
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e) Erörterung von Halbjahres- und etwaigen Quartalsmitteilungen mit dem Vor-
stand vor deren Veröffentlichung; 

f) Fragen der Rechnungslegung und des Risikomanagements einschließlich der 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen 
Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems und des internen Revisions-
systems;  

g) die Überwachung der Einhaltung von Rechtsvorschriften, behördlichen Rege-
lungen und der unternehmensinternen Richtlinien (Compliance);  

h) Befassung mit der nichtfinanziellen Erklärung beziehungsweise dem gesonder-
ten nichtfinanziellen Bericht und die etwaige Beauftragung einer externen Prü-
fung nach § 111 Abs. 2 Satz 4 AktG. 

§ 10 
Innovations- und Finanzausschuss 

(1) Der Innovations- und Finanzausschuss besteht aus dem Vorsitzenden des Aufsichts-
rats, seinem nach § 4 Abs. 1 gewählten Stellvertreter und zwei weiteren, vom Auf-
sichtsrat zu wählenden Mitgliedern. 

(2) Der Innovations- und Finanzausschuss hat die durch Beschluss des Aufsichtsrats fest-
gelegten Aufgaben. Insbesondere obliegt ihm, auf der Grundlage der Gesamtstrategie 
des Unternehmens, die Gegenstand der Strategiedurchsprachen im Aufsichtsrat ist, die 
Innovationsstrategie des Unternehmens zu erörtern, die Verhandlungen und Beschlüsse 
des Aufsichtsrats über die finanzielle Lage und Ausstattung der Gesellschaft ein-
schließlich der Jahresplanung (Budget) sowie über Sachanlageinvestitionen und Fi-
nanzmaßnahmen vorzubereiten. Darüber hinaus beschließt der Innovations- und Fi-
nanzausschuss gemäß § 6 Abs. 1 lit a), c), d), e), f) und g) der Geschäftsordnung des 
Vorstands an Stelle des Aufsichtsrats über die Zustimmung zu zustimmungspflichtigen 
Geschäften und Maßnahmen, soweit nicht der Betrag von 300 Mio. € erreicht ist. Der 
Innovations- und Finanzausschuss wird sich zudem regelmäßig mit dem Firmen-, 
Marken- und Designauftritt der Gesellschaft und ihrer abhängigen Gesellschaften (§§ 
15 ff. AktG) befassen, insbesondere mit Blick auf den Auftritt als Unternehmen des 
Siemens-Konzerns („Siemens Brand“). Entsprechend beschließt der Innovations- und 
Finanzausschuss über die Zustimmung zu zustimmungspflichtigen Maßnahmen gemäß 
§ 6 Abs. 1 lit k) der Geschäftsordnung des Vorstands an Stelle des Aufsichtsrats. 
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C.3  Corporate Governance

�C.3.1  Führungs- und Kontrollstruktur

Die Siemens Healthineers AG unterliegt dem deutschen Aktien-

recht und verfügt daher über ein duales Führungssystem, be-

stehend aus Vorstand und Aufsichtsrat.

C.3.1.1  Vorstand

Der Vorstand ist als Leitungsorgan des Konzerns an das Unter-

nehmensinteresse gebunden und der nachhaltigen Steigerung 

des Unternehmenswerts verpflichtet. Die Mitglieder des Vor-

stands tragen gemeinsam die Verantwortung für die gesamte 

Geschäftsführung und entscheiden über Grundsatzfragen der 

Geschäftspolitik und Unternehmensstrategie sowie über die 

Jahres- und Mehrjahresplanung.

Der Vorstand ist zuständig für die Erstellung der Quartalsmit-

teilungen und des Halbjahresfinanzberichts sowie für die Auf-

stellung des Jahres- und Konzernabschlusses und des zusam-

mengefassten Lageberichts der Siemens Healthineers AG und 

des Konzerns. Der Vorstand sorgt ferner dafür, dass Rechts

vorschriften, behördliche Regelungen und unternehmensin-

terne Richtlinien eingehalten werden, und wirkt darauf hin, 

dass die Konzernunternehmen sie beachten ( Compliance ). Der 

Vorstand hat ein umfassendes Compliance-Management-

System eingerichtet. Einzelheiten hierzu finden sich auf der In-

ternetseite des Unternehmens unter   www.corporate.siemens-

healthineers.com/de/compliance.

Vorstand und Aufsichtsrat arbeiten zum Wohl des Unterneh-

mens eng zusammen. Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat 

regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Gesamt-

unternehmen relevanten Fragen der Strategie, der Planung, 

der Geschäftsentwicklung, der Finanz- und Ertragslage und der 

Compliance sowie über unternehmerische Risiken. Bei der Be-

setzung von Führungsfunktionen im Unternehmen achtet der 

Vorstand auf Vielfalt ( Diversity ) und strebt insbesondere eine 

angemessene Berücksichtigung von Frauen sowie der Interna-

tionalität an.

Für den Anteil von Frauen im Vorstand der Siemens Healthineers AG 

hat der Aufsichtsrat eine Zielgröße und eine Frist für deren Er-

reichung bestimmt. Für den Frauenanteil in der Führungsebene 

unterhalb des Vorstands hat der Vorstand eine Zielgröße und 

eine Frist für deren Erreichung festgelegt. Die Einzelheiten 

hierzu sind im Kapitel   C.3.2.4  Zielgrößen für den Frauenanteil 

im Vorstand und in der Führungsebene unterhalb des Vorstands; Ziel­

größe für den Frauenanteil im Aufsichtsrat dargestellt.

Informationen über Aufgabenbereiche sowie Lebensläufe der 

Vorstandsmitglieder sind auf der Internetseite des Unterneh-

mens unter   www.corporate.siemens-healthineers.com/de/about/

management verfügbar. Die Vergütung der Vorstandsmitglieder 

finden Sie im Kapitel   A.12  Vergütungsbericht.

Mitglieder des Vorstands und Mandate der 
Vorstandsmitglieder
Zum 30.  September 2018 gehörten dem Vorstand folgende 

Mitglieder an:

Mitgliedschaften in gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten sowie in vergleichbaren in- oder ausländischen 

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen

	Name 	Geburtsjahr 	Erste Bestellung 	Bestellt bis
Externe Mandate 

( Stand 30.09.2018 )
Konzernmandate  

( Stand 30.09.2018 )

Dr. Bernhard Montag  
Vorsitzender

1969 2018 2021 Keine Mandate Keine Mandate

Michael Reitermann 1962 2018 2021 Auslandsmandate: 
• �Siemens Foundation, 

USA

Keine Mandate

Dr. Jochen Schmitz 1966 2018 2021 Keine Mandate Keine Mandate
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C.3.1.2  Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat überwacht und berät den Vorstand bei der 

Geschäftsführung. In regelmäßigen Abständen erörtert der 

Aufsichtsrat die Geschäftsentwicklung und Planung sowie die 

Strategie und deren Umsetzung. Er prüft den Jahres- und 

Konzernabschluss, den zusammengefassten Lagebericht der 

Siemens Healthineers AG und des Konzerns und den Vorschlag 

für die Verwendung des Bilanzgewinns. Er stellt den Jahresab-

schluss der Siemens Healthineers AG fest und billigt den Konzern-

abschluss, wobei die Ergebnisse der durch den Prüfungsausschuss 

vorgenommenen Vorprüfung zugrunde gelegt und die Prüfungs-

berichte des Abschlussprüfers berücksichtigt werden. Der Auf-

sichtsrat beschließt über den Vorschlag des Vorstands für die Ver-

wendung des Bilanzgewinns und den Bericht des Aufsichtsrats an 

die Hauptversammlung. Zudem befasst sich der Aufsichtsrat be-

ziehungsweise der später näher erläuterte Prüfungsausschuss mit 

der Überwachung der Einhaltung von Rechtsvorschriften, behörd-

lichen Regelungen und unternehmensinternen Richtlinien durch 

das Unternehmen ( Compliance ). In den Aufgabenbereich des Auf-

sichtsrats fällt es weiterhin, die Mitglieder des Vorstands zu 

bestellen und ihre Ressorts festzulegen. Wesentliche Vorstands-

entscheidungen, zum Beispiel größere Akquisitionen, Desinvestiti-

onen, Sachanlageinvestitionen und Finanzmaßnahmen, sind an 

die Zustimmung des Aufsichtsrats gebunden, soweit sie nicht ge-

mäß der Geschäftsordnung des Aufsichtsrats stattdessen in die 

Zuständigkeit des Innovations- und Finanzausschusses des Auf-

sichtsrats fallen. In der Geschäftsordnung für den Vorstand hat 

der Aufsichtsrat die Arbeit des Vorstands geregelt. 

Über Einzelheiten der Arbeit des Gremiums informiert der 
 Bericht des Aufsichtsrats. Die Lebensläufe der Aufsichtsratsmit-

glieder sind auf der Internetseite des Unternehmens unter 
 www.corporate.siemens-healthineers.com/de/about/superviso­

ry-board verfügbar. Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder fin-

den Sie im Kapitel   A.12  Vergütungsbericht.

Der Aufsichtsrat der Siemens Healthineers AG umfasst neun 

Mitglieder. Er ist ausschließlich mit Aktionärsvertretern be-

setzt. Die Amtsperiode der Aufsichtsratsmitglieder endet mit 

Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2023.

Mitglieder des Aufsichtsrats und Mandate der 
Aufsichtsratsmitglieder
Zum 30. September 2018 gehörten dem Aufsichtsrat folgende 

Mitglieder an:

Mitglied in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten sowie 
in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien 

von Wirtschaftsunternehmen

	Name 	Ausgeübter Beruf 	Geburtsjahr 	Mitglied seit ( Stand: 30.09.2018 )

Michael Sen  
Vorsitzender

Mitglied des Vorstands der 
Siemens Aktiengesellschaft

1968 2018 Deutsche Mandate:
• Siemens Healthcare GmbH ( Vorsitz )
Auslandsmandate:
• �Siemens Gamesa Renewable Energy, S. A., 

Spanien

Dr. Norbert Gaus  
stellvertretender 
Vorsitzender

Executive Vice President  
Corporate Technology der 
Siemens Aktiengesellschaft

1961 2018 Deutsche Mandate:
• evosoft GmbH ( Vorsitz )
Auslandsmandate:
• evosoft kft, Ungarn ( Vorsitz )

Dr. Marion Helmes Unternehmensberaterin 1965 2018 Deutsche Mandate:
• �ProSiebenSat.1 Media SE  

( stellvertretender Vorsitz )
• Uniper SE
Auslandsmandate:
• �British American Tobacco p. l. c.,  

Vereinigtes Königreich
• Heineken N. V., Niederlande

Dr. Andreas C. Hoffmann General Counsel der Siemens 
Aktiengesellschaft

1964 2018
Keine Mandate

Dr. Philipp Rösler Chief Executive Officer  
der Hainan Cihang Charity 
Foundation Inc.

1973 2018 Deutsche Mandate:
• Bertelsmann Stiftung
• Jacobs University Bremen

Dr. Nathalie von Siemens Geschäftsführendes  
Vorstandsmitglied und  
Sprecherin des Vorstands der 
Siemens Stiftung

1971 2018 Deutsche Mandate:
• Messer Group GmbH
• Siemens Aktiengesellschaft
• Siemens Healthcare GmbH

Dr. Gregory Sorensen Executive Chairman von  
IMRIS ( Deerfield Imaging, 
Inc. ) und President und CEO 
von DeepHealth, Inc.

1962 2018 Auslandsmandate:
• Fusion Healthcare Staffing, LLC, USA ( Vorsitz ) 
• Invicro, LLC, USA
• DFB Healthcare Acquisitions Corp., USA
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Mitglied in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten sowie 
in vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremien 

von Wirtschaftsunternehmen

	Name 	Ausgeübter Beruf 	Geburtsjahr 	Mitglied seit ( Stand: 30.09.2018 )

Karl-Heinz Streibich Präsident von acatech – 
Deutsche Akademie der 
Technikwissenschaften

1952 2018 Deutsche Mandate:
• Dürr AG ( Vorsitz )
• Deutsche Telekom AG
• Deutsche Messe AG
• Wittenstein SE

Dr. Ralf P. Thomas Mitglied des Vorstands der  
Siemens Aktiengesellschaft  
( Chief Financial Officer )

1961 2018 Deutsche Mandate:
• Siemens Healthcare GmbH
Auslandsmandate:
• Siemens Aktiengesellschaft Österreich, Österreich
• Siemens Corp., USA ( stellvertretender Vorsitz )
• Siemens Gamesa Renewable Energy, S. A., Spanien

Ziele für die Zusammensetzung sowie 
Kompetenzprofil für den Aufsichtsrat 
Der Aufsichtsrat hat unter Berücksichtigung der Empfehlungen 

des Deutschen Corporate Governance Kodex ( Kodex ) die Ziele 

für seine Zusammensetzung einschließlich eines Kompetenz-

profils für das Gesamtgremium beschlossen, die im Kapitel 
 C.3.2.6  Ziele für Zusammensetzung, Kompetenzprofil und Diver­

sitätskonzept für den Aufsichtsrat dargestellt sind. 

Ausschüsse des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat verfügt über drei Ausschüsse. Ihre Aufgaben, 

Verantwortlichkeiten und Arbeitsprozesse stimmen mit den 

Anforderungen des Aktiengesetzes sowie des Kodex überein. 

Die Vorsitzenden der Ausschüsse erstatten dem Aufsichtsrat 

regelmäßig Bericht über die Tätigkeit der Ausschüsse.

Das Präsidium koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat, bereitet 

die Sitzungen des Aufsichtsrats und die Prüfung seiner Effizienz 

vor und überwacht die Durchführung der vom Aufsichtsrat 

oder seiner Ausschüsse gefassten Beschlüsse. Es unterbreitet 

Vorschläge für die Bestellung und Abberufung von Vorstands-

mitgliedern und behandelt die Vorstandsverträge. Bei Vorschlä-

gen für Erstbestellungen berücksichtigt das Präsidium, dass die 

Bestelldauer in der Regel drei Jahre nicht überschreiten soll. Bei 

den Vorschlägen für die Bestellung von Mitgliedern des Vor-

stands achtet das Präsidium auf deren fachliche Eignung, inter-

nationale Erfahrung und Führungsqualität, die für die Mitglie-

der des Vorstands festgelegte Altersgrenze und die langfristige 

Nachfolgeplanung sowie auf Vielfalt ( Diversity ). Es berücksich-

tigt dabei die vom Aufsichtsrat festgelegte Zielgröße für den 

Anteil von Frauen im Vorstand. Es entscheidet über die Geneh-

migung von Verträgen und Geschäften mit Vorstandsmitglie-

dern und den ihnen nahestehenden Personen oder Unterneh-

men. Das Präsidium unterbreitet dem Aufsichtsratsplenum 

Vorschläge für die Festsetzung der jeweiligen Vergütung der 

einzelnen Vorstandsmitglieder. Das Präsidium bereitet Be-

schlüsse des Aufsichtsratsplenums über das Vergütungssystem 

für den Vorstand sowie dessen regelmäßige Überprüfung vor. 

Das Präsidium hat darüber hinaus die Aufgabe, dem Aufsichts-

rat für die Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

durch die Hauptversammlung geeignete Kandidaten vorzu-

schlagen. Ihm kommen somit die Aufgaben eines Nominie-

rungsausschusses zu. Dabei sollen neben den erforderlichen 

Kenntnissen, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen der vor-

geschlagenen Kandidaten die vom Aufsichtsrat für seine 

Zusammensetzung benannten Ziele angemessen berücksich-

tigt und gleichzeitig die Ausfüllung des Kompetenzprofils an-

gestrebt werden. Darüber hinaus stimmt das Präsidium anstelle 

des Aufsichtsrats den Vorschlägen des Vorstands über die 

Bestellung und Abberufung der Inhaber bestimmter Leitungs-

funktionen auf der ersten Ebene unterhalb des Vorstands sowie 

über wesentliche Grundsätze des Vergütungs- und Incentivie-

rungssystems für Mitarbeiter zu.

Im Geschäftsjahr 2018 gehörten dem Präsidium folgende 

Mitglieder an: Michael Sen ( Vorsitzender ), Dr. Nobert Gaus und 

Dr. Andreas C. Hoffmann.

Der Prüfungsausschuss überwacht insbesondere die Rechnungs-

legung und den Rechnungslegungsprozess. Ihm obliegt die Vor-

prüfung des Jahres- und Konzernabschlusses und des zusammen-

gefassten Lageberichts der Siemens Healthineers AG und des 

Konzerns sowie des Berichts über die Beziehungen zu verbunde-

nen Unternehmen. Auf der Grundlage des Berichts des Ab-

schlussprüfers über die Prüfung der Abschlüsse unterbreitet der 

Prüfungsausschuss nach eigener Vorprüfung Vorschläge zur Fest-

stellung des Jahresabschlusses der Siemens Healthineers AG und 

zur Billigung des Konzernabschlusses durch den Aufsichtsrat. 

Dem Prüfungsausschuss obliegt es, die Quartalsmitteilungen und 

den Halbjahresfinanzbericht mit dem Vorstand und Abschluss-

prüfer zu erörtern sowie die Berichte des Abschlussprüfers über 

die prüferische Durchsicht des Konzernhalbjahresabschlusses 

und des Konzernzwischenlageberichts zu behandeln. Er befasst 

sich mit dem Risikoüberwachungssystem des Unternehmens und 

überwacht die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des Ri-

sikomanagementsystems und des internen Revisionssystems. Die 

unternehmensinterne Konzernrevision berichtet regelmäßig an 

den Prüfungsausschuss. Er bereitet den Vorschlag des Aufsichts-

rats an die Hauptversammlung zur Wahl des Abschlussprüfers vor 

und spricht dem Aufsichtsrat eine entsprechende Empfehlung 

aus. Der Prüfungsausschuss erteilt nach der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung den Prüfungsauftrag an den Abschlussprüfer 

und überwacht die Abschlussprüfung, insbesondere die Auswahl, 

Unabhängigkeit und Qualifikation des Abschlussprüfers sowie 

dessen Leistungen einschließlich der von ihm erbrachten zusätz-

lichen Leistungen; hierbei beachtet er die anwendbaren 
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rechtlichen Vorschriften, insbesondere auch die Vorgaben der 

EU-Abschlussprüferverordnung ( Verordnung ( EU ) Nr. 537 / 2014 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 

über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei 

Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des 

Beschlusses 2005 / 909 / EG der Kommission, EU-Abschlussprüfer-

verordnung ). Der Prüfungsausschuss befasst sich ferner mit der 

Überwachung der Compliance und mit der nichtfinanziellen 

Berichterstattung beziehungsweise der Befreiung davon. 

Im Geschäftsjahr 2018 gehörten dem Prüfungsausschuss fol-

gende Mitglieder an: Dr. Ralf P. Thomas ( Vorsitzender ), Dr. Marion 

Helmes, Dr. Andreas C. Hoffmann und Michael Sen. Die Mitglie-

der des Prüfungsausschusses sind in ihrer Gesamtheit mit dem 

Sektor, in dem die Gesellschaft tätig ist, vertraut. Nach dem 

Aktiengesetz muss dem Prüfungsausschuss mindestens ein 

Mitglied des Aufsichtsrats angehören, das über Sachverstand 

auf den Gebieten Rechnungslegung oder Abschlussprüfung 

verfügt. Nach dem Kodex soll der Vorsitzende des Prüfungsaus-

schusses über besondere Kenntnisse und Erfahrungen in der 

Anwendung von Rechnungslegungsgrundsätzen und internen 

Kontrollverfahren verfügen, und er soll unabhängig und kein 

ehemaliges Vorstandsmitglied sein, dessen Bestellung vor 

weniger als zwei Jahren endete. Der Vorsitzende des Prüfungs-

ausschusses, Dr. Ralf P. Thomas, erfüllt diese Anforderungen 

mit Ausnahme des Unabhängigkeitserfordernisses, da der 

Kodex Vertreter eines kontrollierenden Aktionärs nicht als 

unabhängig ansieht.

Der Innovations- und Finanzausschuss hat insbesondere die 

Aufgabe, auf der Grundlage der Gesamtstrategie des Unterneh-

mens die Innovationsstrategie zu erörtern und die Verhandlun-

gen und Beschlüsse des Aufsichtsrats über die finanzielle Lage 

und Ausstattung der Gesellschaft einschließlich der Jahres

planung ( Budget ) sowie über Sachanlageinvestitionen und 

Finanzmaßnahmen vorzubereiten. Darüber hinaus beschließt 

der Innovations- und Finanzausschuss anstelle des Aufsichts-

rats über die Zustimmung zu zustimmungspflichtigen Geschäf-

ten und Maßnahmen, soweit deren Größenordnung unter 

300 Mio. € liegt. Der Innovations- und Finanzausschuss befasst 

sich zudem regelmäßig mit dem Firmen-, Marken- und Design-

auftritt der Gesellschaft und ihrer abhängigen Gesellschaften, 

insbesondere mit Blick auf den Auftritt als Unternehmen des 

Siemens-Konzerns ( Siemens-Brand ), und beschließt anstelle 

des Aufsichtsrats über diesbezügliche Veränderungen bezie-

hungsweise Maßnahmen.

Im Geschäftsjahr 2018 gehörten dem Innovations- und Finanz-

ausschuss folgende Mitglieder an: Michael Sen ( Vorsitzender ), 

Dr. Norbert Gaus, Dr. Gregory Sorensen und Karl-Heinz Streibich.

Individualisierte Offenlegung der Teilnahme der amtierenden Aufsichtsratsmitglieder an Aufsichtsrats- und Ausschusssitzungen 
im Geschäftsjahr 2018

	Aufsichtsratsmitglieder
Aufsichtsrats- und 

Ausschusssitzungen Teilnahme Anwesenheit

Michael Sen  
Vorsitzender

11 10 91 %

Dr. Norbert Gaus  
stellvertretender Vorsitzender

8 8 100 %

Dr. Marion Helmes 6 4 67 %

Dr. Andreas C. Hoffmann 9 9 100 %

Dr. Philipp Rösler 3 2 67 %

Dr. Nathalie von Siemens 3 3 100 %

Dr. Gregory Sorensen 5 5 100 %

Karl-Heinz Streibich 5 5 100 %

Dr. Ralf P. Thomas 6 6 100 %

C.3.1.3 � Aktiengeschäfte von Organmitgliedern 

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sind nach Arti-

kel 19 Verordnung ( EU ) Nr. 596 / 2014 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch 

( Marktmissbrauchsverordnung ) und zur Aufhebung der Richt-

linie 2003 / 6 / EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

und der Richtlinien 2003 / 124 / EG, 2003 / 125 / EG und 2004 / 72 / EG 

der Kommission gesetzlich verpflichtet, Eigengeschäfte mit An-

teilen oder Schuldtiteln der Siemens Healthineers AG oder damit 

verbundenen Derivaten oder anderen damit verbundenen Finan-

zinstrumenten offenzulegen, soweit der Gesamtbetrag der von 

dem Mitglied oder ihm nahestehenden Personen innerhalb eines 

Kalenderjahrs getätigten Geschäfte die Summe von 5.000 € 

erreicht oder übersteigt. Die der Siemens Healthineers AG im ab-

gelaufenen Geschäftsjahr gemeldeten Geschäfte wurden ord-

nungsgemäß veröffentlicht und sind auf der Website des Unter-

nehmens verfügbar unter:   www.corporate.siemens-healthineers.

com/de/investor-relations/corporate-governance/directors-dealings .

C.3.1.4 � Hauptversammlung und 
Aktionärskommunikation

In der Hauptversammlung üben die Aktionäre ihre Rechte aus. Die 

jährliche ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ers-

ten acht Monate jedes Geschäftsjahrs statt. Die Hauptversamm-

lung beschließt unter anderem über die Gewinnverwendung, die 

Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
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sowie die Wahl des Abschlussprüfers. Satzungsänderungen und 

kapitalverändernde Maßnahmen werden von der Hauptver-

sammlung beschlossen und vom Vorstand umgesetzt. Durch 

den Einsatz elektronischer Kommunikationsmittel, insbesondere 

des Internets, erleichtert der Vorstand den Aktionären die Teil-

nahme an der Hauptversammlung und ermöglicht es ihnen, sich 

bei der Ausübung ihres Stimmrechts durch Stimmrechtsvertreter 

vertreten zu lassen. Aktionäre dürfen ihre Stimmen auch schrift-

lich oder im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) 

abgeben. Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre an der 

Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit vor Ort und ohne 

einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne 

ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kom-

munikation ausüben können. Aktionäre können Anträge zu Be-

schlussvorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat stellen und 

Beschlüsse der Hauptversammlung anfechten. Aktionäre mit ei-

nem Anteilsbetrag am Grundkapital in Höhe von mindestens 

100.000 € können darüber hinaus verlangen, dass ein Sonder-

prüfer zur Überprüfung bestimmter Vorgänge gerichtlich be-

stellt wird. Die vom Gesetz für die Hauptversammlung verlang-

ten Berichte, Unterlagen und Informationen, einschließlich des 

Geschäftsberichts, werden im Internet zur Verfügung gestellt, 

ebenso die Tagesordnung der Hauptversammlung und gegebe-

nenfalls zugänglich zu machende Gegenanträge oder Wahlvor-

schläge von Aktionären.

Im Rahmen unserer Investor-Relations-Arbeit informieren wir 

umfassend über die Entwicklung im Unternehmen. Siemens 

Healthineers nutzt dabei zur Berichterstattung intensiv auch 

das Internet; unter   www.corporate.siemens-healthineers.com/

de/investor-relations wird zusätzlich zu den Quartalsmitteilun-

gen, Halbjahresfinanz- und Geschäftsberichten, Ergebnismel-

dungen, Ad-hoc-Mitteilungen, Analystenpräsentationen und 

Pressemitteilungen unter anderem der Finanzkalender für das 

laufende Jahr publiziert, der die für die Finanzkommunikation 

wesentlichen Veröffentlichungstermine und den Termin der 

Hauptversammlung enthält.

Unsere Satzung, die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats und 

seiner Ausschüsse, die Geschäftsordnung für den Vorstand, die 

Entsprechenserklärung sowie weitere Unterlagen zur Corporate 

Governance stehen auf unserer Website zur Verfügung unter 
 www.corporate.siemens-healthineers.com/de/investor-relations/

corporate-governance .

C.3.2 � Erklärung zur 
Unternehmensführung nach 
§ 289 f und § 315 d HGB 

Die Erklärung zur Unternehmensführung nach § 289 f und 

§ 315 d HGB ist Bestandteil des zusammengefassten Lagebe-

richts. Gemäß § 317 Abs. 2 Satz 6 HGB ist die Prüfung der An-

gaben nach § 289 f und § 315 d HGB durch den Abschlussprüfer 

darauf zu beschränken, ob die Angaben gemacht wurden.

C.3.2.1 � Entsprechungserklärung zum  
Deutschen Corporate Governance 
Kodex

Vorstand und Aufsichtsrat der Siemens Healthineers AG haben 

erstmalig zum 30. September 2018 eine Erklärung gemäß § 161 

Aktiengesetz (AktG) verabschiedet. Sie hat folgenden Wortlaut:

„Entsprechenserklärung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

der Siemens Healthineers AG zum Deutschen Corporate Gover-

nance Kodex

Die Siemens Healthineers AG hat seit dem 15. März 2018, dem 

Datum der erstmaligen Zulassung der Aktien zum Börsenhan-

del, sämtlichen vom Bundesministerium der Justiz im Amtli-

chen Teil des Bundesanzeigers veröffentlichten Empfehlungen 

des Deutschen Corporate Governance Kodex ( Kodex ) in der 

Fassung vom 7. Februar 2017 mit Ausnahme der Empfehlung 

in Kodex-Ziff. 5.3.2 Abs. 3 Satz 2 zur Unabhängigkeit des Vor-

sitzenden des Prüfungsausschusses entsprochen und wird ih-

nen auch zukünftig mit der genannten Ausnahme entsprechen. 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses verfügt – insbeson-

dere auch aufgrund seiner Tätigkeit als Finanzvorstand der 

Siemens AG – über besondere Kenntnisse und Erfahrungen in 

der Anwendung von Rechnungslegungsgrundsätzen und inter-

nen Kontrollverfahren, was ihn besonders dazu befähigt, den 

Vorsitz im Prüfungsausschuss der Siemens Healthineers AG zu 

führen. Die Gesellschaft wird aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum 

Siemens-Konzern in deren Konzernabschluss einbezogen. Vor 

diesem Hintergrund wird die Wahrnehmung der Funktionen 

des Prüfungsausschusses der Siemens Healthineers AG dadurch 

gestärkt, dass der Finanzvorstand des Mehrheitsaktionärs den 

Vorsitz des Prüfungsausschusses innehat.

München, 30. September 2018

Siemens Healthineers AG

Der Vorstand	 Der Aufsichtsrat“

119

Weitere Informationen    Corporate Governance



Siemens Healthineers Geschäftsbericht 2018 

C.3.2.2 � Angaben zu 
Unternehmensführungspraktiken 

Anregungen des Kodex
Die Siemens Healthineers AG erfüllt freiwillig auch die nichtob-

ligatorischen Anregungen des Kodex, lediglich mit folgender 

Abweichung:

Gemäß Ziffer 3.7 Abs. 3 des Kodex sollte der Vorstand im Falle 

eines Übernahmeangebots eine außerordentliche Hauptver-

sammlung einberufen, in der die Aktionäre über das Angebot 

beraten und ggf. über gesellschaftsrechtliche Maßnahmen be-

schließen. Die Einberufung einer Hauptversammlung stellt – 

selbst unter Berücksichtigung der im Wertpapiererwerbs- und 

Übernahmegesetz ( WpÜG ) vorgesehenen verkürzten Fristen – 

eine organisatorische Herausforderung für große börsenno-

tierte Unternehmen dar. Es erscheint fraglich, ob der damit ver-

bundene Aufwand auch in den Fällen gerechtfertigt ist, in 

denen keine relevanten Beschlussfassungen der Hauptver-

sammlung vorgesehen sind. Die Einberufung einer außeror-

dentlichen Hauptversammlung soll deshalb nur in angezeigten 

Fällen erfolgen.

Weitere Unternehmensführungspraktiken, die über die gesetz-

lichen Anforderungen hinaus angewandt werden, sind in un-

seren Business Conduct Guidelines enthalten.

Business Conduct Guidelines
Seit mehr als 170 Jahren überzeugen die Siemens-Gesundheits

sparte und heute Siemens Healthineers die Kunden mit innovativen 

Medizintechnikprodukten. Technische Leistungsfähigkeit, Innova-

tion, Qualität, Zuverlässigkeit und Internationalität zeichnen das 

Unternehmen aus. Mit diesen Spitzenleistungen und mit hohem 

ethischen Anspruch prägt Siemens Healthineers die Gesundheits-

versorgung der Zukunft.

Die Siemens Business Conduct Guidelines stecken den ethisch-

rechtlichen Rahmen ab, innerhalb dessen wir handeln und auf 

Erfolgskurs bleiben wollen. Sie enthalten die grundlegenden 

Prinzipien und Regeln für das Verhalten aller Siemens 

Healthineers-Mitarbeiter und in Beziehung zu unseren exter-

nen Partnern und der Öffentlichkeit. Sie legen fest, wie die 

Siemens Healthineers AG ihre ethisch-rechtliche Verantwor-

tung als Unternehmen wahrnimmt.

C.3.2.3 � Beschreibung der Arbeitsweise von 
Vorstand und Aufsichtsrat sowie der 
Zusammensetzung und Arbeitsweise 
ihrer Ausschüsse 

Die Zusammensetzung und Arbeitsweise von Vorstand und 

Aufsichtsrat sowie der Ausschüsse des Aufsichtsrats wird oben 

im Kapitel   C.3.1  Führungs- und Kontrollstruktur beschrieben. 

Weitere Einzelheiten hierzu ergeben sich aus den Geschäfts-

ordnungen der jeweiligen Gremien.

Die genannten Informationen und Dokumente einschließlich 

des Kodex und der Business Conduct Guidelines sind unter  
 www.corporate.siemens-healthineers.com/de/investor-relations/

presentations-financial-publications öffentlich zugänglich. 

C.3.2.4 � Zielgrößen für den Frauenanteil im 
Vorstand und in der Führungsebene 
unterhalb des Vorstands; Zielgröße für 
den Frauenanteil im Aufsichtsrat

Nach dem Aktiengesetz legt der Aufsichtsrat Zielgrößen für den 

Frauenanteil im Vorstand und im Aufsichtsrat fest. Der Vorstand 

legt Zielgrößen für den Frauenanteil in den beiden Führungse-

benen unterhalb des Vorstands fest. Liegt der Frauenanteil bei 

Festlegung der Zielgrößen unter 30 %, so dürfen die Zielgrößen 

den jeweils erreichten Anteil nicht mehr unterschreiten.

In der Siemens Healthineers AG ist für den Vorstand eine Ziel-

größe von mindestens einer Frau bis zum 30. Juni 2023 und für 

die Führungsebene unterhalb des Vorstands eine Zielgröße von 

mindestens 25 % für den Anteil von Frauen bis zum 30. Juni 2022 

festgelegt. Es existiert nur eine Führungsebene unterhalb des 

Vorstands. Für den Aufsichtsrat ist eine Zielgröße von mindestens 

2 / 9 für den Anteil von Frauen bis zum 30. Juni 2023 festgelegt.

C.3.2.5  Diversitätskonzept für den Vorstand

Der Aufsichtsrat sorgt mit Unterstützung des Präsidiums und 

unter Einbindung des Vorstands für eine langfristige Nachfol-

geplanung für die Besetzung des Vorstands. Es wird ange-

strebt, dass im Vorstand insgesamt sämtliche Kenntnisse und 

Erfahrungen vorhanden sind, die angesichts der Aktivitäten 

von Siemens Healthineers als wesentlich erachtet werden. Der 

Aufsichtsrat hat beschlossen, dass das Präsidium bei den Vor-

schlägen für die Bestellung von Mitgliedern des Vorstands ins-

besondere auch auf folgende Gesichtspunkte achtet:

•	 fachliche Eignung;
•	 internationale Erfahrung;
•	 Führungsqualität;
•	 die für die Mitglieder des Vorstands festgelegte Altersgrenze. 

Eine Bestellung oder eine Verlängerung der Bestellung zum 

Mitglied des Vorstands ist grundsätzlich nur bis zur Voll

endung des 63. Lebensjahrs vorgesehen;
•	 die langfristige Nachfolgeplanung; 
•	 Vielfalt ( Diversity ).

Die vom Aufsichtsrat festgelegte Zielgröße für den Anteil von 

Frauen im Vorstand ist im Kapitel   C.3.2.4  Zielgrößen für den Frau­

enanteil im Vorstand und in der Führungsebene unterhalb des Vor­

stands; Zielgröße für den Frauenanteil im Aufsichtsrat dargestellt.

Maßgeblich für die Entscheidung über die Besetzung einer kon-

kreten Vorstandsposition ist stets das Unternehmensinteresse 

unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls.
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Umsetzung des Diversitätskonzepts  
für den Vorstand
Die Umsetzung des Diversitätskonzepts erfolgt im Rahmen des 

Verfahrens zur Vorstandsbestellung durch den Aufsichtsrat. Bei 

der Auswahl von Kandidaten berücksichtigt der Aufsichtsrat die 

im Diversitätskonzept für den Vorstand niedergelegten Anfor-

derungen.

Seit der Gültigkeit des Diversitätskonzepts war keine Entschei-

dung über die Besetzung einer konkreten Vorstandsposition zu 

treffen.

C.3.2.6 � Ziele für Zusammensetzung, 
Kompetenzprofil und 
Diversitätskonzept für den Aufsichtsrat

Das Diversitätskonzept für den Aufsichtsrat wurde vom Auf-

sichtsrat zusammen mit den Zielen für die Zusammensetzung 

und dem Kompetenzprofil für den Aufsichtsrat beschlossen. 

Danach soll der Aufsichtsrat der Siemens Healthineers AG so 

besetzt sein, dass eine qualifizierte Kontrolle und Beratung des 

Vorstands durch den Aufsichtsrat sichergestellt ist.

Kompetenzprofil
Die zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidatinnen 

und Kandidaten sollen aufgrund ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten 

und Erfahrungen in der Lage sein, die Aufgaben eines Aufsichts-

ratsmitglieds in einem international tätigen Unternehmen wahr-

zunehmen und das Ansehen des Siemens Healthineers-Konzerns 

in der Öffentlichkeit zu stärken. Dabei soll insbesondere auf die 

Persönlichkeit, Integrität, Leistungsbereitschaft und Professiona-

lität der zur Wahl vorgeschlagenen Personen geachtet werden.

Ziel ist es, dass im Aufsichtsrat insgesamt sämtliche Kenntnisse 

und Erfahrungen vorhanden sind, die angesichts der Aktivitäten 

von Siemens Healthineers als wesentlich erachtet werden. 

Hierzu gehören unter anderem Kenntnisse und Erfahrungen in 

den Bereichen Medizin- und Gesundheitstechnologie ( ein-

schließlich Informationstechnologie und Digitalisierung ), Trans-

formationsprozesse, unternehmerische Initiative, Einkauf, Pro-

duktion und Vertrieb, Finanzen sowie Recht ( einschließlich 

Compliance ) und Personal. Zudem sollen im Aufsichtsrat Kennt-

nisse und Erfahrungen aus den für Siemens Healthineers wich-

tigen Geschäftsfeldern vorhanden sein, insbesondere in den Be-

reichen ( diagnostische ) Bildgebung, Labordiagnostik und 

klinische Therapie. Die Mitglieder des Aufsichtsrats sollen in ih-

rer Gesamtheit mit dem Sektor vertraut sein, in dem die Gesell-

schaft tätig ist. Mindestens ein Mitglied des Aufsichtsrats muss 

über Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung oder Ab-

schlussprüfung verfügen. Der Vorsitzende des Prüfungsaus-

schusses soll über besondere Kenntnisse und Erfahrungen in der 

Anwendung von Rechnungslegungsgrundsätzen und internen 

Kontrollverfahren verfügen. Dem Aufsichtsrat sollen insbeson-

dere auch Personen angehören, die aufgrund der Wahrnehmung 

einer leitenden Tätigkeit oder als Mitglied eines Aufsichtsrats 

oder eines vergleichbaren Gremiums Führungserfahrung in ei-

nem international tätigen Großunternehmen haben.

Im Falle einer anstehenden Neubesetzung ist zu prüfen, welche 

der wünschenswerten Kenntnisse im Aufsichtsrat verstärkt 

werden sollen.

Internationalität
Mit Blick auf die internationale Ausrichtung des Unternehmens 

soll darauf geachtet werden, dass dem Aufsichtsrat eine aus-

reichende Anzahl an Mitgliedern mit einer langjährigen inter-

nationalen Erfahrung angehört.

Diversity
Bei der Zusammensetzung des Aufsichtsrats soll auf hinrei-

chende Vielfalt ( Diversity ) geachtet werden. Dies umfasst ne-

ben einer angemessenen Berücksichtigung von Frauen auch 

die Vielfalt hinsichtlich der kulturellen Herkunft, der Religion 

und des ethnischen Hintergrunds sowie die Unterschiedlichkeit 

von beruflichen Hintergründen, Erfahrungen und Denkweisen. 

Bei der Prüfung potenzieller Kandidaten für eine Nachwahl 

oder Neubesetzung vakant werdender Aufsichtsratspositionen 

soll der Gesichtspunkt der Vielfalt ( Diversity ) frühzeitig im Aus-

wahlprozess angemessen berücksichtigt werden.

Für den Anteil von Frauen im Aufsichtsrat der Siemens 

Healthineers AG hat der Aufsichtsrat eine Zielgröße und eine 

Frist für deren Erreichung bestimmt. Die Einzelheiten hierzu 

sind im Kapitel   C.3.2.4  Zielgrößen für den Frauenanteil im Vor­

stand und in der Führungsebene unterhalb des Vorstands; Zielgröße für 

den Frauenanteil im Aufsichtsrat dargestellt.

Unabhängigkeit
Dem Aufsichtsrat soll eine angemessene Anzahl an unab

hängigen Mitgliedern angehören. Wesentliche und nicht nur 

vorübergehende Interessenkonflikte, zum Beispiel durch 

Organfunktionen oder Beratungsaufgaben bei wesentlichen 

Wettbewerbern des Unternehmens, sollen vermieden wer-

den. Der Aufsichtsrat soll so zusammengesetzt sein, dass eine 

Anzahl von mindestens drei unabhängigen Anteilseignerver-

tretern im Sinne von Ziffer 5.4.2 des Kodex erreicht wird. 

Die Aufsichtsratsmitglieder sollen für die Wahrnehmung des 

Mandats ausreichend Zeit haben, sodass sie das Mandat mit der 

gebotenen Regelmäßigkeit und Sorgfalt wahrnehmen können.

Altersgrenze und Zugehörigkeitsdauer
Unter Wahrung der vom Aufsichtsrat in der Geschäftsordnung 

niedergelegten Altersgrenze sollen zur Wahl als Mitglied des 

Aufsichtsrats in der Regel nur Personen vorgeschlagen werden, 

die nicht älter als 70 Jahre sind. Der Wahlvorschlag soll die vom 

Aufsichtsrat festgelegte Regelgrenze für die Zugehörigkeits-

dauer zum Aufsichtsrat von drei vollen Amtszeiten ( 15 Jahre ) 

berücksichtigen. Es wird angestrebt, dass im Aufsichtsrat eine 

angemessene Erfahrungs- und Altersstruktur besteht.
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Umsetzung der Ziele für die Zusammensetzung 
einschließlich Kompetenzprofil und 
Diversitätskonzept; unabhängige Mitglieder im 
Aufsichtsrat
Der Aufsichtsrat berücksichtigt die Ziele für die Zusammenset-

zung und die im Diversitätskonzept niedergelegten Anforde-

rungen im Rahmen des Auswahlprozesses und der Nominie-

rung von Kandidaten für den Aufsichtsrat.

Der Aufsichtsrat erfüllt in seiner derzeitigen Zusammensetzung 

die Ziele zur Zusammensetzung und füllt das Kompetenzprofil 

und das Diversitätskonzept aus. Die Aufsichtsratsmitglieder 

verfügen über die als erforderlich angesehenen fachlichen und 

persönlichen Qualifikationen. Sie sind in ihrer Gesamtheit mit 

dem Sektor, in dem die Gesellschaft tätig ist, vertraut und ver-

fügen über die für Siemens Healthineers wesentlichen Kennt-

nisse, Fähigkeiten und Erfahrungen. Ein beachtlicher Anteil an 

Aufsichtsratsmitgliedern ist international tätig beziehungs-

weise verfügt über langjährige internationale Erfahrung. Viel-

falt ( Diversity ) ist im Aufsichtsrat angemessen berücksichtigt. 

Im Geschäftsjahr 2018 gehörten dem Aufsichtsrat zwei weibli-

che Mitglieder an.

Dem Aufsichtsrat gehört zudem eine angemessene Anzahl un-

abhängiger Mitglieder an. Nach Einschätzung des Aufsichtsrats 

sind gegenwärtig mindestens vier Mitglieder des Aufsichtsrats 

unabhängig im Sinne von Ziffer 5.4.2 des Kodex, namentlich 

Dr. Marion Helmes, Dr. Philipp Rösler, Dr. Gregory Sorensen und 

Karl-Heinz Streibich. Die Regelung zur Altersgrenze sowie die 

Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer zum Aufsichtsrat von 

drei vollen Amtszeiten ( 15 Jahre ) werden berücksichtigt.

122

Weitere Informationen    Corporate Governance


	Dokumente gemäß §§ 289f und 315d HGB
	01 Dokumente gemäß §§ 289f und 315d HGB
	02 170424_Kodex (1)
	03 business-conduct-guidelines-d
	A
	A1
	A2
	A3
	A4
	B
	Home
	C
	D
	E
	F
	G
	H
	B1
	B2
	B3
	B4
	B5
	B6
	B7
	B8
	C1
	C2
	C3
	D1
	E1
	E2
	E3
	E4
	F1
	F2
	H1
	Weiterführende Informationen und Ansprechpartner

	Anhang
	Vorwort
	Inhalt
	G1

	04 Geschäftsordnung Vorstand
	Geschäftsordnung
	für den Vorstand der Siemens Healthineers AG
	Fassung vom 26. Februar 2018
	Geschäftsordnung für den Vorstand der Siemens Healthineers AG
	§ 1  Allgemeines
	(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft in Übereinstimmung mit dem Gesetz, der Satzung in ihrer jeweils gültigen Fassung, den Beschlüssen der Hauptversammlung und des Aufsichtsrats sowie dieser Geschäftsordnung.
	(2) Der Vorstand hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und der unternehmensinternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren Beachtung auch durch Tochtergesellschaften hin (Compliance). Er sorgt für ein angemessenes Controlling-, Revis...
	(3) Die Gesellschaft wird aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum Siemens-Konzern in deren Konzernabschluss einbezogen. Vor diesem Hintergrund hat sie ein Interesse an einer funktionierenden Zusammenarbeit innerhalb der Unternehmensgruppe. Der Vorstand wird,...
	(4) Bei der Besetzung von Führungsfunktionen in der Healthineers-Gruppe achtet der Vorstand auf Vielfalt (Diversity) und strebt dabei insbesondere eine angemessene Berücksichtigung von Frauen an.

	§ 2  Interessenkonflikte; Wettbewerb
	(1) Die Mitglieder des Vorstands dürfen bei ihren Entscheidungen weder persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, die der Healthineers-Gruppe zustehen, für sich nutzen. Sie unterliegen während ihrer Zugehörigkeit zum Vorstand und während ...
	(2) Die Mitglieder des Vorstands dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit weder für sich noch für andere Personen von Dritten ungerechtfertigte Vorteile fordern oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte Vorteile gewähren.
	(3) Jedes Vorstandsmitglied muss Interessenkonflikte unverzüglich gegenüber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats offenlegen und die anderen Vorstandsmitglieder hierüber informieren. Alle Geschäfte zwischen der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen...

	§ 3  Gesamtverantwortung und Geschäftsverteilung
	(1) Die Mitglieder des Vorstands tragen gemeinsam die Verantwortung für die gesamte Geschäftsführung. Die Gliederung des Vorstands in Ressorts sowie die Verteilung der Geschäfte auf die einzelnen Mitglieder des Vorstands werden in einem vom Aufsichtsr...
	(2) Die Mitglieder des Vorstands arbeiten kollegial zusammen und unterrichten sich gegenseitig laufend über wichtige Maßnahmen und Vorgänge in ihren Vorstandsressorts. Jedes Mitglied ist verpflichtet, bei schwerwiegenden Bedenken bezüglich einer Angel...
	(3) Die Gesamtinteressen der Healthineers-Gruppe haben Vorrang vor den Interessen der einzelnen Vorstandsressorts, soweit nicht gesetzliche Regelungen entgegenstehen.
	(4) Eine Beschlussfassung des Vorstands ist erforderlich in allen Angelegenheiten, in denen nach dem Gesetz, der Satzung oder dieser Geschäftsordnung eine Beschlussfassung durch den Vorstand vorgeschrieben ist, insbesondere über
	a) Grundsatzfragen der Geschäftspolitik und Unternehmensstrategie,
	b) die Jahresplanung einschließlich der Finanz- und Investitionsplanung und der daraus abgeleiteten Personalentwicklung der Gesellschaft sowie die Mehrjahresplanung,
	c) die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlusses, des Lageberichts und des Konzernlageberichts sowie deren Vorlage an den Aufsichtsrat,
	d) die Einberufung der Hauptversammlung,
	e) Vorschläge zur Beschlussfassung der Hauptversammlung,
	f) die nach Gesetz oder Satzung erforderlichen Vorlagen an den Aufsichtsrat und die Hauptversammlung,
	g) Geschäfte, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen,
	h) alle Angelegenheiten, die dem Vorstand durch den Vorsitzenden oder ein Mitglied zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

	(5) Das einzelne Mitglied des Vorstands führt das ihm zugewiesene Vorstandsressort im Rahmen der Vorstandsbeschlüsse in eigener Verantwortung. Soweit Maßnahmen und Geschäfte eines Vorstandsressorts zugleich ein oder mehrere andere Vorstandsressorts be...
	(6) Maßnahmen und Geschäfte eines Vorstandsressorts, die für die Gesellschaft von außergewöhnlicher Bedeutung sind oder mit denen ein außergewöhnliches wirtschaftliches Risiko verbunden ist, bedürfen der vorherigen Zustimmung des Vorstands. Dasselbe g...
	(7) Maßnahmen und Geschäfte der in Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6 bezeichneten Art darf das Mitglied des Vorstands ohne vorherige Zustimmung des Vorstands oder – im Falle von Abs. 5 Satz 2 – ohne vorherige Abstimmung mit den anderen beteiligten Mitgliedern ...

	§ 4  Vorsitzender des Vorstands
	(1) Dem Vorsitzenden des Vorstands obliegt die sachliche Koordination aller Vorstandsressorts. Er hat darauf hinzuwirken, dass die Führung aller Vorstandsressorts einheitlich auf die durch die Beschlüsse des Vorstands festgelegten Ziele ausgerichtet w...
	(2) Der Vorsitzende wird von den Mitgliedern des Vorstands laufend über alle wesentlichen Angelegenheiten ihrer Vorstandsressorts unterrichtet und kann verlangen, dass er über bestimmte Geschäfte oder Arten von Geschäften im Vorhinein unterrichtet wird.
	(3) Der Vorsitzende des Vorstands repräsentiert den Vorstand und die Gesellschaft gegenüber der Öffentlichkeit, insbesondere gegenüber Behörden, Verbänden, Wirtschaftsorganisationen und Medien. Er kann diese Aufgaben für bestimmte Arten von Angelegenh...
	(4) Dem Vorsitzenden des Vorstands obliegt die Federführung für den Vorstand in der Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat und dessen Mitgliedern. Er unterrichtet den Vorsitzenden des Aufsichtsrats regelmäßig über den Gang der Geschäfte und die Lage der ...
	(5) Bei Verhinderung des Vorsitzenden des Vorstands nimmt der stellvertretende Vorsitzende die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden wahr. In Ermangelung eines stellvertretenden Vorsitzenden werden im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden die ihm ob...

	§ 5  Sitzungen und Beschlüsse
	(1) Die Sitzungen des Vorstands werden durch den Vorstandsvorsitzenden einberufen. Der Vorstand legt den Sitzungskalender ("Board Calendar") fest. Jedes Mitglied kann die Einberufung einer Sitzung unter Angabe der zu behandelnden Gegenstände verlangen.
	(2) Mit der Einberufung, die nicht später als eine Woche vor der Sitzung erfolgen soll, ist die Tagesordnung mitzuteilen und sollen die Beschlussvorschläge zu den Punkten der Tagesordnung übermittelt werden. Der Vorstandsvorsitzende kann die Fristen f...
	(3) Der Vorstandsvorsitzende leitet die Sitzungen. Er kann bestimmen, dass ein anderes Mitglied des Vorstands die Sitzung leitet. Der Sitzungsleiter bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, und die Art und Re...
	(4) Der Vorstandsvorsitzende kann bestimmen, dass Personen, die nicht dem Vorstand angehören, zur Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen werden.
	(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Mitglieder, die durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschaltet sind, gelten als anwesend. Abwesende Mitglieder können ihre Stimmen sc...
	(6) Beschlüsse des Vorstands sollen möglichst einstimmig gefasst werden. Wenn dies nicht erreichbar ist, bedarf der Vorstandsbeschluss der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstandsvorsitzenden den ...
	(7) Auf Anordnung des Vorstandsvorsitzenden können Beschlüsse auch in einer Telefon- oder Videokonferenz oder außerhalb von Sitzungen durch schriftlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmitt...
	(8) Über jede Vorstandssitzung ist (zu Beweiszwecken, nicht als Wirksamkeitsvoraussetzung) ein Protokoll anzufertigen, aus dem sich Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Form der Teilnahme, die Tagesordnung und der Wortlaut der Beschlüsse ergeb...

	§ 6  Zustimmung des Aufsichtsrats
	(1) Der Vorstand bedarf für die folgenden Geschäfte und Maßnahmen der Zustimmung des Aufsichtsrats:
	a) Erwerb, Veräußerung und Umwandlung von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen und Unternehmensteilen, soweit im Einzelfall der Verkehrswert oder – soweit dieser nicht bekannt ist oder der Buchwert darüber liegt – der Buchwert den Betrag von EUR 100...
	b) Maßnahmen oder Geschäfte, die zu einer Aufnahme neuer sowie Einschränkung oder Aufgabe bestehender Geschäftsfelder oder zu einer wesentlichen Abweichung von der bestehenden Strategie führen, soweit ein Umsatz in Höhe von mindestens 5 % des im letzt...
	c) Investitionen oder Desinvestitionen betreffend Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens, immaterielle Vermögenswerte und externe Anmietungen, falls der Wert der Investition oder Desinvestition einen Betrag von EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt;
	d) Erwerb, Bebauung, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Rechten an Grundstücken, soweit der Wert im Einzelfall einen Betrag von EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt;
	e) Finanzmaßnahmen, soweit deren Wert im Einzelfall den Betrag von EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt; unter diese Zustimmungsbedürftigkeit fallen nicht
	aa) Finanztransaktionen aus dem Tagesgeschäft, die der Steuerung der Liquidität und übriger Finanzrisiken, wie z.B. des Devisen-, Zins- und ggf. Aktienrisikos dienen, sowie der Rückkauf von eigenen Fremdkapitalemissionen im Einklang mit den Emissionsb...
	bb) Maßnahmen, die in einer vom Aufsichtsrat gebilligten Jahresplanung vorgesehen sind;

	f) Übernahme von Bürgschaften, Garantien, Patronatserklärungen oder ähnlichen Verbindlichkeiten, soweit deren Wert im Einzelfall den Betrag von EUR 100 Mio. erreicht oder übersteigt;
	g) Abschluss von Vergleichsvereinbarungen in Gerichts- oder Schiedsverfahren mit einem Vergleichswert von mehr als EUR 50 Mio.;
	h) die Jahresplanung der Gesellschaft;
	i) Bestellung und Abberufung der Inhaber folgender Leitungsfunktionen auf der ersten Ebene unterhalb des Vorstands:
	j) wesentliche Grundsätze des Vergütungs- und Incentivierungssystems für Mitarbeiter der Gesellschaft und ihrer abhängigen Gesellschaften (§§ 15 ff. AktG);
	k) Veränderungen beziehungsweise Maßnahmen im Rahmen von oder Zusammenhang mit der Strategie bezüglich des Firmen-, Marken- und Designauftritts der Gesellschaft und ihrer abhängigen Gesellschaften (§§ 15 ff. AktG), insbesondere mit Blick auf oder Rele...

	(2) Für die Ermittlung der in Abs. 1 genannten Schwellenwerte sind inhaltlich verbundene Einzelmaßnahmen zusammenzufassen. Der Vorstand hat sicherzustellen, dass die in Abs. 1 genannten Maßnahmen durch abhängige Gesellschaften (§§ 15 ff. AktG), an den...
	(3) Die Zustimmung des Aufsichtsrats kann im Vorhinein für den Einzelfall oder für eine bestimmte Gruppe oder Art von Maßnahmen erteilt werden.
	(4) Für die Kreditgewährung an Vorstandsmitglieder gilt § 89 AktG.
	(5) Das Recht des Aufsichtsrats, die Vornahme sonstiger Maßnahmen von seiner Zustimmung abhängig zu machen, bleibt durch diesen § 6 unberührt.

	§ 7  Berichtspflicht gegenüber dem Aufsichtsrat
	(1) Um die ausreichende Versorgung des Aufsichtsrats mit Informationen sicherzustellen, berichtet der Vorstand dem Aufsichtsrat nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Unternehmen relevanten Frage...
	(2) Auskunftsersuchen richten der Aufsichtsrat oder einzelne Aufsichtsratsmitglieder über den Aufsichtsrats- oder den Prüfungsausschussvorsitzenden an den Vorstand.


	05 Geschäftsordnung Aufsichtsrat
	Geschäftsordnung
	des Aufsichtsrats der Siemens Healthineers AG
	Fassung vom 26. Februar 2018
	Geschäftsordnung des Aufsichtsrats der Siemens Healthineers AG
	§ 1  Allgemeines
	(1) Der Aufsichtsrat berät den Vorstand bei der Leitung des Unternehmens regelmäßig und überwacht dessen Geschäftsführung.
	(2) Der Aufsichtsrat übt seine Tätigkeit nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, der Satzung und dieser Geschäftsordnung aus. Er orientiert sich an den Empfehlungen und Anregungen des Deutschen Corporate Governance Kodex.
	(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Es ist an Weisungen und Aufträge nicht gebunden und wird bei seinen Entscheidungen weder persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, die dem Unternehmen zuste...
	(4) Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig die Effizienz seiner Tätigkeit.
	(5) Der Aufsichtsrat achtet darauf, dass für Vorstände und Mitarbeiter im Unternehmen Verhaltensmaßstäbe (Business Conduct Guidelines) gelten. Die Mitglieder des Aufsichtsrats beachten diese Regeln in deren jeweils geltender Fassung, soweit sie sich a...

	§ 2  Zusammensetzung des Aufsichtsrats
	(1) Der Aufsichtsrat ist so zusammenzusetzen, dass seine Mitglieder insgesamt über die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen verfügen und in ihrer Gesamtheit mit dem Sektor, in d...
	(2) Zur Wahl oder Bestellung als Mitglied des Aufsichtsrats sollen in der Regel nur Personen vorgeschlagen werden, die nicht älter als 70 Jahre sind. Der Vorschlag zur Wahl oder Bestellung soll die Regelgrenze für die Zugehörigkeitsdauer zum Aufsichts...
	(3) Ein Aufsichtsratsmitglied, dessen berufliche Tätigkeit sich gegenüber dem Zeitpunkt seiner Wahl wesentlich verändert, wird mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden eine Aussprache über die mögliche Beendigung seines Mandats führen.

	§ 3  Verschwiegenheit
	(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Angaben, Berichte und Beratungen sowie Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stil...
	(2) Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte weitergeben, von denen nicht mit Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der Gesellschaft betreffen, so ist es verpflichtet, den Vorsitzenden des Aufsich...

	§ 4  Vorsitzender und Stellvertreter
	(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.
	(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich, spätestens in der nächsten Aufsichtsratssitzung vor anderen Beschlüssen eine Neuwahl vorzunehmen.
	(3) Der Stellvertreter des Vorsitzenden hat in allen Fällen, in denen er bei dessen Verhinderung in Stellvertretung des Vorsitzenden handelt, die gleichen Rechte wie der Vorsitzende, jedoch mit Ausnahme des dem Vorsitzenden nach § 5 Abs. 8 Satz 3 zust...
	(4) Sind der Vorsitzende und dessen Stellvertreter an der Ausübung ihrer Aufgaben verhindert, so hat diese Aufgaben für die Dauer der Verhinderung das dienstälteste, bei gleichem Dienstalter das an Lebensjahren älteste, nicht verhinderte Aufsichtsrats...
	(5) Der Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat und nimmt die Belange des Aufsichtsrats nach außen wahr. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden im Namen des Aufsichtsrats vom Vorsitzenden, bei dessen ...
	(6) Der Aufsichtsratsvorsitzende kann mit Investoren Gespräche über aufsichtsratsspezifische Themen führen. Er informiert den Aufsichtsrat bzw. dessen Ausschüsse über diese Gespräche.

	§ 5  Sitzungen; Einberufung; Beschlussfassungen
	(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden mit einer Frist von mindestens vierzehn Tagen einberufen, wobei der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet werden. Diese Frist kann in dringenden Fällen ab...
	(2) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu geben. Ergänzungen der Tagesordnung müssen, falls nicht ein dringender Fall eine spätere Mitteilung rechtfertigt, bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt werden. Beschlussvo...
	(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzungen, bestimmt die Arbeitssprache der Sitzung sowie die Art und die Reihenfolge der Behandlung der Tagesordnungspunkte.
	(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder, die durch ein in der Sitzung persönlich anwesendes Aufsic...
	(5) Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einberufung nicht enthalten war und auch nicht nach Maßgabe von § 5 Abs. 2 Satz 2 mitgeteilt worden ist, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats der Beschlussfa...
	(6) Wird zu einem Gegenstand der Tagesordnung weniger als drei Tage vor der Sitzung des Aufsichtsrats ein Antrag gestellt oder ein Antrag derart geändert, dass eine Stimmabgabe zu diesem Gegenstand der Tagesordnung nur in Kenntnis des Antrags oder der...
	(7) Auf Anordnung des Vorsitzenden können im Einzelfall unter Beachtung einer angemessenen Frist Sitzungen und Beschlussfassungen auch schriftlich, mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmit...
	(8) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Im Falle der Stimmengleichheit gibt die S...
	(9) Über die Sitzungen und Beschlussfassungen des Aufsichtsrats ist (zu Beweiszwecken, nicht als Wirksamkeitsvoraussetzung) eine Niederschrift anzufertigen und von dem vom Sitzungsleiter bestimmten Protokollführer sowie dem Leiter der Sitzung oder im ...

	§ 6  Teilnahme Dritter an Sitzungen; Hinzuziehung Dritter
	(1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats nehmen die Mitglieder des Vorstands teil, sofern der Aufsichtsratsvorsitzende im Einzelfall keine abweichende Anordnung trifft. Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal pro Geschäftsjahr ohne den Vorstand tagen.
	(2) Der Aufsichtsrat kann zur Erfüllung seiner Aufgaben nach seinem Urteil Wirtschaftsprüfer, Rechts- oder sonstige externe oder interne Berater hinzuziehen. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann solche Personen sowie Sachverständige und Auskunftspersonen...

	§ 7  Allgemeine Regeln für Ausschüsse
	(1) Der Aufsichtsrat bildet folgende Ausschüsse und besetzt diese aus seiner Mitte:
	a) ein Präsidium,
	b) einen Prüfungsausschuss und
	c) einen Innovations- und Finanzausschuss.

	(2) Der Aufsichtsrat kann weitere Ausschüsse bilden und aus seiner Mitte besetzen. Den Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern des Aufsichtsrats können, soweit gesetzlich zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden.
	(3) Die Amtszeit der Mitglieder der Ausschüsse entspricht, soweit nicht bei der Wahl durch den Aufsichtsrat eine kürzere Amtszeit bestimmt worden ist, ihrer Amtszeit als Mitglieder des Aufsichtsrats.
	(4) Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der Aufsichtsrat einen Vorsitzenden bestimmt. Ein Ausschuss ist nur beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder des Ausschusses, mindestens jedoch drei Mitglieder, an der...
	(5) Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sitzungen der Ausschüsse teil, soweit der Vorsitzende des Ausschusses oder eine Mehrheit der Ausschussmitglieder dies wünscht.
	(6) Die Ausschüsse des Aufsichtsrats können zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben die dem Aufsichtsrat nach § 111 Abs. 2 AktG zustehenden besonderen Einsichts- und Prüfungsrechte wahrnehmen.
	(7) Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende einem Ausschuss an und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmengleichheit, so gibt seine Stimme bei einer erneuten Abstimmung, wenn auch diese Stimmengleichheit ergibt, den Ausschlag (Stichentscheid); ist der...
	(8) Im Übrigen gelten für das Verfahren der Ausschüsse die Regelungen in § 5 entsprechend, soweit nicht der Aufsichtsrat für den Ausschuss etwas anderes bestimmt.

	§ 8  Präsidium
	(1) Das Präsidium besteht aus dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats, seinem nach § 4 Abs. 1 gewählten Stellvertreter und einem  weiteren, vom Aufsichtsrat zu wählenden Mitglied. Vorsitzender des Präsidiums ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats.
	(2) Das Präsidium koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat, bereitet die Sitzungen des Aufsichtsrats und die Prüfung seiner Effizienz vor und überwacht die Durchführung der vom Aufsichtsrat oder seiner Ausschüsse gefassten Beschlüsse.
	(3) Das Präsidium beschließt anstelle des Aufsichtsrats über
	a) die Vornahme von Geschäften zwischen der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen einerseits und einem Vorstandsmitglied oder Personen, Unternehmungen und Vereinigungen, die einem Vorstandsmitglied nahe stehen, andererseits, soweit s...
	b) die Einwilligung zu Nebentätigkeiten eines Vorstandsmitglieds nach § 88 AktG sowie zu Aufsichtsratsmandaten außerhalb der Healthineers-Gruppe;
	c) die Gewährung von Darlehen an den in §§ 89, 115 AktG genannten Personenkreis;
	d) die Zustimmung zu Verträgen mit Aufsichtsratsmitgliedern nach § 114 AktG;
	e) die anwaltliche Prozessvertretung der Gesellschaft in streitigen Verfahren, in denen die Gesellschaft durch den Vorstand und den Aufsichtsrat gemeinsam oder nur durch den Aufsichtsrat vertreten wird, insbesondere im Falle einer Anfechtungs- oder Ni...
	f) die Zustimmung zu zustimmungspflichtigen Geschäften und Maßnahmen gemäß § 6 Abs. 1 lit i) und j) der Geschäftsordnung des Vorstands.

	(4) Das Präsidium ist zuständig für Vorschläge an den Aufsichtsrat für die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern und die Verlängerung ihrer Mandate. Bei Vorschlägen für Erstbestellungen ist zu berücksichtigen, dass die Bestelldauer in der...
	(5) Das Präsidium ist im Rahmen des Vergütungssystems und der Vergütung des einzelnen Vorstandsmitglieds, die jeweils vom Aufsichtsratsplenum beschlossen werden, zuständig für den Abschluss, die Änderung, Verlängerung und Aufhebung von Anstellungsvert...
	(6) Das Präsidium unterbreitet dem Aufsichtsratsplenum Vorschläge für die Festsetzung der jeweiligen Vergütung der einzelnen Vorstandsmitglieder. Das Präsidium bereitet Beschlüsse des Aufsichtsratsplenums über das Vergütungssystem für den Vorstand sow...
	(7) Das Präsidium schlägt dem Aufsichtsrat unter Berücksichtigung der gemäß § 2 festgelegten Ziele für dessen Wahlvorschläge an die Hauptversammlung geeignete Kandidaten für neue Aufsichtsratsmitglieder vor.

	§ 9  Prüfungsausschuss (Audit Committee)
	(1) Der Prüfungsausschuss (Audit Committee) besteht aus vier vom Aufsichtsrat zu wählenden Mitgliedern. Dem Prüfungsausschuss muss mindestens ein Mitglied des Aufsichtsrats angehören, das über Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung oder Abschlu...
	(2) Dem Prüfungsausschuss obliegen folgende Aufgaben:
	a) Überwachung der Abschlussprüfung, insbesondere der Auswahl, Unabhängigkeit und Qualifikation des Abschlussprüfers sowie dessen Leistungen einschließlich der von ihm erbrachten zusätzlichen Leistungen; hierbei beachtet er die anwendbaren rechtlichen...
	b) Empfehlung für den Vorschlag des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung über die Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers für den verkürzten Abschluss und den Zwischenlagebericht für den Konzern (Halbjahresfinanzbe...
	c) Erteilung des Prüfungsauftrags an den Abschlussprüfer, Bestimmung von Prüfungsschwerpunkten und Honorarvereinbarung mit dem Abschlussprüfer;
	d) Vorbereitung der Prüfung des Jahres- und Konzernabschlusses und des Vorschlags des Vorstands zur Gewinnverwendung durch den Aufsichtsrat;
	e) Erörterung von Halbjahres- und etwaigen Quartalsmitteilungen mit dem Vorstand vor deren Veröffentlichung;
	f) Fragen der Rechnungslegung und des Risikomanagements einschließlich der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems;
	g) die Überwachung der Einhaltung von Rechtsvorschriften, behördlichen Regelungen und der unternehmensinternen Richtlinien (Compliance);
	h) Befassung mit der nichtfinanziellen Erklärung beziehungsweise dem gesonderten nichtfinanziellen Bericht und die etwaige Beauftragung einer externen Prüfung nach § 111 Abs. 2 Satz 4 AktG.


	§ 10  Innovations- und Finanzausschuss
	(1) Der Innovations- und Finanzausschuss besteht aus dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats, seinem nach § 4 Abs. 1 gewählten Stellvertreter und zwei weiteren, vom Aufsichtsrat zu wählenden Mitgliedern.
	(2) Der Innovations- und Finanzausschuss hat die durch Beschluss des Aufsichtsrats festgelegten Aufgaben. Insbesondere obliegt ihm, auf der Grundlage der Gesamtstrategie des Unternehmens, die Gegenstand der Strategiedurchsprachen im Aufsichtsrat ist, ...
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